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Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

ein Jahr ist seit dem Erscheinen unserer letzten deutschsprachigen Zeitschrift vergangen. Ein Jahr, in
dem wir regelmäßig aktuelle Analysen auf unserer Homepage publiziert und in zahlreichen öffentli-
chen Veranstaltungen zur Diskussion gestellt haben. Ein Jahr, in dem die imperialistische Kriegsent-
wicklung den Turbo angeworfen hat, während die Orientierungssuche und Klärungsprozesse im
politischen Teil der Klasse und der „radikalen Linken“ nur in schneckenhaftem Tempo vorankommen.

Immerhin wird die Kriegsentwicklung dort vielfach nicht mehr ausgeblendet, wird in Teilen der orga-
nisierten „autonomen Szene“ inzwischen sogar der Zusammenhang von kapitalistischer Krise und im-
perialistischer Kriegsentwicklung thematisiert. Auf orientierungssuchenden Veranstaltungen alter
Autonomer und Antiimps, die auch in ihrer militanten Spitzenzeit nie einen Bruch mit der Linken des
Kapitals anstrebten, wird jetzt offen ein neuer Antagonismus auch gegen die „Systemlinke“ gefordert
(Ex- RAF Mitglied Karl Heinz Dellwo auf einer Veranstaltung am 12.Juli 2024 in Kreuzberg).

Während die BRD ihre erklärte Kriegsfähigmachung nach außen mit einer verschärften Repression
nach innen begleitet und dabei auch intensiv ihre alten Muster der Staatsfeindverfolgung aktiviert (z.B.
den Fahndungsterror, die Medienhetze und die Repression gegen vermeintliche Unterstützer:innen der
letzten „RAF- Rentner:innen“ anlässlich der Verhaftung von Daniela Klette), ist der Weg zur wirklich
antagonistischen Klassenposition und zur revolutionären Perspektive des kommunistischen Programms
für die von der aktuellen Entwicklung geschockten und nach Orientierung suchenden Teile der „links-
radikalen Szene“ sicher noch weit. Doch auch die zunehmend in Bewegung geratende Arbeiter:innen-
klasse bewegt sich bisher ausnahmslos in den gewerkschaftlich kontrollierten Tarifroutinen. Und das
sich selbst als „sozialrevolutionär“, ja sogar „linkskommunistisch“ bezeichnende Milieu zeigt in immer
neuen Gruppengründungen, selbstreferentiellen Netzwerktreffen und ergebnislosen Aktionsbündnissen
nur seine eigene Perspektivlosigkeit. Eine Perspektivlosigkeit, die einem Konzept immanent ist, das
die kontinuierliche und kollektive Arbeit im Rahmen der Kommunistischen Partei ablehnt, deren inva-
riantes Programm und unpersönliche Politik keine Bühne für intellektuelle Selbstdarsteller und nach
Exklusivität lechzende Projektemacher bietet.

Auch wenn es mikroskopische Anzeichen für ein Wiedererwachen des proletarischen Klassenkampfes
gibt, wäre es naiv zu glauben, dass wir uns nicht mehr in einer konterrevolutionären Phase befinden.
Der mobilisierungsträchtige politische Aktivismus, der vor allem von der Linken des Kapitals um die
ideologischen Punkte des Antifaschismus und Antikolonialismus entfacht wird, bedeutet heute nicht
nur ein Verheizen anpolitisierter junger Enthusiasten, sondern tendenziell auch eine offene Unterstüt-
zung der aktuellen imperialistischen Kriegspolitik, die ja gerade in der BRD auch mit den ideologi-
schen Postulaten „der Linken“ betrieben wird.

Wir gehen in der aktuellen Ausgabe auf den Zusammenhang von Faschismus, Krieg und sozialen An-
griffen ein und zeigen, wie die antifaschistischen Mobilisierungen zum Bestandteil des bürgerlichen
Wahlzirkus geworden sind. Eine theoretische Analyse der repressiveren Durchsetzung des neuen Ak-
kumulationsregimes von den staatlichen Corona-Maßnahmen bis zur Kriegswirtschaft, die wir auf
Basis unserer grundlegenden Untersuchungen zur Laufbahn des Weltkapitalismus und unter Einbezie-
hung einer materialistischen Analyse der aktuellen ideologischen Angriffe der Gender- und Identitäts-
apostel durchgeführt haben, ist im Artikel „Der aufhaltbare Vormarsch der niederträchtigen freien
Welt“ zu lesen. Dieser war gleichzeitig der theoretische Text der Generalversammlung der IKP vom
Herbst 2023.
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In einem aktuellen und einem etwas älteren
Artikel gehen wir auf die Entwicklung in
Frankreich ein. Dem vollkommenen Bank-
rott der Linken des Kapitals angesichts der
politischen und sozialen Angriffe des Ma-
cron-Regimes und des Aufstiegs der extre-
men Rechten, den wir anhand ihrer neuen
Volksfrontpolitik zeigen, stellen wir eine
marxistische Analyse der proletarischen
Revolte in den Banlieues im letzten Som-
mer gegenüber.

Das Ereignis, das ein Sprengsatz nicht nur in der weiteren Weltkriegsentwicklung, sondern auch in der
Antikriegsbewegung werden sollte, war der Hamas-Überfall am 7.Oktober 2023 und der bis heute an-
dauernde Genozid Israels in Gaza. Die von ihm ausgelösten politischen Erschütterungen haben uns
nicht nur den menschenverachtenden Zynismus von Antifaschist:innen vor Augen geführt, die sich zur
Speerspitze der pro-zionistischen „deutschen Staatsräson“ gemacht haben, sondern führten auch zur
Renaissance eines blinden „Antikolonialismus“ und „Antiimperialismus“. In zwei Artikeln stellen wir
diesem naiven und betrügerischen neuen Antiimperialismus die Position Lenins und der frühen Kom-
munistischen Internationale zur nationalen und kolonialen Frage entgegen. Außerdem drucken wir
einen Artikel ab, der grundlegend Lenins Imperialismustheorie als Bestandteil des invarianten Marxis-
mus darstellt. Dieser erschien ursprünglich in einem Reader anlässlich eines gut besuchten Marx-Ein-
führungs-Wochenendes in diesem Frühjahr in Zürich, das vom dortigen Zusammenhang der
„Revolutionären Klärung“ durchgeführt und von der IKP unterstützt wurde.

Abschließend gehen wir in einem schon ein Jahr alten, aber immer noch aktuellen Beitrag auf „die
lange Arbeit, die vor uns liegt“ ein: Dies ist die Arbeit der Verteidigung des kommunistischen Pro-
gramms, der Lehren der Strategie und Taktik des proletarischen Klassenkampfes – für uns die histori-
sche Partei des Proletariats, auf deren Grundlage sich nur die heutige formale Kommunistische Partei
entwickeln kann. Auch wenn wir heute erst den winzigen Kern der Kommunistischen Weltpartei von
Morgen darstellen und uns der Grenzen unserer heute leider schwachen praktischen Möglichkeiten
schmerzlich bewusst sind, wissen wir: Nur aus historischer Kontinuität und programmatischer Klarheit
kann sich eine wirklich revolutionäre Klassenpartei formieren, aus einem immediatistischen Aktivis-
mus wird weder eine programmatische Klarheit noch eine historische Kontinuität entstehen! Die Auf-
rechterhaltung dieser allgemeinen historischen Kontinuität und der konkrete Generationswechsel ist
heute eine wichtige Aufgabe und erfordert die Unterstützung aller Genossen, die mit uns den Weg zur
starken und kompakten Partei von Morgen gehen wollen. Auch wenn wir wissen, dass die Partei nicht
alles ist, so ist doch jede noch so radikale Praxis ohne die durch die Kommunistische Partei verkör-
perte und gezeigte revolutionäre kommunistische Perspektive nichts. Darum: Unterstützt die Entwick-
lung der Internationalen Kommunistischen Partei!
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Welche Wahl haben wir im Superwahljahr 2024?

Gegen die „Linke“ und Rechte des Kapitals –

Krieg, Sozialabbau, Rassismus und Nationalismus ist die DNA aller bürgerlichen Parteien!

Der folgende Beitrag diente als Grundlage für unser Referat für unsere öffentliche Veranstaltung am
30. Mai in Berlin, kurz vor den Europa-Wahlen und ist aufgrund der bevorstehenden Landtagswahlen
in Sachsen, Thüringen und Brandenburg nach wie vor aktuell. Vieles von dem, was wir vorhergesagt
haben, bezüglich des Aufstiegs der bürgerlichen Rechten in Form der AfD und des populistischen
BSW, ist eingetreten. Wir möchten betonen, dass wir uns vor allem auf die Situation in Deutschland
beziehen; in anderen europäischen Ländern ist die Rechte des Kapitals zwar ebenfalls gestärkt aus den
Wahlen hervorgegangen, aber im Detail unterscheidet sich die Situation dennoch von Land zu Land.
Bei den kommenden Landtagswahlen zeichnet sich für die etablierten Parteien ein noch düsteres Bild –
im Extremfall könnten in Sachsen sogar alle drei Ampelparteien (SPD, Grüne, FDP) unterhalb der 5-
Prozent-Hürde landen und aus dem Landtag fliegen. Die vielen Skandale haben also der AfD offenbar
nicht geschadet, stattdessen findet die „weiter-so“-Politik der Ampel-Regierung immer weniger Zu-
stimmung und bricht sich Bahn in einer Alternative, die keine ist: einfach eine andere x-beliebige
Staatspartei wählen. Das Wissen, dass nur die Klasse der Lohnabhängigen, das moderne Proletariat,
über die Kraft verfügt, gesellschaftliche Verbesserungen zu erkämpfen und Kriege zu beenden, wenn
sie sich kollektiv organisiert, diese Erkenntnis ist leider bei einem Großteil der Menschen abhanden
gekommen. Dennoch sinkt die Zustimmung zum Kriegskurs der Bundesregierung trotz immer pompö-
ser propagandistischer Kriegsmobilisierung in der deutschen Bevölkerung:

In einer IPSOS-Umfrage vom 24. Februar 2024 glaubt nur noch etwa ein
Viertel der Deutschen an einen Sieg der Ukraine. Auch die Welt vom 9.
Februar 2024 schreibt, dass die „Bereitschaft der Deutschen zur Unter-
stützung der Ukraine sinkt“. Es gibt erste Anzeichen dafür, dass das was
während des 1. Weltkriegs von Kriegsbegeisterung in Kriegsmüdigkeit
umschlug, nun auch aktuell geschieht. Zwar gibt es „in den eigenen Rei-
hen“ (soll heißen außerhalb des ukrainischen und russischen Proletariats)
bisher geringe Verluste (bis auf NATO-Soldaten, die ihre Uniform wech-
seln und als Söldner agieren), aber die meisten Menschen spüren die
Kriegsfolgen immer drastischer in ihrem Geldbeutel. Und das steigert die
Unzufriedenheit, wobei wir zurück bei den Wahlen sind...

2024 ist ein sogenanntes „Superwahljahr“. So finden mehrere Kommunalwahlen statt, wie zuletzt am
26. Mai in Thüringen, die Europawahlen am 9. Juni und außerdem die Landtagswahlen in Sachsen und
Thüringen (1. September) sowie in Brandenburg (22. September).

Mit Blick auf diese Wahlen steht den etablierten Parteien und deren Personal in Staat, Parla-
menten, Institutionen und Stiftungen die Angst vor dem eigenen Abstieg ins Gesicht geschrieben.

Hohe Inflationsraten, explodierende Energiekosten, immer knapper werdender und kaum bezahlbarer
Wohnraum und soziale Existenzängste sind hingegen die dominierenden Themen der lohnabhängigen
Bevölkerung. Hinzu kommt die Angst vor einer weiteren Eskalation in der sich immer weiter drehen-
den Eskalationsspirale von westlichen Kriegstreiber:innen und Russland im Ukraine-Krieg, in der dann
nicht „nur“ noch bis zum letzten Ukrainer, sondern auch bis zum letzten Polen, Deutschen, Italiener,
Franzosen usw. gekämpft werden wird. Dazu all die anderen Krisen- und Kriegsherde, z.B. im Nahen
Osten oder der sich anbahnende Konflikt zwischen den USA und China. Diese dem Kapitalismus inne-
wohnende kriegstreibende Dynamik droht, sich zu einem allumfassenden weltweiten Konflikt auszu-
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weiten bis hin zum Einsatz von Atomwaffen und
der Vernichtung der gesamten Menschheit. Und
außerdem der immer gravierendere Einbruch der
europäischen und insbesondere der deutschen
Wirtschaft infolge der westlichen Sanktionspolitik
gegen Russland – es wird bereits ganz offen von
Deindustrialisierung gesprochen.

Die hier kurz skizzierte Situation treibt große Teile
des modernen europäischen Proletariats schier in
die Verzweiflung, was sich aber bisher leider nur
in geringem Maße in sozialen Unruhen oder
kämpferischen Massenstreiks, die sich der Kon-

trolle der staatstragenden Gewerkschaften entziehen würden, geschweige denn in der Entstehung eines
breiteren revolutionären Bewusstseins widerspiegelt. Nach jahrzehntelanger Konterrevolution hat die
Arbeiter:innenklasse immer noch zu viele Illusionen in bürgerliche Politikformen, die darauf abzielen,
die Klasse durch Bürger:innenbeteiligung, Volksbegehren, Zusammenarbeit mit bürgerlichen Parteien,
demokratisch-antifaschistische Kampagnen oder wahltaktische Manöver ruhigzustellen und zu inte-
grieren.

Was für die Christen das Osterfest, für die Juden der Jom Kippur und für die Moslems das Opferfest,
sind für die Demokrat:innen die Wahlen; statt der Fastenzeit beginnt für letztere bereits Wochen vor
der großen feierlichen Zeremonie der Wahlkampf: So wie alle großen Religionen ihre Jünger versu-
chen auch die Demokrat:innen und deren Wahlvereine ihre Staatsbürger:innen bei der Stange zu halten.
Dieses Mal ist die Situation besonders für die etablierten Parteien kompliziert:

Erstens gibt es die oben beschriebene breite Unzufriedenheit in der Bevölkerung. Inzwischen müsste ja
selbst ein Blinder sehen, dass die derzeit betriebene Politik diametral zu den Interessen der Lohnabhän-
gigen steht, und in der Tat scheint sich diese Erkenntnis zumindest partiell durchzusetzen – die soge-
nannte Politikverdrossenheit nimmt immer weiter zu.

Allerdings gibt es auch die Illusion, dass es andere bürgerliche Parteien besser machen würden, was
zweitens zu einer Fragmentierung in der deutschen Parteienlandschaft führt mit den neuen Parteien
AfD und der Partei der „Linkspopulistin“ Sahra Wagenknechts (BSW). Und diese Situation macht in
der Tat den sogenannten etablierten Parteien das Leben schwer, bereitet ihnen große Kopfschmerzen,
da sie gerne an der Macht bleiben würden mit all dem personellen Anhang, der sich an den Futtertrö-
gen der Macht festgefressen hat und nun Platz für einen Wechsel der Charaktermasken machen muss
(denn um mehr handelt es sich nicht).

In dieser unübersichtlichen Lage aus CDU, SPD, Grüne, FDP, Linkspartei, AfD und BSW, also 7 Par-
teien, die mehr oder weniger realistische Ambitionen auf einen Einzug in zumindest einige der Parla-
mente haben, versucht dann jeder dieser Wahlvereine, das eigene Klientel gegen die „anderen“ zu
mobilisieren und aufzuhetzen.

Insbesondere die etablierten Parteien spielen die antifaschistische Karte und versuchen die Großdemos
gegen die AfD für sich zu nutzen, die unter dem Motto „Gegen Spaltung – Für Demokratie“ mit hun-
derttausenden Teilnehmenden im Februar im gesamten Bundesgebiet stattgefunden haben. Demos, die
von „aufrechten Antifaschist:innen“ organisiert worden waren, die – der Einheit willen, und um die
„drohende rechte Gefahr mit allen Mitteln zu bekämpfen“ – nicht im Traum auf die Idee kommen, die
sozialen Angriffe und die Kriegstreiberei der aktuellen Bundesregierung zu kritisieren, die einer der
Gründe für das Erstarken der Rechten des Kapitals ist. 
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Aber auch aus einem anderen Grund ist die antifaschistische De-
magogie, die ihren Höhepunkt stets bei den Wahlen findet, ab-
surd: Mit dem Eintreten des Kapitalismus in seine
imperialistische Phase ist der historische Faschismus mit all sei-
nen Vorläufern (z.B. Freikorps im 1. Weltkrieg) entstanden und
untrennbarer Bestandteil bürgerlicher Herrschaft geworden. In
den Ländern des historischen Faschismus ist es offensichtlich,
dass der Faschismus mit der bürgerlichen Demokratie ver-
schmolzen ist (was wir bereits in der Weimarer Republik sehr gut
beobachten konnten wie auch nach dem Ende des 2. Weltkrie-
ges). In den USA und dem Rest der Welt ist diese Entwicklung
ohne eine solche Machtergreifung vonstattengegangen. In der
imperialistischen Phase sind faschistische Politikformen somit in
das Repertoire bürgerlicher Politik übernommen worden und
werden mal mehr und mal weniger eingesetzt, je nach den Erfor-
dernissen des Kapitals. Demokratie und Faschismus sind deshalb
kein Gegensatz, sondern gehören untrennbar zusammen:

Die Demokrat:innen bedienen sich nach Belieben unterschiedlicher faschistischer Politikformen wie
auch umgekehrt. Die Grünen und die SPD sind Kriegsparteien, die nicht nur am Ukraine-Krieg aktiv
beteiligt sind, sondern die Militarisierung der gesamten Gesellschaft vorantreiben. Sie betreiben Sozi-
alabbau und führen Hetzkampagnen gegen die sogenannten „Faulen“, um mehr Geld für Rüstung zur
Verfügung zu haben. Sie bauen den repressiven Staatsapparat aus, um für potentielle Aufstände perfekt
gewappnet zu sein. Die Medienlandschaft und die Öffentliche Meinung in Deutschland betreibt bei
Themen wie Corona und den aktuellen Kriegen eine einseitige, selektive Berichterstattung – abwei-
chende Meinungen werden unterdrückt auch mit juristischen und arbeitsrechtlichen Mitteln (z.B. Ent-
lassungen von unliebsamen Journalist:innen oder Wissenschaftler:innen). Die Regime-Gewerkschaften
sind fest in den Staatsapparat integriert und deren Führungspersonal Mitglied in Staatsparteien. Das
Gefasel von einer „Freien Marktwirtschaft“, von der insbesondere die FDP und die CDU gerne reden,
ist nichts als ein Hirngespinst, denn würde der Staat sich aus der Wirtschaft heraushalten, würde diese
in kürzester Zeit wie ein Kartenhaus in sich zusammenfallen. Stattdessen betreibt der Staat rund um die
Uhr eine massive wirtschaftliche (Krisen-)Interventionspolitik, um z.B. mit der Geldpolitik der Noten-
banken, mit Subventionen von Schlüsselindustrien und von neuen Industrien (z.B. der sogenannte
Green New Deal), Standortpolitik, Rettungsprogrammen und Sozialpolitik (z.B. Kurzarbeitergeld) den
Laden am Laufen zu halten flankiert von den zahlreichen Wirtschaftsinstituten, die der Bundesregie-
rung beratend zur Seite stehen und die Daten zur Einschätzung der wirtschaftlichen Lage liefern. All
das sind Merkmale (Militarismus, ein Generalangriff auf unsere Lebens- und Arbeitsbedingungen,
Ausbau des Repressionsapparates, Gleichschaltung der öffentlichen Meinung, Integration der Gewerk-
schaften in den Staat, die staatlich gelenkte Wirtschaft und der Sozialstaat als Kontrollorgan) des Fa-
schismus, die von den westlichen Demokratien dankbar übernommen wurden.

Die antifaschistischen Kampagnen zu den Wahlen sind im Endeffekt nichts anderes als eine Unterstüt-
zungskampagne für die etablierten Staatsparteien, die wiederum in ihrem Kern selbst faschistisch sind
– verpackt in einer bunten, demokratischen Seifenblase. Wenn auf Wahlplakaten die Grünen „Nazis ein
Kreuz durch die Rechnung“ machen und die SPD den „Rechtsruck stoppen“ will, ist das nichts als in-
haltsleeres Geschwätz, um von sich als links verstehenden Menschen Wählerstimmen zu bekommen.
Diese Stimmen, die mit der Angst vor der „faschistischen Gefahr“ gesammelt werden, dienen außer-
dem als Legitimation der Politik von Sozialabbau und Kriegstreiberei. So hatte beispielsweise der fran-
zösische Präsident Macron, den viele nur als „kleineres Übel“ gewählt hatten, um die rechte Politikerin
Marine Le Pen zu verhindern, die Proteste gegen seine Rentenreform als „undemokratisch“ diffamiert,
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während seine Politik ja durch die Mehrheit der
Wählerstimmen legitimiert worden sei. Auch die
Grüne Außenministerin Baerbock bezieht sich
gerne auf die Legitimation, die ihr die Wähler-
stimmen verleihen würden und lehnt dabei
gleichzeitig eine Änderung der Ukraine-Politik
durch den Druck der Straße ab, indem sie sagt, es
ist „egal, was meine deutschen Wähler denken“
(31. August 2022).

Natürlich sind wir die letzten, die so etwas wie
eine „echte“ oder „direkte“ Demokratie fordern
und damit gefährliche Illusionen schüren wür-
den, da wir sehr gut wissen, das in einer Gesell-
schaft, die vor bürgerlicher Propaganda und

Ideologie nur so trieft, in der Medien, Lobbies, Interessenverbände und Meinungsbildungsinstitute des
Kapitals in den allermeisten Fällen in der Lage sind, die Menschen auf den „richtigen“ Kurs zu bringen
und sich somit fast niemals eine demokratische Mehrheit dafür findet, den Kapitalinteressen „ein
Kreuz durch die Rechnung zu machen“. Und falls die Demokratie doch einmal nicht die „gewünsch-
ten“ Ergebnisse liefert, wie im Volksbegehren „Deutsche Wohnen & Co. Enteignen“, das entgegen
dem martialisch klingenden Titel aus vorauseilendem Gehorsam ohnehin schon sehr zahme und mode-
rate Forderungen aufgestellt hatte, wird dies von den Mühlen der bürgerlicher Institutionen zermahlen
und ignoriert – die Anwendung faschistischer Methoden inbegriffen, falls notwendig.

Genauso abstoßend wie die Instrumentalisierung des Antifaschismus zum Wählerfang ist es, wenn
Kriegsparteien auf Wahlplakaten „Frieden sichern“ (SPD) und „Frieden schützen“ (Grüne) wollen.
Dasselbe gilt übrigens sowohl für den „Feminismus“ als auch für den „Anti-Feminismus“ der unter-
schiedlichen bürgerlichen Parteien, der nur dazu dient, jeweils das eigene Klientel zu mobilisieren und
wirksame Veränderungen zu verhindern. Oder was hat die „Feministische Außenpolitik“ anderes ge-
bracht, als abgeschlachtete Männer an der ukrainischen Front und trauernde Witwen? Was bringen
Quoten und weibliche Vorstände für die sogenannte „proletarische Durchschnittsfrau“? Nichts als
dummes Geschwätz! Da müsste sich selbst für theoretisch unversierte „Gefühls-Linke“ die Frage stel-
len, wie solche Parteien unterstützt werden können!

Wie die Grünen hat auch die AfD ein Wahlplakat mit dem Schriftzug „Frieden schützen“ im Pro-
gramm. Und in der Tat vertritt die AfD im Ukraine-Krieg zumindest verbal eine andere Position als die
etablierten Parteien. Aber eben nicht aus der Überzeugung heraus, dass „Kriege scheiße“ und Folge
wachsender inner-imperialistischer Widersprüche sind und man nicht immer mehr Ukrainer zur
Schlachtbank führen möchte oder vielleicht weil man einfach gerne ein Friedens-Engel ist, wie der

naive Teil der sogenannten Friedensbewegung. Viel-
mehr will man sich nicht für einen Krieg in Unkos-
ten stürzen, von dem man überzeugt ist, dass er aus
der Sicht deutscher Standortinteressen nutzlos ist.
Das erklärt auch, dass die AfD für die Wiedereinfüh-
rung der Wehrpflicht ist und Auslandseinsätzen der
Bundeswehr z.B. im Jemen im Bundestag zuge-
stimmt hat. Somit lässt sich diese Position noch
schneller revidieren als die der Grünen zur Bundes-
tagswahl 2021: „Keine Waffen und Rüstungsgüter in
Kriegsgebiete“.
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Der übersteigerte Nationalismus und die offene rassistische Hetze gegen alles „Fremde“ sowie ein ver-
altetes Rollenbild der Frau sind sicherlich die gravierendsten Unterschiede der AfD zu den üblichen
Staatsparteien. Aber es handelt sich hier mehr um hässliche Schminke, als um tiefgreifende inhaltliche
Differenzen. Menschen in anderen Ländern durch eine aggressive wirtschaftliche und militärische Au-
ßenpolitik zur Flucht zu treiben, um anschließend die eigenen Grenzen zu schließen, machen SPD und
Grüne gleichermaßen. Dabei möchte doch auch die AfD gerne die „Demokratie bewahren“, da sie sich
von den etablierten Parteien undemokratisch behandelt fühlt. Wo sich auch alle Staatsparteien einig
sind, ist der Kampf gegen sogenannte „Faulenzer“. Aber nicht jene, die andere ausbeuten, indem sie
diese für sich arbeiten lassen. Gemeint sind Menschen, die aus dem Arbeitsmarkt geflogen und auf So-
zialleistungen angewiesen sind.

Für viele Menschen erscheint das neugegründete „Bündnis Sahra Wagenknecht – Vernunft und Ge-
rechtigkeit“ (BSW) der gleichnamigen Linkspopulistin, ein Spaltprodukt der Linkspartei, der Ausweg
aus dem wahltaktischen Dilemma zu sein. In Sachen Sozialchauvinismus und Rassismus unterscheidet
sich diese Truppe jedoch nur geringfügig von allen anderen Staatsparteien. So hetzt sie in einem Inter-
view mit der F.A.Z. mit dem Titel „Missbrauch von Bürgergeld gehört eingedämmt“ über „arbeitsun-
willige Bürgergeldempfänger“ und schlägt damit in dieselbe Kerbe wie ausgerechnet die
wirtschaftsliberale FDP, die den Druck auf die Beschäftigten erhöhen und damit letztlich auch die
Löhne drücken möchte.

In der Frage von Auslandseinsätzen der Bundeswehr oder Waffenlieferungen in die Ukraine, aber auch
im Nahost-Konflikt vertritt das BSW zumindest verbal und auf dem Papier eine Anti-Kriegs-Position.
Dabei will sie sich in die ach so friedliche Tradition des „Bundeskanzlers Willy Brandt und des sowje-
tischen Präsidenten Michail Gorbatschow“ stellen (Zitate im Folgenden Parteiprogramm und Europa-
wahlprogramm des BSW). Was sich für manch einen zunächst gut anhören mag, ist brandgefährlich.
Von Teilen der Grünen und der SPD wissen wir nur zu gut, wie ein vermeintlich gut gemeinter Pazifis-
mus, der das Wort Kapitalismus nicht in den Mund nimmt, jederzeit in offene und aggressive Kriegs-
treiberei umschlagen kann und an der Linkspartei sehen wir aktuell, wie man sich schrittweise den
lästigen Anti-Kriegspositionen entledigen kann. „Friedliche Lösungen durch Diplomatie und Interes-
senausgleich“ im luftleeren Raum zu fordern, ist ebenso realitätsfremd, wie zu glauben, dass man
„Europa erneut zu dem Friedensprojekt machen [kann], als dass es einst konzipiert worden war.“ und
das es in Wirklichkeit nie war! Dazu passt die Aussage: „Die Bundeswehr hat den Auftrag, unser Land
zu verteidigen. Für diese Aufgabe muss sie angemessen ausgerüstet sein.“. Natürlich ist das BSW
nicht dagegen, dass Deutschland seine imperialistischen Interessen auf „friedlichem, diplomatischen
Weg“ gegen andere Staaten und Bündnisse durchsetzt. Dabei sollte doch klar sein, dass sich die impe-
rialistischen Räuber bei der Konkurrenz um Märkte, Rohstoffe und Einflusssphären früher oder später
in die Haare kriegen, was zunächst zu Protektionismus und Handelskriegen führt, aber früher oder spä-
ter zu offenen militärischen Konfrontationen auf dem Schlachtfeld. Aber wer wie gesagt nicht ernsthaft
von Kapitalismus reden will, soll gefälligst auch zum Krieg schweigen!

Bei der Frage von sozialer Gerechtigkeit ist weder
von Klassen noch von Kapitalismus die Rede. So
orientiert sich das BSW am den „Mittelstand“, for-
dert die Förderung „kleiner und mittelständischer
Unternehmen“ und tritt für eine „Leistungsgesell-
schaft“ ein, statt den Charakter des Lohnsystems
an sich anzuprangern, in dem es eine solche „Leis-
tungsgerechtigkeit“ gar nicht geben kann. Der
Kampf für „fairen Wettbewerb“ scheint eines der
Hauptziele dieses Wahlvereins zu sein. Denn kriti-
siert wird vor allem, dass „marktbeherrschende

10

Viele sich als links definierende Menschen klam-
mern ihre letzte Hoffnung an Sahra Wagenknecht



Großunternehmen, übermächtige Finanzkonzerne wie Blackrock und übergriffige Digitalmonopolisten
wie Amazon, Alphabet, Facebook, Microsoft und Apple entstanden [sind], die allen anderen Marktteil-
nehmern ihren Tribut auferlegen, Wettbewerb untergraben und die Demokratie zerstören“ und dabei
„Mittelstand und Arbeitnehmer unter die Räder geraten.“. Noch abstruser wird es in einem Interview
in der superillu mit Wagenknecht vom 8. November 2023: „Der Blackrock-Kapitalismus, den wir
heute haben, behindert echte Unternehmer und bestraft die Fleißigen.“

Gefordert wird ein „guter“, regulierter und mittelständisch geprägter Kapitalismus, den es nie geben
kann und vor allem werden gefährliche Illusionen in einen Kapitalismus geschürt, in dem alle ein schö-
nes Leben haben und alle in Frieden leben könnten. Dass Wagenknecht „eine Zusammenarbeit mit
Mario Voigt nicht aus[schließt]“ (dem CDU-Spitzenkandidat für Thüringen), unterstreicht nur die
Kompatibilität dieser selbsternannten Protestpartei mit den etablierten Parteien.

Es scheint an dieser Stelle fast überflüssig zu sein, die Linkspartei separat zu erwähnen, zum Einen,
weil sie an ihrem Ziel als „ganz normale“ etablierte Staatspartei längst angekommen ist – mit all den
Eskapaden von Privatisierungen und Angriffen auf die Lohnabhängigen, wo sie es an die Regierung
geschafft hat und mit der Annullierung ihrer nie besonders tiefgründigen Antikriegsposition. Zweitens,
weil es momentan fast den Anschein hat, dass sie auf kurz oder lang von der politischen Bildfläche
verschwinden könnte. Andererseits sollte man Schwächelnde nicht zu früh abschreiben und immerhin
verfügt diese Partei noch immer über ein beachtliches Potential, als Linke des Kapitals insbesondere
Intellektuelle, Gefühlslinke, Gewerkschaftler:innen, Trotzkist:innen und andere Pseudo-
Kommunist:innen in ihren Bann zu ziehen und somit auch einiges an „Rebellentum“ in den Staat zu in-
tegrieren. Die Linkspartei ist weder ein Störenfried für das Kapital noch kann sie ein positiver
Bezugspunkt für die lohnabhängige Klasse oder für uns als Kommunistinnen und Kommunisten sein,
im Gegenteil: Sie erfüllt die ihr zugewiesene Rolle zur vollsten Zufriedenheit des Kapitals und ist nur
eine von vielen beliebigen Varianten einer Staatspartei.

Wie wir also sehen, können wir bei Wahlen keinen Blumentopf gewinnen. De facto verhalten sich die
verschiedenen bürgerlichen Parteien lediglich wie unterschiedliche Fraktionen ein- und derselben Ein-
heitspartei, die möglichst große Teile der Bevölkerung einfangen und ins System integrieren möchte.
Die Heilsversprechen insbesondere von vermeintlich linken Parteien schüren nur gefährliche Illusio-
nen, ohne dass diese jenseits von Kosmetik wirklich etwas zu unseren Gunsten verändern würden. Im
Gegenteil wurden wir immer wieder Zeuge davon, dass gerade vermeintlich „linke“ Parteien die größte
Drecksarbeit in Form von Privatisierungen, Sozialabbau und Kriegstreiberei für das Kapital verrichten.

Insbesondere macht auch die Gegenüberstellung von Demokratie und Faschismus und die Heraufbe-
schwörung einer „faschistischen Gefahr“ keinen Sinn, wie dies von der „Linken“ des Kapitals gerne
vor den Wahlen praktiziert wird, da beides kein Widerspruch ist, wie wir ja bereits weiter oben ge-
schrieben haben. Je nach den Erfordernissen der Aufrechterhaltung der herrschenden Ordnung können
z.B. im Kriegsfall die sogenannten bürgerlichen Freiheitsrechte fast nach Belieben eingeschränkt oder
Wahlen ausgesetzt werden – beides ursprünglich Merkmale des Faschismus, die momentan in der de-
mokratischen Ukraine angewendet werden. 

Es gibt für uns, dem modernen Proletariat, nur eine Perspektive, um aus diesem bürgerlich de-
mokratisch-faschistischen Irrweg, aus der Sackgasse, in der wir uns befinden, herauszukommen:

Der Bruch mit allen bürgerlichen Politikformen und mit allen staatstragenden und regime-treuen Insti-
tutionen. Das bedeutet nicht, dass wir morgen um 12 Uhr zur Revolution aufrufen, oder die Illusion
haben, aus dem Nichts heraus Massenstreiks oder Revolten aus dem Boden stampfen zu können. Wir
wissen sehr wohl um das Bewusstsein und die schlechte Verfassung, in der wir uns als Klasse befin-
den. Auseinandersetzungen müssen geführt werden, dabei müssen Erfahrungen gesammelt werden und
dabei muss die Klasse wieder lernen, wie man kämpft und wie wir uns dabei z.B. auf gewerkschaftli-
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cher Ebene oder in Stadtteilkomitees organisieren
können. Dies ist zweifellos ein langer Prozess, der
nicht von heute auf morgen passiert und auch nicht
durch blinden Aktionismus verkürzt werden kann.

Aber der richtige Weg dorthin muss eingeschlagen
werden. In Bezug auf die Wahlen ist es notwendig,
mit allen Illusionen in Demokratie und Parlamen-
tarismus zu brechen, weder die „Linke“ noch die
Rechte des Kapitals zu unterstützen und jegliche
Zusammenarbeit zu verweigern, die Politik des
bürgerlichen Staates mit all seinen Staatsparteien
zu denunzieren und zu bekämpfen. Wer ernsthaft
gegen Krieg, Sozialabbau, Nationalismus und Rassismus kämpfen möchte, kann dies nur außer- und
anti-parlamentarisch tun. Wer diese oder jene Staatspartei unterstützt oder sonstige demokratische oder
parlamentarische Spielchen betreibt, unterstützt hingegen – ob bewusst oder unbewusst – die Kriegs-
vorbereitungen, die Angriffe auf unsere Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie Nationalismus und
Rassismus in all seinen Formen.

In Bezug auf die Regime-Gewerkschaften ist es notwendig, keinerlei Illusionen in deren Rolle und
Funktion zu haben. Denn auch sie (z.B. ver.di und IGM) haben gezeigt, dass sie die Kriegspolitik der
Bundesregierung mit einer Politik des Burgfriedens unterstützen. Bei Arbeitskämpfen und Tarifausei-
nandersetzungen wird von ihnen stets versucht, diese in einen kontrollierten Rahmen zu halten und mit
faulen Kompromissen zu befrieden, statt zu versuchen, die maximal mögliche Kampfkraft der Be-
schäftigten auszuschöpfen, um das Kapital wirksam unter Druck zu setzen.

Deshalb können Kämpfe sowohl gegen Krieg als auch gegen Angriffe auf unsere Lebens- und Arbeits-
bedingungen nur dann erfolgreich sein, wenn es Strukturen gibt, die nicht der Kontrolle der Apparate
der Regime-Gewerkschaften unterliegen. Trotzdem können Streiks oftmals nur unter Nutzung der be-
stehenden gewerkschaftlichen Strukturen geführt werden. Die Gründung neuer, kämpferischer Ge-
werkschaften ist zwar notwendig, aber ein längerer Prozess, da diese nur aus den Kämpfen entstehen
und nicht auf die Schnelle am „Runden Tisch“ konstruiert werden können.

Darüber hinaus ist es notwendig, die politische Organisation der Arbeiter:innenklasse, die heute nur als
kleiner Kern existiert, wiederaufzubauen: die Internationale Kommunistische Partei. Denn nur so kön-
nen historische und aktuelle Erfahrungen gesammelt und ausgewertet und das nötige theoretische Rüst-
zeug entwickelt werden, können die bestehenden Ausbeutungs- und Unterdrückungsverhältnisse
analysiert, verstanden, kritisiert und perspektivisch überwunden werden. Nur mit einer solchen Organi-
sation, können Niederlagen und Erfolge ausgewertet und der Weg zur Wiederaufnahme des Klassen-
kampfes geebnet werden. Die Internationale Kommunistische Partei stellt sich dabei gegen alle
parlamentarische Parteien, die in Wirklichkeit nichts als Wahlvereine und die Parteien von Staat und
Kapital sind.
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2024: Faschismus, Krieg und soziale Angriffe

Aufgrund der in diesem Jahr stattfindenden Landtagswahlen in Deutschland und der Europawahl und
der zu erwartenden Wahlerfolge der rechten AfD; aufgrund des Krieges in der Ukraine, im Nahen
Osten und den zunehmenden inner-imperialistischen Spannungen; aufgrund der zunehmenden sozialen
Angriffe auf unsere Lebens- und Arbeitsbedingungen: Der Dreiklang „Faschismus, Krieg und soziale
Angriffe“ wird in diesem Jahr einen hohen Stellenwert in der öffentlichen Debatte und den Auseinan-
dersetzungen einnehmen. Und alles drei hängt untrennbar miteinander zusammen. Umso wichtiger ist
es, die Definitionsmacht darüber nicht der herrschenden Klasse und ihrer plumpen Propagandamaschi-
nerie zu überlassen, sondern eine nüchterne, materialistische Analyse dieser „Phänomene“ zu betrei-
ben, die nichts anderes sind als feste Bestandteile der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft.

Seit 2 Jahren hält nun schon der Ukraine-Krieg an – quasi direkt vor unserer Haustüre (der ukrainische
Bürgerkrieg seit 2014 und die ständigen Provokationen und Eskalationen, die zu dieser neuen Qualität
beigetragen haben nicht mitgerechnet). Wir haben bereits mehrmals betont, dass es sich hierbei um
einen Stellvertreterkrieg zwischen dem sogenannten Westen – v.a. den USA, der NATO sowie Europa
– und Russland handelt. Auch wenn der Westen offiziell keine Kriegspartei sein möchte, zeigt sich
doch immer deutlicher dessen Verstrickung durch Sanktionen, Finanzhilfen, Waffenlieferungen, Aus-
bildungen, nachrichtendienstlicher Hilfe sowie den Einsatz von Söldnern. Der Anfang des Jahres be-
kannt gewordene Fall getöteter französischer „Bürger“ reiht sich in eine lange Liste entsprechender
Vorkommnisse ein. Russland will schon ganze Kommandozentralen der NATO in der Ukraine zerstört
haben. Es ist bereits klar, dass die ukrainischen Soldaten die komplizierten westlichen Waffensysteme
gar nicht mehr komplett selber warten und bedienen können, da hierfür eine mehrjährige Ausbildung
notwendig ist. Im „besten Falle“ drücken sie immerhin noch auf den „roten Knopf“, während die Ziele
der Raketen größtenteils von der westlichen satellitengestützten Aufklärung festgelegt werden. Auch
ohne die zahlreichen diplomatischen Patzer der grünen Außenministerin Baerbock ist klar, dass
Deutschland (und der gesamte Westen) de facto längst zur Kriegspartei geworden ist. Der Ukraine-
Krieg ist somit ein weiterer Schritt hin zu einem neuen weltweiten Gemetzel ungeahnten Ausmaßes
(bis hin zu einem Atomkrieg)! Wie die Erfahrungen von 1939 zeigen, entsteht ein Weltkrieg nicht
plötzlich aus dem nichts, sondern entwickelt sich aufgrund der wachsenden Widersprüche zwischen
den großen imperialistischen Ungeheuern über einen längeren Zeitraum und kann jederzeit losgehen. 

Der Ukraine-Krieg offenbart jedoch auch die Widersprüche und Konflikte innerhalb des Westens. So
waren die engen wirtschaftlichen Beziehungen Europas mit Russland den USA bereits lange ein Dorn

im Auge und die wirtschaftliche
Stärke Deutschlands, die v.a. auf bil-
liger russischer Energie basierte,
sollte gebrochen werden – deshalb
auch der Widerstand der USA zu-
nächst gegen die Gaspipelines von
Nordstream 1 und dann in aller Ag-
gressivität gegen Nordstream 2, bis
hin zu deren Sprengung und den
halbherzig geführten Ermittlungen,
die wie ein deutsches Staatsgeheim-
nis gehütet werden, was allerlei
Raum für Spekulationen öffnet. In
unserem Artikel „Wer greift Europa
an?“, der 2022 in der Nr. 6 unserer
Zeitung „Kommunistisches Pro-
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gramm“ erschienen ist, schrieben wir: „Die Unterbrechung der natürlichen Verbindung zwischen der
westeuropäischen Wirtschaft und den russischen Energiequellen trifft in erster Linie den deutschen In-
dustrieapparat und seine weitreichenden kontinentalen Verzweigungen. Es ist ein direkter Angriff auf
die Grundlagen des europäischen Kapitalismus, der sich um den deutschen Magneten dreht…“. Am
10.02.2024 schreibt dann die Berliner Zeitung mit Verweis auf das US-Medienunternehmen Bloom-
berg: „Ohne russisches Gas ist Deutschland keine industrielle Supermacht mehr… Laut Bloomberg
droht ein weiterer Rückgang der Industrieproduktion aufgrund des Ausfalls der russischen Gasliefe-
rungen – mit schwerwiegenden Folgen.“ Mit dem Voranschreiten der strukturellen Krise des Kapitals
findet trotz imperialistischer Bündnisse ein Hauen und Stechen jeder gegen jeden statt. Aber dies darf
nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch Deutschland immer tiefer in den Krieg gegen Russland ver-
strickt ist und dabei auch eigene Interessen verfolgt. Im Schatten des Krieges streben ausgerechnet die
ehemaligen Anti-Atom-Aktivist:innen der Grünen danach, selber zu einer Atommacht zu werden und
spielen dabei mit einem Atomkrieg. Und der Abhörskandal der Bundeswehr legt nahe, dass man bereits
direkt plant, russische Infrastruktur zu bombardieren, allerdings noch unter ukrainischer Flagge. Es ist
offensichtlich, dass Deutschland darauf hinarbeitet, zur militärischen Führungsmacht in Europa zu
werden.

Zu dem Krieg in der Ukraine ist am 7. Oktober ein weiterer hinzugekommen: Nach dem Überfall der
im palästinensischen Gaza-Streifen regierenden islamistischen Hamas auf Israel mit weit über 1.000
Todesopfern, hat Israel längst zum Gegenschlag ausgeholt. Die israelische Bourgeoisie nutzt den An-

griff geschickt aus, um ihre Interes-
sen ohne Rücksicht auf Verluste
(solange es nicht die eigenen
Soldat:innen sind!) durchzusetzen.
Mit massiven Bombardements und
einem Einmarsch in den Gaza-Strei-
fen, was bereits zigtausende Opfer
gefordert hat (die meisten davon
Frauen und Kinder), soll die störende
palästinensische Bevölkerung weiter
vertrieben und zurückgedrängt und
der Status der palästinensischen Be-
völkerung zementiert werden, damit
Israel seine Siedlungspolitik rück-
sichtslos fortzusetzen kann. Die
Leidtragenden an dem nicht enden

wollenden Krieg der israelischen und palästinensischen Bourgeoisie und Herrschaftscliquen sind wie
immer die Proletarier:innen in Israel und vor allem in Palästina, die mit ihrem Blut den Preis dafür be-
zahlen. Aber wie wir bereits geschrieben haben, handelt es sich auch hier nicht um einen lokalen Kon-
flikt, sondern um einen, der zusammen mit dem in der Ukraine das Potential eines offenen
umfassenderen Krieges hat, da auch die Großmächte Russland und die USA mit ihren jeweiligen Ver-
bündeten und Stellvertretern längst durch bereits stattfindende Bombardements mit Verlusten auf allen
Seiten massivst involviert sind und immer mehr Länder und Milizen (die ebenfalls nicht unabhängig
agieren) in den Konflikt hineingezogen werden – die Houthis im Jemen, die bereits eine der weltweit
wichtigsten Handelsrouten blockieren, die vom Iran gesteuerte „Achse des Widerstandes“ mit Milizen
im Irak, in Syrien (von wo aus wiederum Russland operiert), der Hisbollah im Libanon usw.

Und last but not least ist der Konflikt der USA mit China um die Insel Taiwan weiter aktuell und die
USA versuchen, den indisch-pazifischen Raum vor China zu „verteidigen“. In unserem Artikel „100
Jahre KP China – eine erfolgreiche bürgerlich-revolutionäre Partei und ihre kapitalistische Großmacht-
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politik.“ im „Kommunistischen Programm“ Nr. 7 von 2023 schrieben wir hierzu: „China, das seiner
neuen außen- und verteidigungspolitischen Stoßrichtung entsprechend ‘rule maker’ statt ‘rule taker’ in
der Weltpolitik werden will, fordert dabei natürlich die noch stärkste imperialistische Macht, die USA,
heraus. Die Nationale Sicherheitsstrategie der USA vom Herbst 2022 bezeichnet China als zentrale
‘Herausforderung’ der USA: China sei ‘das einzige Land’, das ‘sowohl die Absicht’ habe, ‘die interna-
tionale Ordnung neu zu gestalten’, als auch ‘in zunehmendem Maß die ökonomische, diplomatische,
militärische und technologische Macht, dieses Ziel voranzubringen’.“

In dieser beängstigenden Situation nimmt die Kriegsrhetorik der Politiker:innen der regierenden
Ampel-Koalition und die Kriegspropaganda der staatstragenden Medien immer neue Ausmaße an. Was
gestern noch tabu war, wird fast täglich durch neue Äußerungen sogar noch übertroffen. Wollte man
sich und die Ukraine anfangs noch „gegen die Aggressionen Russlands verteidigen“, ungeachtet der ei-
genen Verantwortung an der Zuspitzung des Konfliktes, sorgte Außenministerin Baerbock mit der of-
fenherzigen Aussage „Wir führen einen Krieg gegen Russland“ zunächst für Irritationen.

Verteidigungsminister Pistorius sagte
dann Ende 2023: „Wir müssen
kriegstüchtig werden!“ Und am 24.
April 2024 sagte der grüne Wirt-
schaftsminister Habeck im Deutsch-
landfunk: „Schwerpunkt meiner
Arbeit ist jetzt auch Rüstungsindus-
trieminister zu sein“. Im selben
Atemzug wird vor einem direkten
Angriff durch Russland gewarnt –
um die riesigen Militärhilfen für die
Ukraine und die gigantischen Mili-
tärausgaben der Bundeswehr öffent-
lich zu rechtfertigen. Dass
Deutschland die Atombombe will,
haben wir bereits erwähnt. Und der

französische Präsident hat gar einen weiteren Vorstoß gestartet, um NATO-Truppen in die Ukraine zu
schicken – nicht als Söldner getarnt wie dies längst der Fall ist, sondern ganz offiziell französische
Truppen, was unweigerlich zu einem direkten (Atom-)Krieg mit Russland führen würde. Auch wenn
die anderen NATO-Länder und deutsche Politiker hier gebremst haben, scheint es nur eine Frage der
Zeit zu sein, bis dieses letzte Tabu fällt, angesichts der immer offensichtlicheren militärischen Nieder-
lage der Ukraine und des kollektiven Westens gegenüber Russland. Wenn schon die Ukraine fällt, viel-
leicht schafft man dann einen Sieg auf polnischen, deutschen oder französischen Trümmerlandschaften
gegen den russischen Konkurrenten!

Was Scholz in einer Ansprache am 13. Dezember 2023 noch eher beiläufig zugegeben hat, nämlich
dass aufgrund der Militärausgaben eben woanders gespart werden müsse, also die Klasse der Lohnab-
hängigen letztlich dafür blechen und den Gürtel noch enger schnallen soll, wird inzwischen immer of-
fensiver propagiert unter dem Deckmantel, dass „Sicherheit“ (gemeint ist Kriegstreiberei) eben etwas
kosten würde. Hier sind wir bei einem weiteren Punkt: der Ukraine-Krieg ist mit einem beispiellosen
Generalangriff auf unsere Lebens- und Arbeitsbedingungen und einer Rekord-Inflation durch steigende
Energiekosten verbunden. Die FDP drängt bereits dazu, den Sozialstaat weiter zurückzuschrauben,
eine weitere Erhöhung der Mehrwertsteuer ist in Diskussion und SPD-Arbeitsminister Heil will „Job-
verweigerern“ das Bürgergeld für zwei Monate streichen. Die Regime-Gewerkschaften, die längst fes-
ter Bestandteil des bürgerlichen Staatsapparates geworden sind, und von denen nicht all zu viel zu
erwarten ist, hätten – wenn sie ihre eigentliche Rolle ernst nehmen würden – dies längst aufgreifen und
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offen gegen den Krieg mobilisieren müssen. Stattdessen passiert auch hier das genaue Gegenteil. So
schrieb die IG Metall im September 2023: „Der Verteidigungshaushalt sollte sich danach bemessen,
was zur Erfüllung der Aufgaben in der Landes- und Bündnisverteidigung erforderlich ist“. Die größte
deutsche Gewerkschaft ist noch nicht einmal zu einer klaren verbalen Positionierung gegen die Kriegs-
politik der deutschen Bourgeoisie bereit. Bei ver.di sieht es leider auch nicht besser aus. Aber auch auf
der Ebene der reinen Lohnkämpfe, um einen Ausgleich für die gestiegenen Lebenshaltungskosten zu
erhalten, ist seitens der Gewerkschaften nichts passiert, was den Burgfrieden gefährden könnte.

All das, was wir hier beobachten können, sind klassische Merkmale faschistischer Herrschafts-
und Politikformen, die die Demokrat:innen als Testamentsvollstrecker:innen vom Faschismus
geerbt haben:

• Militarismus (von der aktuellen Kriegsbeteiligung bis zur militärischen, ökonomischen, propagandis-
tischen Mobilisierung für einen „totalen“ Krieg)

• ein Generalangriff auf die Lebens- und Arbeitsbedingungen unserer Klasse als direkte und indirekte
Folge des Krieges und Erhöhung der Militärausgaben auf unsere Kosten

• die feste Integration der Regime-Gewerkschaften in den Staatsapparat und der forcierte Burgfrieden

• Ausbau der staatlichen Kontrolle und der Repressionsapparate

• Faktische Gleichschaltung der Berichterstattung der Medien

• Öffentliche Unterdrückung und Diffamierung abweichender Meinungen

• Eine staatlich gelenkte Wirtschaftspolitik

Um dem ganzen noch eins draufzusetzen gab es Anfang Februar Großdemonstrationen gegen die AfD
und Faschismus, natürlich ohne Soziale Angriffe, Krieg und innere Aufrüstung zu thematisieren, teils
sogar mit offener Beteiligung von Vertreter:innen der „geliebten“ Ampel-Regierungsparteien, die vor
allem Angst vor „Denkzettel-Wahlen“ und dem eigenen Machtverlust in diesem Jahr haben. Im Endef-
fekt also eine Unterstützungskampagne für die Staatsparteien, die wiederum in ihrem Kern selbst fa-
schistisch sind – verpackt in einer bunten, demokratischen Seifenblase.

Wir wissen, dass es bei (Außen-)Politik in den wenigsten Fällen um „Werte“ und „Menschenrechte“,
sondern um die knallharte Durchsetzung der Interessen der jeweiligen nationalen Bourgeoisie geht.
Wir erleben einen seit den 1970ern angeschlagenen Kapitalismus, der sich von der letzten seiner vielen
Krisen 2008 noch nicht wieder erholt hat. Wir sehen, wie die großen imperialistischen Ungeheuer ins
Wanken geraten und verzweifelt versuchen, ihre Vormachtstellung mit aller Gewalt zu sichern und
weiter auszubauen, um die Krise möglichst auf andere Staaten abzuwälzen. Dies verstärkt die dem Ka-
pitalismus innewohnende Kriegsdynamik und erhöht die Gefahr eines neuen weltweiten Gemetzels,
das bis hin zu einem Atomkrieg, die beiden letzten Weltkriege weit in den Schatten stellen würde. Und
die strukturelle Krise das Kapitals ist neben dem Krieg die Hauptursache für die derzeit stattfindenden
sozialen Angriffe gegen uns.

Statt den verlogenen demokratisch-antifaschistischen Ablenkungsmanövern und der Kriegspropaganda
(Menschenrechte, Antifaschismus, Feminismus, nationale Selbstverteidigung uvm.) der sogenannten
etablierten Parteien auf den Leim zu gehen, ist es daher notwendig, sich den Kriegsvorbereitungen, den
militärischen sowie politischen Provokationen, aber auch den sich verschärfenden sozialen Angriffen
mit aller Härte entgegenzustellen. Das ist aber nicht möglich durch taktische Manöver oder sogenannte
Kampagnenpolitik. Nur indem die Arbeiter:innenklasse nach Jahrzehnten der faschistischen, stalinisti-
schen und demokratischen Konterrevolution den schwierigen Weg der Wiederaufnahme des Klassen-
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kampfes beschreitet und zu den Methoden des revolutionären Defätismus zurückkehrt, können soziale
Angriffe abgewehrt und die Kriegspolitik der herrschenden Klasse durchbrochen werden. Revolutionä-
rer Defätismus bedeutet konkret:

1. Die Organisierung des Kampfes zur Verteidigung der Lebens- und Arbeitsbedingungen des Proleta-
riats, um die ökonomischen und politischen Interessen der Bourgeoisie schwer zu treffen.

2. Die Ablehnung von wirtschaftlichen und sozialen Opfern im Namen der „Nationalökonomie“.

3. Der offene Bruch des sozialen Friedens und eine entschiedene Rückkehr zu den Methoden und Zie-
len des Klassenkampfes. Das ist die einzige wirkliche internationalistische Solidarität der Proletarier
sowohl der Metropolen wie der imperialistischen Peripherien.

4. Die Ablehnung jeglicher partisanenartiger Komplizenschaft (nationalistisch, religiös, patriotisch,
söldnerisch, humanitär, pazifistisch) zugunsten irgendeines Staates oder einer staatlichen Front, die
in dem Krieg verwickelt ist.

5. Aktionen des ökonomischen und sozialen Streiks, die zu echten Generalstreiks führen, um das na-
tionale Leben zu paralysieren und den Weg zu politischen Streiks zu ebnen, dazu geeignet jede Art
von Mobilisierung und Kriegspropaganda auszubremsen und zu verhindern.

Natürlich sind wir hiervon heute noch weit entfernt, aber es gibt keine Alternative. Perspektivisch ist es
notwendig, noch einen Schritt weiter zu gehen: die Ursachen für Krieg, Umweltzerstörung und die An-
griffe auf unsere Lebens- und Arbeitsbedingungen bis hin zur Auslöschung der gesamten Menschheit
müssen dauerhaft beseitigt werden und das geht nur, wenn das „Problem“ an der Wurzel angepackt
wird durch die Beseitigung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung und die Errichtung einer klassen-
losen, kommunistischen Gesellschaft.
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Arbeitskämpfe 2023/2024 in Deutschland und ein

paar kurze Anmerkungen zum Streikrecht

Das letzte Jahr in Deutschland war durch viele Tarifverhandlungen und Arbeitskämpfe geprägt. Betrof-
fen waren die Leiharbeit, das Bauhauptgewerbe, die Deutsche Post, die Textil- und Bekleidungsindus-
trie, die Papier-, Pappe- und Kunststoff verarbeitende Industrie, der Öffentliche Dienst (Bund und
Gemeinden), das Kfz-Handwerk Bayern, die private Energiewirtschaft, die Helios-Kliniken, die Süß-
warenindustrie, die Deutsche Bahn, die Energie- und Versorgungswirtschaft Ost, die Diakonie, die
Eisen- und Stahlindustrie, die Gewerkschaft Deutscher Lokführer (GDL), das Bodenpersonal der Luft-
hansa, der Öffentliche Dienst (Länder) und der öffentliche Nahverkehr.

Aufgrund der geringen Abschlüsse der letzten Jahre und der hohen Inflation wurden in einigen Berei-
chen kräftige Lohnerhöhungen gefordert, teils ging es sogar wieder um die Verringerung der Wochen-
arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich. Die geringe Verhandlungsbereitschaft seitens des Kapitals
wiederum führte zu einer großen Wut und Entschlossenheit der Beschäftigten. Trotz des Konjunktur-
einbruchs „stärkt [der Fachkräftemangel] die Verhandlungsposition der Gewerkschaften und führt in
Teilen der Wirtschaft zu einer neuen Arbeitnehmermacht.“, schreibt das WSI-Institut der gewerk-
schaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung. Somit wurden auch die Regime-Gewerkschaften von ihren Mit-
gliedern unter Druck gesetzt, einerseits hohe Lohnforderungen in den Kämpfen aufzustellen und diese
andererseits durch vehementere Streiks zumindest partiell durchzusetzen.

Das WSI schreibt: „Insgesamt war das Jahr 2023 durch eine besonders offensive Tarifrunde mit zahl-
reichen Streiks und einer hohen Beteiligung der Beschäftigten gekennzeichnet. Bei der Gewerkschaft
ver.di haben nach eigenen Angaben im Jahr 2023 140 Streiks stattgefunden, an denen sich mehr als
300.000 Gewerkschaftsmitglieder beteiligt haben. Die Gewerkschaft NGG meldet sogar eine neue Re-
kordzahl von mehr als 400 Streiks im Jahr 2023. Im Rahmen der Tarifauseinandersetzungen ist es den
Gewerkschaften zudem gelungen, besonders viele neue Mitglieder zu gewinnen. Allein ver.di konnte für
das Jahr 2023 190.000 Neueintritte verkünden, was den höchsten Zuwachs seit der ver.di-Gründung
2001 markiert. Abzüglich der Mitgliederverluste hatte ver.di per Saldo am Ende des Jahres 2023 ein
Plus von etwa 40.000 Mitgliedern. Die Tarifabschlüsse konnten teilweise erst nach umfangreichen
Warnstreiks erzielt werden. Bei der Deutschen Post AG wurde sogar eine Urabstimmung für einen un-
befristeten Erzwingungsstreik durchgeführt, bevor kurz vor Streikbeginn doch noch ein Abschluss er-
zielt werden konnte.“ Auch Hagen Lesch, der Tarifexperte des arbeitgebernahen Instituts der deutschen
Wirtschaft (IW) sagt laut einem Artikel im Stern vom 5. März 2024: „‘Seit 2010 haben wir keinen so
hohen Konfliktwert wie im letzten Jahr gehabt.’ Zwar gebe es noch keine Auswertung für das erste
Quartal 2024. ‘Aber es deutet sich an, dass wir im laufenden Jahr ein ähnlich hohes Niveau behalten
werden wie wir es im letzten Jahr hatten.’“ Hingegen gibt die Sozialwissenschaftlerin Irene Dingeldey
vom Institut Arbeit und Wirtschaft der Universität Bremen im selben Artikel zu bedenken, dass die

Streiks noch lange nicht ihre härteste Form angenommen
haben. „Das wären unbefristete Streiks und die haben
wir noch gar nicht“.

Kosmetisch schöngerechnete Abschlüsse

Im großen und ganzen blieben die Abschlüsse jedoch
weit hinter der Inflation zurück und wurden von den Ge-
werkschaftsführungen kosmetisch schöngerechnet. Wir
haben dies bereits in der letzten Ausgabe unserer Zeitung
im Artikel „Der Tarifabschluss im öffentlichen Dienst
2023“ ausführlich kritisiert. Das WSI-Institut der ge-
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werkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung schreibt hierzu: „Die Tarifabschlüsse des Jahres 2023 sind
vor allem durch drei Merkmale gekennzeichnet“:

1. „Zunächst wurden in fast allen größeren Branchen sogenannte Inflationsausgleichsprämien verein-
bart... Innerhalb der Gewerkschaften wurde die Inflationsausgleichsprämie zunächst kontrovers dis-
kutiert… [Sie verringern] jedoch die tabellenwirksamen Lohnerhöhungen, was für die Beschäftigten
langfristig zu einem entsprechend niedrigeren Entgelt führt.“ (Tarifpolitischer Jahresbericht 2023,
Seite 5 wie die Zitate in der Folge). Die von der Bundesregierung im Oktober 2022 getroffene Re-
gelung ist frei von Steuern und Sozialabgaben, was zu einer relativ hohen Einmalzahlung führt, die
sich aber nicht in der Rente auswirkt und auch den Lohn nicht dauerhaft anhebt, da sie nicht in die
Lohntabelle eingeht. Somit wird die Inflation maximal für den Moment kompensiert und die Ein-
malzahlung verpufft anschließend.

2. „Das zweite besondere Merkmal der Tarifabschlüsse 2023 liegt darin, dass in Kombination mit den
Inflationsausgleichsprämien die tabellenwirksamen Lohnerhöhungen zumeist relativ spät in Kraft
treten.“ Dies bedeutet, dass die bereits entstandenen Lohnverluste durch die Inflation seit dem Aus-
laufen der alten Tarifverträge nicht kompensiert werden. Im Öffentlichen Dienst (Bund und Kom-
munen) beträgt die tabellenwirksame Lohnerhöhung laut ver.di ab 1. März 2024 um die 11,5
Prozent (5,5 Prozent sowie ein Sockelbetrag in Höhe von 200 Euro, der sich je nach Einkommen
unterschiedlich auswirkt). Die Laufzeit beträgt 24 Monate, die letzte Erhöhung war im April 2022.
Somit beträgt die jährliche, tabellenwirksame (und damit dauerhafte) Erhöhung von April 2022 bis
Dezember 2024 nur um die 4,2 Prozent bei offiziellen Inflationsraten von 7,9 Prozent für 2022 und
5,9 Prozent für 2023, also ein deutlicher Reallohnverlust. Wie bereits gesagt sind die Inflationsaus-
gleichsprämien verpuffende Einmalzahlungen, die den Lohn nicht dauerhaft oben halten. Dennoch
schreibt auch das WSI: „Mit insgesamt 5,5 % liegt die durchschnittliche Erhöhung der Tarifvergü-
tungen 2023 nominal mehr als doppelt so hoch wie im Vorjahr.“ und berücksichtigt dabei explizit
die einmaligen Inflationsausgleichsprämien.

3. „Das dritte Merkmal der Tarifabschlüsse 2023 besteht darin, dass in den meisten Branchen die un-
teren Lohngruppen überproportional hohe Lohnzuwächse verzeichneten. Dies ist zum einen das Er-
gebnis der Inflationsausgleichsprämien, die einen Pauschalbetrag umfassen, der die unteren
Lohngruppen besonders begünstigt. Zum anderen wurden entsprechend der Tarifforderungen der
Gewerkschaften in vielen Tarifabschlüssen prozentuale Tariflohnerhöhungen mit festen Mindestbe-
trägen beim Lohnzuwachs kombiniert, was ebenfalls zu überproportionalen Tariferhöhungen bei
den unteren Lohngruppen geführt hat.“ Die Forderung, die Lohngefälle innerhalb der Unternehmen
zu reduzieren, indem die unteren Lohngruppen stärker angehoben werden, haben wir stets unter-
stützt und insoweit ist dies zweifellos eine positive Entwicklung.

Hinzu kommt ein weiterer Trend:

„Die Laufzeiten der 2023 vereinbarten Tarifab-
schlüsse lagen bei durchschnittlich 23,3 Monaten und
bestätigen damit den bereits langanhaltenden Trend,
wonach ein zweijähriger Abschluss in den meisten
Tarifbranchen zum Standard geworden ist.“ Es ist
klar, dass die Unternehmen ein Interesse an möglichst
langen Laufzeiten von Tarifverträgen haben, um
Streiks zu minimieren. Das Risiko von Preissteige-
rungen und Reallohnverlusten bleibt dabei bei den
Lohnabhängigen. Zudem kommt dies den Führungen
der Regime-Gewerkschaften nicht ungelegen: über
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einen Zeitraum von 2 Jahren verteilt können nominell höhere prozentuale Erhöhungen erzielt werden,
z.B. an die 10 Prozent, was sich gut anhört und sich gegenüber den eigenen Mitgliedern besser verkau-
fen lässt als lediglich unter 5 Prozent pro Jahr bei um die 10 Prozent Inflation! So lassen sich hohe Re-
allohnverluste schönrechnen!

Neue Qualität der Kämpfe im Dienstleistungssektor

In der Zeit Online vom 14. März 2024 schreibt Ursula Engelen-Kefer, die von 1990 bis 2006 stellver-
tretende Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) war: „Wir hatten in Deutschland
schon ähnliche Arbeitskämpfe, aber vor allem im produzierenden Gewerbe“, aber „solche Streiks, wie
wir sie jetzt erleben, gab es im Dienstleistungssektor bislang nicht“. Der Sozialwissenschaftler Heiner
Dribbusch, der lange für das WSI gearbeitet hat, weist darauf hin, dass „viele Arbeitskämpfe... derzeit
die öffentliche Daseinsvorsorge und damit das Leben vieler Bürger [betreffen]“. Streiks bei der Bahn,
der Lufthansa, im öffentlichen Nahverkehr, in den Kitas oder in den Kliniken treffen die Menschen viel
härter im Alltag als Streiks in der Automobilbranche und werden in der Öffentlichkeit deshalb ganz an-
ders wahrgenommen.

Bürgerliche Hetze gegen Streiks der Lokführer

Dementsprechend nimmt auch die Hetze in der bürgerlichen Öffentlichkeit vor allem bezüglich der
Streiks der Gewerkschaft deutscher Lokführer GDL immer wieder ganz besondere Ausmaße an. Der
Grüne Wirtschaftsminister Habeck kritisiert etwa, dass die GDL für kürzere Arbeitszeit streikt. „[Er]
sieht darin keine Option – es müsse mehr statt weniger gearbeitet werden.“ (taz vom 14. März 2024).
Der FDP-Generalsekretär Bijan Djir-Sarai will das Streikrecht für kritische Infrastruktur einschränken,
der Hauptgeschäftsführer der Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände, Steffen Kampeter fordert
den Gesetzgeber zum Handeln auf. Auch die Wirtschaftsweise Veronika Grimm ist der Meinung, „so
könnte man etwa auf die Idee kommen, [per Gesetz] ein Schlichtungsverfahren vor dem Streik vorzu-
schreiben.“ (Tagesspiegel vom 15. März 2024). Der rechtspolitische Sprecher der Unionsfraktion,
Günter Krings, fordert ein Streikgesetz mit Pflicht-Vorlaufzeiten für Arbeitskämpfe bei der kritischen
Infrastruktur. „Die Bundesvorsitzende der Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT) Gitta Connemann
(CDU) erneuert bei jedem Streik im Verkehrsbereich fast schon mantraartig ihre Forderung nach
einem Streikgesetz… Im Interview mit dem Deutschlandfunk erneuerte Connemann am Dienstag ihre
Vorstellung, dass es in diesen Branchen vor einem Streik zunächst ein verpflichtendes Schlichtungsver-
fahren durchgeführt werden müsse.“ (Legal Tribune Online vom 24.01.2024). Die Deutsche Bahn sel-
ber hat gegen die Streiks geklagt, während die Gerichte zum wiederholten Male bestätigt haben, dass
die Streiks der GDL verhältnismäßig, zulässig, rechtmäßig sind.

Natürlich ist klar, dass ein Streik wirt-
schaftlichen Schaden verursachen und
wehtun muss – man muss ihn merken,
sonst ist er kein Druckmittel und somit
sinnlos! Jede weitere gesetzliche Be-
schränkung wäre also nur eine weitere
Einschränkung der Verhandlungsmacht
der Klasse der Lohnabhängigen! Der
DGB schreibt in einer Erklärung „Hände
weg vom Streikrecht!“ (klartext Nr.
11/2024): „Wenn Streiks Wirtschaft und
Verkehr zum Stillstand bringen, dann
kommt regelmäßig der Ruf, das Streik-
recht zu beschneiden. Doch bereits jetzt
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hat Deutschland hohe Hürden für Streiks. Wir sagen: Hände weg vom Streikrecht! Morgen kann es
auch um deine Arbeitsbedingungen gehen… Für Beschäftigte ist das Streikrecht das letzte und einzige
Mittel, um für ihre berechtigten Interessen einzustehen und ebenbürtig zu verhandeln... Ohne das
Streikrecht wären Verhandlungen für die Beschäftigten und ihre Gewerkschaften nur „kollektives Bet-
teln“, wie das Bundesverfassungsgericht urteilte.“

Ein paar Worte zum GDL-Ergebnis:

In einer Kolumne für die taz vom 16. März 2024 schreibt Kersten Augustin über den GDL-Streik:

„Ich glaube, jede Branche könnte einen Weselsky brauchen. Eine schöne Vorstellung wäre das, wenn
eine Journalistengewerkschaft so einen kernigen Vorsitzenden mit Schnurrbart hätte…“ und spricht
damit vermutlich vielen sich als links verstehenden Menschen aus der Seele.

Die GDL selber schreibt: „Nach einer fünfmonatigen, teils erbittert geführten Auseinandersetzung
haben die Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) und die Deutsche Bahn am 26. März 2024
in Berlin einen Tarifabschluss erzielt, der für die Eisenbahnerinnen und Eisenbahner werthaltige Ver-
besserungen beinhaltet.“ Tatsächlich hatten im Dezember 2023 ganze 97 Prozent der GDL-Mitglieder
in der Urabstimmung für einen unbefristeten Streik gestimmt – mit einer Forderung von 555 Euro mo-
natliche Lohnerhöhung bei einer Laufzeit von zwölf Monaten, um die hohe Inflation und den daraus
resultierenden Reallohnverlust zumindest teilweise auszugleichen. Nach sechs Warnstreiks, in denen
die Lokführerinnen und Lokführer ihre Kampfbereitschaft bewiesen haben, wurde das nun vorliegende
Verhandlungsergebnis angenommen.

Dabei hat der Arbeitskampf der Bahn einen hohen Schaden beschert, was auch notwendig ist, um die
Gegenseite zu Zugeständnissen zu zwingen. Das Statista Research Department schrieb am 08.03.2024:
„Nach Schätzungen des IW Köln entstehen durch einen Streiktag der GDL Kosten von bis zu 100 Mil-
lionen Euro. Diese verteilen sich in etwa gleichmäßig auf die Kosten für das Unternehmen (Deutsche
Bahn), die Ausfälle beim Konsum und bei Dienstleistungen sowie die Folgen für die Lieferketten.“

Eine kämpferische Rhetorik und ein gewisses Maß an Hartnäckigkeit ist bei der GDL part of the game.
Nicht, weil es sich bei der vom CDU-Mitglied Weselsky geleiteten Gewerkschaft um eine besonders
kämpferische Gewerkschaft handelt. Die kleine Spartengewerkschaft, die nicht im DGB organisiert ist,
konkurriert mit der EVG, die wiederum eine DGB-Gewerkschaft ist. Deshalb muss sie ihre Mitglieder
bei der Stange halten, indem sie stets ein klein wenig mehr fordert und durchsetzt als ihre Konkurrenz,
damit sie sich als die bessere Alternative verkaufen kann.

Deshalb stellt sich die Frage: Ist das GDL-Ergebnis wirklich so sensationell, wie es auf den ersten
Blick erscheint? Herausgekommen sind 420 Euro bei einer Laufzeit von 26 Monaten – aufs Jahr umge-

rechnet sind das lediglich 194 Euro im Monat. Also eine viel
zu lange Laufzeit mit einer deutlich geringeren Lohnerhö-
hung, als ursprünglich gefordert. Auf kununu.com gibt die
Deutsche Bahn das durchschnittliche Jahresgehalt eines Lok-
führers mit 40.900 Euro an. Demnach entsprechen die 194
Euro einer jährlichen Lohnerhöhung um 5,7 Prozent für 2023
und 2024. Die hohen Inflationsraten von 2022, 2023 und 2024
werden damit bei weitem nicht ausgeglichen. Daran ändert
auch die Inflationsausgleichsprämie in Höhe von 2.850 Euro
nichts, denn diese Einmalzahlung geht nicht dauerhaft in die
Lohntabellen ein.
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Eine zentrale Forderung der GDL konnte – allerdings zu Lasten einer größeren Lohnerhöhung – durch-
gesetzt werden: „Gegen den heftigen und letztendlich unnützen Widerstand der DB ist es der GDL und
ihren Mitgliedern gelungen, die Absenkung der Arbeitszeit für Schichtarbeiter und die 35-Stunden-
Woche ohne Entgeltreduzierung für die Zukunft durchzusetzen“, so der GDL-Bundesvorsitzende Claus
Weselsky. Konkret wurde laut GDL erst in ein paar Jahren die „schrittweise Absenkung der jeweils
maßgeblichen Referenzarbeitszeit um drei Stunden von 2026 bis 2029 für Schichtarbeiter“ vereinbart.
Wahlweise können Beschäftigte bis zu 40 Stunden pro Woche arbeiten und bekommen dafür pro zu-
sätzlicher Wochenstunde 2,7 Prozent mehr Lohn. Bei den aktuellen Lebenshaltungskosten müssten die
Lokführer:innen somit weiterhin mindestens 38 Stunden pro Woche arbeiten, um die Inflation einiger-
maßen ausgleichen zu können. Außerdem konnte sich die GDL „mit der Forderung, die bestehenden
Tarifverträge für Netzbetrieb- und Netzinstandhaltung zu übernehmen“ (GDL-Pressemitteilung vom
26.03.2024), nicht durchsetzen.

Insgesamt also ein Arbeitskampf mit einem durchwachsenen Ergebnis, bei dem längst nicht alle Mög-
lichkeiten, z.B. ein unbefristeter Streik, ausgenutzt wurden und das nicht so glanzvoll ist, wie es uns
die GDL schmackhaft machen möchte.
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Das Streikrecht in Deutschland

Das Arbeitskampfrecht ist in Deutschland nicht gesetzlich geregelt, sondern im Wesentlichen durch
die Rechtsprechung entwickelt worden. Vorherrschendes Grundprinzip jedes Arbeitskampfes ist
nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) das Verhältnismäßigkeitsgebot, aus dem
sich alle weiteren Arbeitskampfprinzipien ableiten. So gilt insbesondere der Grundsatz, dass Ar-
beitskampfmaßnahmen erst nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten zur Einigung durchgeführt wer-
den dürfen. Zulässigkeitsvoraussetzung für einen Streik ist weiter, dass er nicht gegen eine
tarifvertraglich vereinbarte Friedenspflicht verstößt. Verstößt ein Streik gegen das Verhältnismäßig-
keitsgebot, kann sich daraus die Rechtswidrigkeit des Streiks ergeben.

Als Instrument der Betätigungsfreiheit einer Koalition darf ein Streik nur von einer Gewerkschaft
organisiert und geführt werden. Die Forderung, für die gestreikt werden soll, muss sich auf einen
Gegenstand beziehen, der grundsätzlich in einem Tarifvertrag regelbar ist. Politische Streiks sind
daher in Deutschland unzulässig. Damit sind auch Generalstreiks zur Durchsetzung politischer For-
derungen grundsätzlich rechtswidrig.



Der aufhaltbare Vormarsch

der niederträchtigen „freien Welt“

„Wie sind wir zu diesem Weltsystem gekommen, das sich heute in einem Zustand der Vorbereitung auf
einen dritten Konflikt zeigt, vollgestopft mit Produktionsanlagen, aufgebläht mit Finanzmasse, ausge-
stattet mit einem Netz diplomatischer Kontrolle, das drei Viertel der Erde regelrecht „überrumpelt“,
ausgestattet mit einer Propagandaorganisation, die die Oberfläche des Planeten erstickt, Atmosphäre
des Planeten und, für diejenigen, die daran glauben, auch das unwägbare Feld des ‘Geistes’ erstickt,
endlich Herr über eine bewaffnete Macht, im Vergleich zu der die großen Führer der Geschichte viel-
leicht ein Bataillon von Zahnstochern befehligt haben, bezeichnet sich selbst mit dem mehr törichten
als schamlosen Ausdruck als ‘freie Welt’?“ („Dummheit und Lügen der freien Welt“, Battaglia Comu-
nista, Nr. 15, 1950)

Das Weltsystem, das damals – 1950, dem Datum unseres Textes – entstanden ist, ist in seiner Grund-
struktur das gleiche wie heute. Die Bewegung hin zum Dritten Krieg entfaltete sich mühsam durch
eine Vielzahl lokaler Kriege und lenkte, nachdem der „bipolare Antagonist“ ohne Kriegsanstrengungen
ausgelöscht worden war, die Dynamik der Herrschaft und Kolonisierung auf den Horizont des gesam-
ten Planeten. In ihrem Dienst stand die mächtigste Streitmacht, die die Menschheitsgeschichte je gese-
hen hat [1].

Alle militärischen, technologischen, propagandistischen und wirtschaftlichen Mittel wurden erdacht
und eingesetzt, um die Prinzipien der „freien Welt“ durchzusetzen, damit niemand der Freiheit ent-
kommt, deren Fahnenträger die Nation mit dem „offenkundigen und außergewöhnlichen Schicksal“ ist,
die als Kolonialist auf der Haut der amerikanischen Indianer und als Sklavenhalter auf der Haut der
Afrikaner geboren wurde und die den Auftrag hat, allen Völkern der Welt das gleiche Schicksal zu be-
reiten. Eine Mission, die noch nicht erfüllt ist und nun an einem entscheidenden Wendepunkt steht. Es
ist keine Übertreibung zu sagen, dass wir uns bereits im dritten Krieg befinden und dass die nahe Zu-
kunft die letzte Schlacht ist, die über den Ausgang des Krieges entscheiden wird.

Auf ihrem Vormarsch bedient sich die „freie Welt“ bis an die Zähne bewaffneter Armeen und verfügt
über hochentwickelte Technologien, um ihre Überlegenheit gegenüber den Kräften, die sich ihr entge-
genstellen, zu markieren. Ihr Fortschritt geht Hand in Hand mit dem Triumph der Technik, der der Tri-
umph der Herrschaft des Menschen über den Menschen ist, da im Kapitalismus ab einem bestimmten
Zeitpunkt jeder technische Fortschritt eine strengere Unterwerfung unter seine Gesetze bedeutet. In der
Fabrik vollzieht sich der Übergang von der formellen zur reellen Subsumtion des Arbeiters durch das
Maschinenwesen und die Anwendung der Wissenschaft auf die Produktion; in der Gesellschaft voll-
zieht er sich durch die Ausdehnung des Maschinensystems und die Anwendung der Wissenschaft auf
jeden Aspekt des gesellschaftlichen Lebens. Wir zitieren aus demselben Text:

„Für Franklin [der gleichnamige Repräsentant der Ursprünge des
‘freien Amerika’, Matrix der Neuen Welt, Anm. d. Ü.] ist der
Mensch von Natur aus ein ‘Werkzeugmacher’. Was will man mehr
an Bürgerlichkeit? Der Autor dieser zynischen Definition starb
1790, aber der Imperialismus ist das Ergebnis der Herstellung
vieler, vieler Werkzeuge. Auch die Atombombe ist ein Werkzeug, oh
ihr, die ihr die Franklins bedauert“.
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Die Bombe ist das Instrument schlechthin, sie ist die
Synthese und Materialisierung des Prozesses der
Subsumtion. Niemand kann sich ihr unter Andro-
hung der Apokalypse widersetzen, aber ihre unbe-
grenzte Macht ist auch ihre Grenze: ihr Einsatz als
Instrument muss bei der Demonstration von Macht
aufhören, sonst vernichtet sie mit den Beherrschten
die Herrschaft selbst. Vielleicht rechnen die engen
Kreise des finanziellen Großbürgertums mit dem
Überleben und bereiten luxuriöse Bunker vor: aber
über wen werden sie ihre Herrschaft ausüben, wenn
es niemanden mehr gibt, den sie ausbeuten können?
Die Bombe ist der ultimative Ausdruck des Instru-
ments in der Bedeutung, die das Wort in der Kapital-
gesellschaft annimmt: aber sie ist auch ein Ausdruck
der Grenzen des Kapitals. Durch die Verallgemeine-
rung der Instrumentierung, umso mehr, wenn sie in
ihrer Funktionsweise autonom ist, umso mehr, wenn
sie immateriell und auf ihre Weise mit einer Intelli-
genz ausgestattet ist, die den Menschen überflüssig,

unzureichend und veraltet macht [2], zerstört das Kapital sich selbst, die Basis der Selbstverwertung,
die seiner Bewegung einen Sinn gibt. Die Tatsache, dass wir heute zur Hypothese eines Feldeinsatzes
der Bombe zurückkehren, ist vielleicht ein Symptom für die erreichte Grenze des Fortschritts, jenseits
derer sich die Alternative zwischen Revolution und ruinöser Katastrophe ergibt.

Die Beherrschung durch die Technik, das Produkt einer alles andere als „neutralen“ Wissenschaft, die
im Wesentlichen auf die Schaffung von profit- und herrschaftsorientierten Werkzeugen abzielt und ent-
wickelt wurde, geht im heutigen Zeitalter weit über die rein materielle Produktion von Waren hinaus.
Sie gehört „für diejenigen, die daran glauben, in den unwägbaren Bereich des Geistes“; Herrschaft ist
nicht zu trennen von der Kontrolle der Gedanken, Emotionen und Gefühle der Beherrschten. Auch hier
hat der Übergang von der formellen zur reellen Subsumtion mit dem Aufkommen umfassender und all-
gegenwärtiger Instrumente stattgefunden, die in der Lage sind, die Massen und das Individuum zu er-
reichen und zu formen – vorzugsweise von frühester Kindheit an. Die permanente Verbindung mit dem
Internet reduziert das Individuum auf eine Endstation des General Intellect [3], der heute unter der
Kontrolle einer Handvoll großer Finanzgruppen steht, die in ihren Händen monströse Apparate kon-
zentrieren, die in der Lage sind, Gedanken, Verhalten und Konsum zu überwachen und auf maximalen
Profit auszurichten. Gleichzeitig entkoppelt er sie von den Beziehungen, die in der konkreten Realität
bestehen, indem er virtuelle Welten vorschlägt, die sich unabhängig von der realen Welt entfalten. Je-
mand, der in unserer Strömung geschult ist, schlussfolgerte – vor langer Zeit –, dass die Ausdehnung
der reellen Subsumtion, weit über den Arbeitstag hinaus, auf die gesamte Lebenszeit des Arbeiters, den
Entzug jeglicher Restautonomie des Menschen vor dem großen Moloch, seine Identifikation mit dem
Kapital und seinen Gesetzen, impliziert: die Anthropomorphisierung des Kapitals [4]. Daraus schloss
er, dass dies das Ende des Klassenkampfes, des Proletariats, der historischen Möglichkeit der Überwin-
dung des Kapitalismus in der von Marx angedeuteten Weise bedeutete. Es blieb der Mensch, der unge-
heuren Macht des Kapitals gegenübergestellt, aber die Möglichkeiten, ihr zu entkommen, beschränkten
sich auf die Reduzierung des Bewusstseins dieser Herrschaft, auf die Möglichkeit, „so zu tun, als ob“:
so zu leben, als ob man bereits in der zukünftigen Gemeinschaft wäre, als ob die Menschheit sich wie-
dergefunden hätte.

24

Deutschland will wieder „kriegstüchtig“ werden.
Haben wir bald einen Atomkrieg?



Es ist allzu leicht, diesem seltsamen Invarianz-Theoretiker zu entgeg-
nen, dass er wenig von der Geschichtslehre unverändert gelassen hat,
dass er den Verzicht auf die Aussicht auf eine proletarische Revolution
dekretiert hat, in der Annahme, dass dies das Urteil der Geschichte sei,
und dass er das Schicksal der menschlichen Spezies der engen Grenze
der individuellen, gruppenbezogenen oder „gemeinschaftlichen“ Ent-
scheidungen anvertraut hat. Wenn dies der Fall wäre, bliebe nur wenig
Hoffnung für das Schicksal der Gattung, die gezwungen ist, eine gewal-
tige Katastrophe zu durchlaufen, die sie, wenn sie sie nicht auslöscht,
zum Rückschritt verurteilt und dazu, den Weg der Jahrhunderte zurück-
zuverfolgen und erneut alte Pfade der Emanzipation einzuschlagen, die
hoffentlich nicht dem gescheiterten Weg folgen, der derzeit beschritten
wird.

Würde man diese Theorien akzeptieren, müsste man zu dem Schluss
kommen, dass die Geschichte der Menschheit in einer Sackgasse gelan-
det ist. Die marxistische Vision selbst schließt dies bereits im Manifest
von 1848 nicht aus, wo die Möglichkeit aufgeworfen wird, dass, sollte
die Revolution nicht triumphieren, alle Klassen in den gleichen Ruin ge-

stürzt werden. Dieser Hinweis würde ausreichen, um diejenigen zu beruhigen, die Marx eine teleologi-
sche Vision zuschreiben, die letztlich dem „Fortschritt“ geschuldet ist, dessen Träger der Kapitalismus
zweifellos ist. Aber wenn Marx die historische Rolle des Kapitalismus feierte, dann offenbarte er seine
unlösbaren Widersprüche, seine Endlichkeit als Produktionsweise und damit die Notwendigkeit seiner
Überwindung. Als Marx die Begrenztheit des Kapitals darin erkannte, dass es ein Hindernis für die
Entwicklung der Produktivkräfte ist, dass es also historisch vergänglich und dem Untergang geweiht
ist, setzte er keine quantitative Grenze für die Produktionsmasse und die Produktionsmittel, die sie her-
vorbringen. Marx drückt das Wesen des Kapitals darin aus, dass es sich als eine „riesige Warensamm-
lung“ darstellt, und das Hindernis liegt ganz in der merkantilen Form, darin, dass es ein Ausdruck des
Werts ist, der die Produktion zyklisch zu einem Überschuss gegenüber den Verwertungsmöglichkeiten
macht, der aber selbst in Phasen der „Expansion“ durch seine Form unzureichend bleibt, um die
menschlichen Bedürfnisse zu befriedigen. Wenn er dann die unüberwindbare Grenze der „Konsumti-
onsfähigkeit der Massen“ postuliert, unterstreicht er zum einen die Verschwendung, die im produktiven
Überschuss enthalten ist, der nicht konsumiert werden kann, ohne dass sein Wert zuvor realisiert wird,
und zum anderen die Tatsache, dass die menschliche Konsumtionsfähigkeit nicht unendlich ist, son-
dern selbst menschliche Grenzen hat.

Aber die unermessliche Warensammlung muss weiterwachsen und den unerschöpflichen Verwertungs-
hunger des Kapitals befriedigen. Dies bringt einerseits die absolute Steigerung der Produktion mit sich,
wobei sich der „Zirkel der Zirkulation […] beständig erweitert“, mit der Folge, dass die Zirkulation
„schon selbst als ein Moment der Produktion [erscheint]“ und dass „die Tendenz, den Weltmarkt zu
schaffen, […] unmittelbar im Begriff des Kapitals selbst gegeben [ist]. Jede Grenze erscheint als zu
überwindende Schranke“ (Marx, Grundrisse; MEW 42, S. 321); andererseits bringt es mit sich, dass
„die Produktion von relativem Surpluswert, d. h. die auf Vermehrung und Entwicklung der Produktiv-
kräfte gegründete Produktion von Surpluswert, […] Produktion neuer Konsumtion [erheischt] „ – ein-
schließlich der „Produktion neuer Bedürfnisse und Entdeckung und Schöpfung neuer
Gebrauchswerte“ (ebenda, S. 322).

Dieser Prozess, dem Marx selbst eine „great civilising influence“ (ebenda, S. 323) zuschreibt, kennt
weder geografische Grenzen noch Grenzen für menschliche Bedürfnisse, die im Namen einer Idee des
„Menschen“ definiert werden, die Grenzen setzt, seien sie physisch, philosophisch, religiös oder mora-
lisch. Die Idee des Menschen verändert also ihre Konturen und definiert sich neu, wenn die Bedürf-
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nisse und die entsprechenden Wünsche durch die Ausweitung der Produktion auf immer neue Bereiche
ausgedehnt werden.

„Das Kapital treibt dieser seiner Tendenz nach ebensosehr hinaus über nationale Schranken und Vor-
urteile wie über Naturvergötterung und überlieferte, in bestimmten Grenzen selbstgenügsam einge-
pfählte Befriedigung vorhandner Bedürfnisse und Reproduktion alter Lebensweise. Es ist destruktiv
gegen alles dies und beständig revolutionierend, alle Schranken niederreißend, die die Entwicklung
der Produktivkräfte, die Erweiterung der Bedürfnisse, die Mannigfaltigkeit der Produktion und die Ex-
ploitation und den Austausch der Natur- und Geisteskräfte hemmen.“ (ebenda, S. 323).

Der Vormarsch der „freien Welt“ folgt den Gesetzen, die der kapitalistischen Produktionsweise zu-
grunde liegen, in ihrer räumlichen Ausdehnung und in der Tiefe ihrer Verwurzelung im menschlichen
Verhalten; quantitativ – als Masse der immensen Ansammlung von Waren, die der Vulkan der Produk-
tion auswirft – und qualitativ, als Treibhaus neuer Produkte und Bedürfnisse.

Die Verbreitung neuer und anderer Bedürfnisse und Wünsche als die, die das menschliche Wesen defi-
nierten, bevor das Kapital sich als allgemeines System durchsetzte, ist für Marx der Beweis für die au-
ßerordentliche transformative Wirkung des Kapitals. Aber dieser unaufhaltsame Fortschritt muss
historisch an Grenzen stoßen, die nicht überschritten werden können, ohne die Unhaltbarkeit des Kapi-
talismus für unsere Gattung zu offenbaren. Betrachtet man die Vielfalt der neuen Produkte und Bedürf-

nisse, die das Kapital geschaffen hat, seit es sich
historisch als allgemeine Produktionsweise durch-
gesetzt hat, so hat die Produktion neuer Waren und
entsprechender Bedürfnisse bis zu einer bestimmten
Phase in seiner Geschichte - und begrenzt auf die
kapitalistisch fortgeschrittensten Gebiete - eine all-
gemeine Verbesserung der Lebensbedingungen be-
wirkt. Diese Phase, wenn auch in unterschiedlichen
Entwicklungsstadien, erstreckte sich von der indus-
triellen Revolution bis in die 1970er Jahre, endete
mit dem Ende des Nachkriegsaufschwungs und
überließ das Feld einer neuen Phase, die von der Fi-
nanzialisierung und der Verlagerung der Produktion
in neue, hinsichtlich der Profitrate profitablere Ge-
biete geprägt war. In den alten Metropolen, die sich
von Produktions- in Konsumzonen verwandelt hat-
ten, die weitgehend von ausländischer Produktion
abhängig waren, konzentrierte sich ein großer Teil
des neuen Konsums auf Dienstleistungen, insbeson-
dere auf die so genannte „freie Zeit“ (in Wirklich-
keit „Zeit, die durch die Entwicklung der
gesellschaftlichen Produktivkräfte von den Notwen-
digkeiten der Reproduktion befreit wurde“, siehe
Fußnote 3): auf den Teil des Lebens, den sich das
Kapital aneignete, indem es immer überflüssigere,
wenn auch nicht schädliche Bedürfnisse hervor-
brachte. Das Produktivitätswachstum ist weitgehend
auf die Befriedigung fiktiver Bedürfnisse ausgerich-
tet und gibt dem malthusianischen Bevölkerungsge-
setz, das von den modernen Wohlfahrtssängern
vertreten wird, eine neue Grundlage:
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„Die Hypermodernen setzen an die Stelle der parasitären Gaunerbande der Adeligen und ihrem Tross
die amorphe Masse der inländischen Verbraucher, die verdammt sind, wie blöd zu konsumieren: wenig
Lebensmittel, große Ausstattung für künstliche Bedürfnisse. Sie denken, eine so ständigen Reizen aus-
gesetzte und drogierte, doch schlecht ernährte Masse wird weniger Kinder zeugen, so dass ihr berühm-
tes „Pro-Kopf“ Produkt auf hohem Niveau gehalten wird.“ (aus unserem Text „Vulkan der Produktion
oder Sumpf des Marktes?“)

Seit den 1990er Jahren hat die Verbreitung neuer IT-gestützter Technologien die Möglichkeiten der
zentralisierten Kontrolle von Finanzströmen, Produktions- und Konsumzeiten in einem nunmehr glo-
balen Maßstab erweitert. Mit der großen Krise von 2008-2009 begann eine weitere Phase: Auf sie
folgte kein kräftiger Aufschwung, sondern ein erstickender Trend, der durch eine enorme Ausweitung
des fiktiven Kapitals kompensiert wurde, das durch die Politik des „leichten Geldes“ der Zentralban-
ken erzeugt wurde. Das prekäre Gleichgewicht wies den Metropolen – insbesondere den Vereinigten
Staaten – eine parasitäre Verbraucherrolle bei einem ständigen Auslandsdefizit zu, das nicht aufrechter-
halten werden konnte. Parasitär, aber unerlässlich, um die Kontinuität des weltweiten Akkumulations-
mechanismus zu gewährleisten: Das gesamte komplexe System der globalisierten Produktion drehte
sich um den Vulkan der chinesischen Produktion und den Sumpf des Marktes in der amerikanischen
Metropole.

Die Zuweisung unterschiedlicher und komplementärer Rollen im Weltsystem bestätigte die beherr-
schende Stellung des Finanzkapitals in der atlantischen Metropole bei den Kapital- und Warenbewe-
gungen im Weltmaßstab, führte jedoch zu einer zunehmenden Spaltung der Interessen zwischen den
Gebieten der Mehrwertproduktion und den Gebieten des parasitären Konsums und schuf die Vorausset-
zungen für einen immer erbitterteren Kampf um die Aufteilung der weltweiten Mehrwertanteile. Das
übermäßige Wachstum des fiktiven Kapitals, das von der Finanzmaschinerie erzeugt wurde, konnte
den Verlust des produktiven Gewichts des hegemonialen Kapitalismus nicht unbegrenzt kompensieren.
Daher der ständige Kriegszustand, den die Vereinigten Staaten in den strategischen Gebieten des Pla-
neten verhängen, wo die Expansionslinien des wirtschaftlichen und politischen Einflusses neuer Kon-
kurrenten, vor allem Chinas, verlaufen.

Im Laufe des Jahres 2019 zwangen die Symptome einer drohenden Inflationskrise, die auch durch eine
expansive Geldpolitik hervorgerufen wurde und den Zusammenbruch des globalen Finanzsystems zu
verursachen drohte, das Kapital dazu, nach dem „Globalen Krieg gegen den Terror“, der durch den An-
griff auf die Zwillingstürme ausgelöst wurde, eine neue notfallmäßige Wende einzuleiten. Die Pande-
miekrise und die brutale Verlangsamung des Welthandels und des Konsums verhinderten

vorübergehend die Preisexplosion
und ermöglichten die Einführung
noch nie dagewesener Formen der
sozialen Disziplinierung. Im Namen
der Wissenschaft und der öffentli-
chen Gesundheit wurde gemeinsam
mit den bekannten Beschränkungen
der Konsum von Impfstoffpräpara-
ten durchgesetzt. Während Big
Pharma riesige Gewinne erzielte, die
mit öffentlichen Geldern bezahlt
wurden, wurde gleichzeitig eine
noch engere Unterordnung des Staa-
tes unter die Macht der großen Fi-
nanzoligarchien erreicht, eine noch
stärkere und zentralisiertere Kon-
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trolle der Gesellschaft eingeführt und neue Bedürf-
nisse per Gesetz verordnet. Die Zeit der aufgezwun-
genen Bedürfnisse war damit eingeläutet. Seitdem
diktiert der aktuelle Notstand diese Bedürfnisse: ges-
tern die Pandemie, heute die Klimakrise, um eine sehr
kostspielige „grüne“ Wende zu rechtfertigen, von der
die Herren der Weltfinanz in verschiedenen Formen
zu profitieren bereit sind. Und dann ist da noch der
Krieg, der Waren und Konsum einer anderen Art auf-
zwingt.

Das Kapital, das sich nicht mehr damit begnügen
kann, neue fiktive Bedürfnisse zu wecken, indem es

neue Produkte auf den Markt bringt, die im Grunde genommen nutzlos sind, experimentiert mit deren
Durchsetzung und dehnt den Bereich des Marktes auf die intimste Sphäre des Menschen aus, nämlich
auf den Bereich der Körperlichkeit, der Gesundheit, der sexuellen Identität und der Fortpflanzung. Es
handelt sich um lebenswichtige Bedürfnisse, die sich unmittelbar auf die biologische und, für diejeni-
gen, die glauben, auch auf die spirituelle Existenz des Menschen auswirken. Auch der Körper wird
zum Objekt der Enteignung, und zwar in einer Zeit, in der die Auferlegung der Gesundheitsfürsorge
die Form einer echten gesundheitlichen Zwangsbehandlung annimmt, die auf Personen ausgedehnt
wird, die voll zurechnungsfähig sind. Gleichzeitig führt die Zerstörung der nationalen Gesundheitssys-
teme und ihre Umgestaltung nach dem Versicherungsmodell in den Vereinigten Staaten zu einer mal-
thusianischen Verknappung des primären Gutes der medizinischen Versorgung. Fiktiv, obwohl sie
sensible Aspekte des menschlichen Lebens betreffen, sind dann die Bedürfnisse, die mit dem Handel
mit ungeborenen Kindern und der allgegenwärtigen Förderung einer fließenden, unbestimmten sexuel-
len Identität verbunden sind, die sich an variable Verhaltens- und Konsummuster anpassen lässt. [5]

Die Welt ist nicht nur ein einziger großer Markt geworden, sondern selbst die wichtigsten Momente im
Leben eines Menschen, von der Geburt bis zum Tod, werden in eine merkantile Form gekleidet, die als
unumstößliches „Recht“ ausgegeben wird [6]. Alles ist monetarisierbar. Wenn das Ereignis der Geburt
als Ware angeboten wird, schafft es sofort ein Bedürfnis und den entsprechenden Markt, geadelt durch
das fragwürdige „Recht, Kinder zu haben“, auch wenn die Natur es nicht zulassen würde. Die vom Ka-
pital auferlegte Freiheit ist die „Freiheit der Ware“, die absolute Macht der Ware über die menschliche
Existenz, die Verwandlung jedes Aspekts des Lebens in eine Ware, die totale Kommodifizierung der
Existenz. Dies ist der eigentliche Sinn des großen Fortschritts, die Mission der „freien Welt“. Das
westliche Finanzkapital, das den aufstrebenden Kapitalismen auf dem Gebiet der Mehrwertproduktion
unterlegen ist, treibt einen dreifachen Prozess voran, erstens der Kommodifizierung jedes Aspekts des
Lebens, zweitens der allgemeinen, durch Verschuldung angetriebenen Enteignung der Vermögens-
werte, die Reserven oder Einkommensquellen (Häuser, Land, kleine Unternehmen) breiter Bevölke-
rungsschichten darstellen, und drittens der Zerstörung der verbliebenen vorgeblichen Überreste an
Wohlfahrt (Gesundheit, Bildung und Soziales), die in den Gesellschaften des so genannten Wohlstands
noch überleben und der Privatisierung unterliegen. Dies ist das Terrain des Krieges, den das westliche
Kapital an der Heimatfront führt und der ganzen Welt aufzwingen will. 

Die Kommodifizierung der Existenz geht Hand in Hand mit einer zunehmenden Entmenschlichung.
Zunächst Ware Arbeitskraft und Konsument von Waren, die mit Hilfe von Waren produziert werden,
wird der Mensch nunmehr selbst zu einer Warenkategorie, die dem Gesetz von Angebot und Nachfrage
unterliegt. Das menschliche Bedürfnis, von der Ware befriedigt zu werden, wird immer weniger und
das Bedürfnis der Ware, sich selbst zu verwerten, immer mehr befriedigt, und zwar in einem System
der maximalen Verwertung des in die Ware eingebetteten Wertes, das darauf abzielt, den Menschen
maximal zweckmäßig zu machen.
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Wenn die Ware den Menschen erobert, verwirklicht sie sich als Tauschwert, aber auch als Gebrauchs-
wert, sonst wäre sie nichts weiter als träge Materie oder nutzlose Dienstleistung. Um dies zu erreichen,
muss sich die Ware dem Menschen aufdrängen, seine Sinne erobern, seine Gedanken und Wünsche an-
passen und den Basar der Leidenschaften mit üppigen, als unverzichtbar dargestellten Waren füllen.
Wenn dann das Bedürfnis nicht durch Täuschung oder Suggestion in die Sinne und die Psyche ge-
bracht werden kann, dann wird die Ware aufgezwungen, indem Katastrophen und Notfälle heraufbe-
schworen werden, gegen die es keinen Widerstand geben kann. Wenn es kein Bedürfnis gibt, wird es
geschaffen. Das „Recht“ auf die Ware wird zu einer „Pflicht“. Dann öffnen sich die Schleusen der
Apokalypse: Pandemien, Kriege und Katastrophen folgen ohne Lösung aufeinander. Die Angst verlei-
tet dazu, jedes Überlebens-, wenn nicht gar Heilsversprechen anzunehmen (ein unschöner Begriff, der
an eine Palingenese erinnert, die der prosaischen merkantilen Dimension fremd ist), und hier findet die
Ware den fruchtbarsten Boden, um sich durchzusetzen und den Menschen in einen trägen Konsumen-
ten ohne eigenen Willen zu verwandeln. Selbst der armseligen Fähigkeit beraubt, zwischen konkurrie-
renden Waren zu wählen, wird ihm das angeboten, was der Moloch für ihn bestimmt hat, sei es der
heilbringende Impfstoff oder das als umweltfreundlich angepriesene Auto (das er sich nicht leisten
kann und das ihn in die Verschuldung treibt). Was die Bomben betrifft, so setzen sie sich in ihrer abge-
stuften Zerstörungskraft durch, wenn sie schließlich auf die Köpfe der Gemeinen fallen. Ihr Tausch-
wert ist bereits realisiert, der Knall erschöpft ihren Gebrauchswert. Es ist nicht immer möglich, aber
zumindest angebracht, dass dies immer häufiger geschieht, und sei es nur, um die Arsenale zu leeren
und mit neuen, glänzenden Bomben zu füllen. Wie jede andere Ware erobert und verwandelt die
Bombe den Menschen, hier allerdings auf etwas radikalere Weise: Sie zerstört ihn oder hinterlässt un-
auslöschliche Spuren in seinem Körper und seiner Psyche. Zweifellos verbessert sie ihn nicht, wie die
meisten verfügbaren Güter... 

Die Abstufung der Veränderungen, die die Ware im Menschen hervorruft, reicht von der Vergiftung bis
zur Geschlechtsumwandlung, von der Senilität bis zur Auslöschung. Die neueste Spielerei, der so ge-
nannte „Transhumanismus“, eine Art Hybridisierung zwischen Mensch und Technologie, die angeblich
die letzte Grenze des Schicksals der Spezies darstellt, wird als die Transformation vorgeschlagen, die
an die Grenze eines evolutionären Sprungs stößt, aber sie erinnert so sehr an die obskure Geschichte
von Frankenstein. Nach Abschluss dieser vermeintlich epochalen Verwandlungen wird der Mensch der
nahen Zukunft wohl eher ein Wallach sein, und zwar alles andere als ein kluger... Auch dies ist beim
durchschnittlichen schwachsinnigen menschlichen Exemplar keine große Neuheit. In dem oben zitier-
ten Text „Vulkan der Produktion oder Sumpf des Marktes?“ wird auf die Theorie der Dummköpfe ver-
wiesen, die ein gewisser Brite um die Mitte des letzten Jahrhunderts aufgestellt hat, der „behauptet,
durch seine jahrelangen Nachforschungen die Zunahme der Verblödung seit 40 Jahren festgestellt zu

haben.“ und damit das Phänomen bis zum Beginn
des 20. Jahrhunderts zurückverfolgt. „Mehr ist
nicht zu sagen: Er hat recht.“

Nach Jahrtausenden der Vorgeschichte und der Ge-
schichte, nach den Geniestreichen eines Pico della
Mirandola und seiner Mitstreiter in der Renais-
sance, ist das Ergebnis deprimierend. Wir gehören
nicht zu denjenigen, die glauben, dass ein solches
Ergebnis durch eine vorsätzliche Verschwörung
der geheimen herrschenden Eliten bestimmt wird,
von der einige Anhänger dieser These behaupten,
sie sei außerirdischen oder vielleicht göttlichen
Ursprungs (wie sonst ließe sich so viel Macht er-
klären?). Wir können die Geschichte erklären –

Auch die Gender-Frage ist längst in den Strudel
kapitalistischer Verwertung geraten



mit unserer simplen und materialistischen mar-
xistischen Sichtweise und durch die notwendige
Entwicklung der Ware, die alles mit ihrer eige-
nen Form bedeckt, die allem einen Wert zu-
schreibt, der sich als Geld darstellt, die einzige
zugelassene Repräsentation des Wertes, ange-
sichts derer jeder andere Wert (sozialer, ethi-
scher, religiöser...) als Hindernis für die
vollständige Bejahung der einzigen Wahrheit des
Marktes beseitigt werden muss. „Fortschritt“ in
diesem Sinne zerstört alle alten Gewissheiten,
befreit die Menschheit von ihren Mythen und
hält sie in der Allmacht der Ware gefangen. Er
befreit sie auch von der kritischen Intelligenz,
von der Fähigkeit, nach nicht-marktwirtschaftli-

chen Prioritäten zu urteilen, von der Fähigkeit, sich in seine Mitmenschen einzufühlen. Marx erkannte
zwar die zivilisatorische Tragweite der Expansion des Kapitals an, war aber weit davon entfernt, die
Entwicklung des materiellen Fortschritts mit der Hebung der menschlichen Existenz in ihrer Gesamt-
heit in Einklang zu bringen. Im Gegenteil, er fürchtete die Implikation einer allgemeinen Entwürdi-
gung:

„In dem Maße, wie die Menschheit die Natur bezwingt, scheint der Mensch durch andre Menschen
oder durch seine eigene Niedertracht unterjocht zu werden. Selbst das reine Licht der Wissenschaft
scheint nur auf dem dunklen Hintergrund der Unwissenheit leuchten zu können. All unser Erfinden und
unser ganzer Fortschritt scheinen darauf hinauszulaufen, daß sie materielle Kräfte mit geistigem
Leben ausstatten und das menschliche Leben zu einer materiellen Kraft verdummen.” (MEW 12, S.3-
4)

***

Im Kapitalismus kann es keine Grenze für die Entwicklung der Produktivkräfte geben, weil diese Ent-
wicklung die ständige Ausweitung und Verallgemeinerung der Warenform erfordert. Alles, was produ-
ziert und als Dienstleistung erbracht wird, ist nicht für den Menschen, sondern für die Ware, für die
Verwertung des in ihr enthaltenen Wertes. Die Tendenz, bestimmte Konsumtionsgewohnheiten und Be-
dürfnisse zu erzwingen und Bereiche zu erobern, die noch teilweise ihrem Zugriff entzogen sind (Ge-
sundheit, Bildung, Kultur, Kunst, das Leben selbst), verrät diese grundlegende Eigenschaft der Ware.
Natürlich ist auch dies kein Novum in der Geschichte des Kapitals. Die Opiumkriege (1839-42, 1856-
60), mit denen der britische Imperialismus die Öffnung Chinas für den Außenhandel erzwang, erreich-
ten ihr Ziel, indem sie Hunderttausende von Chinesen dem Bedürfnis nach Drogen unterwarfen und sie
entmenschlichten. Die Grenze für die Entwicklung der Produktivkräfte besteht, solange es eine Vor-
stellung vom Menschlichen gibt, jenseits derer das Menschliche zu etwas anderem, zu Nicht-Menschli-
chem wird. Es ist ein Punkt erreicht, an dem das Kapital die Integrität des Menschen demontieren
muss, bis hin zu dem Punkt, an dem er zu einem stumpfen Benutzer im Kreislauf von Produktion und
Konsum wird. Der enorme und wachsende Verbrauch von Psychopharmaka – wie auch von Drogen –
im entwickelten Westen ist eines der offensichtlichsten Symptome dieses Abdriftens. Wenn es einen
Notfall gibt, dann ist es nicht die globale Erwärmung, sondern die globale Verdummung. Man könnte
versucht sein, die philosophische Formel von der „Anthropomorphose des Kapitals“ in diese einfache
Kategorie der globalen Verdummung zu überführen, die zwar kaum philosophisch, aber sicherlich we-
niger definitiv und prätentiös ist. 
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Dann kann man verstehen, was mit einer „freien Welt“ gemeint ist, jenseits der kleinlichen Rhetorik,
die ihre vergangenen, gegenwärtigen und zukünftigen Triumphe feiert. „Freiheit“ ist die Überwindung
jeder menschlichen Grenze, für den Teil der Natur, der im Menschen verbleibt, jenseits jener „zweiten
Natur“, die er selbst konstruiert und die ihn heute beherrscht. „Freiheit“ ist also im Wesentlichen Ge-
walt gegen die Natur und den Menschen, in einem Verfahren, das weder das eine noch das andere be-
achtet. Dies erklärt die wahnsinnigen Abwege der LGBTQ-Ideologie und die Schreie der Sibyllen der
Klimaapokalypse, die mehr oder weniger bewusst im Dienste der Kräfte stehen, die eine drastische Re-
duzierung des proletarischen Konsums und vielleicht sogar die Vernichtung einiger Milliarden von uns
durch Bomben oder andere tödliche Vorbereitungen zur Erleichterung dieser Aufgabe planen. In Er-
mangelung einer besseren, malthusianischen Lösung par excellence für die „Rettung des Planeten“.

Die Rhetorik der „freien Welt“ hat sich munter die klassischen Fahnen der so genannten „Linken“ an-
geeignet, die sich endlich von den lästigen Fesseln des Klassenkampfes befreit haben: sexuelle Befrei-
ung, Umweltschutz, Bürgerrechte, Geschlechterrechte und jede Lizenz, die den Klassencharakter
dieser Welt nicht in Frage stellt. Sogar die „Revolution“ im „farbigen“ Sinne des Wortes, die auf die
Eroberung der „Rechte“ abzielt, deren Verfechter der Westen angeblich ist, wird als Instrument be-
nutzt, um die spontanen Kräfte, die sich gegen die als „tyrannisch“ erklärten Regime auflehnen, zu sei-
nem eigenen Vorteil zu nutzen; ganz zu schweigen von dem Krieg, der immer im Namen der „Freiheit“
gegen „Schurkenstaaten“ geführt wird, die das große Unrecht begehen, sich nicht dem Diktat des atlan-
tischen Herren und seiner Vasallen zu beugen. Man denke an die Verwendung des Begriffs der „Solida-
rität“, einem der von der „Linken“ am meisten gepriesenen „Werte“, zur Zeit der Pandemie: Wer nicht
bereit war, sich impfen zu lassen, wurde als Untore (Figur aus Manzonis Roman Die Verlobten, die die
Pest absichtlich verbreitete) denunziert, als Angreifer auf die öffentliche Gesundheit, als „Egoist“, dem
die kollektiven Interessen gleichgültig sind. Der Mechanismus der Trennung zwischen den Guten – der
Mehrheit – und den wenigen Bösen hat funktioniert und wurde im Klima des Kriegsnotstands, der die
Pandemie über Nacht überschattete, erneut vorgeschlagen. 

Auf dem Höhepunkt der Lüge von der freien Welt – ein schamloser und aufgeblasener Ausdruck –
wird alles in sein Gegenteil verkehrt. Die Demokratie ist die Hülle eines Systems, das sich rasch in
einen offenen Totalitarismus verwandelt [7], die „freie“ Presse ist völlig versklavt von den Kräften, die
die Hebel der Finanzmacht kontrollieren, die „Pflicht“, Migranten aufzunehmen, wird durch den inter-
nationalen Menschenhandel auferlegt, der die globale Überproduktion der Ware Arbeitskraft ermög-
licht, die nationale Souveränität wird durch einen immer repressiveren „Superstaat“ in seinen
politischen, wirtschaftlichen, gesundheitlichen und militärischen Ausprägungen verweigert. All dies ist
das unvermeidliche Ergebnis der enormen Zentralisierung der finanziellen Macht in einer kleinen An-
zahl von Unternehmen, die die Kontrolle über ein weltweites Netzwerk von Unternehmen ausüben und
in der Lage sind, die Agenden von Regierungen zu diktieren, die auf eine Politik der Kommerzialisie-
rung jedes Aspekts des Lebens ausgerichtet sind, indem sie die oben erwähnten Artikulationen des
„Überstaates“ nutzen. 

Dieser „Superstaat“, das Ergebnis des Triumphs des
amerikanischen Kapitalismus im Zweiten Weltkrieg,
hat sich seit 1950 – dem Jahr der Veröffentlichung des
„Fadens der Zeit“, von dem wir ausgehen – erweitert
und gefestigt und gewinnt immer mehr an Gewicht und
Einfluss. Die UNO, die EU und die NATO sind die
Verfechter der „freien Welt“ und entscheiden über das
Schicksal der ganzen Welt. Von ihnen geht der letzte
Anstoß aus, die Marktfreiheit weltweit und in allen Le-
bensbereichen durchzusetzen und alle Hindernisse zu
zerstören, die sich dem in den Weg stellen. 
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In den letzten siebzig Jahren hat dieses Weltsys-
tem sein Recht durchgesetzt und auf der Grund-
lage der objektiven Überlegenheit des
atlantischen Dominus ein schnelles Spiel getrie-
ben. Ein imperialistisches Weltsystem, das heute
einzigartig und integriert ist (nicht zu verwech-
seln mit der Banalität des „Einheitsimperialis-
mus“ à la „Lotta Comunista“ oder auf dem
phantasievollen „Imperium“ von Toni Negri und
Co.), mit einer funktionalen Rollenverteilung,
aber nicht völlig einheitlich zu den vom domi-
nanten Zentrum auferlegten Gesetzen. Der Vor-
marsch der „freien Welt“ hat alle Hindernisse

überwunden und jeden Winkel der Welt mit sich selbst durchdrungen; er hat ein wahres Weltsystem
nicht nur des Handels, sondern auch der Produktion durch weltweite Wertschöpfungsketten geschaffen.
Dabei hat sie jedoch mächtige Gegenspieler hervorgebracht, die nun als neue Hindernisse für das wei-
tere Voranschreiten des vom hegemonialen Kapitalismus, dem Bannerträger der „freien Welt“, ange-
führten Zerstörungs- und Assimilierungsprozesses stehen. 

Die mächtigen Gegner, die sich heute herauskristallisieren, sind die kapitalistischen Kräfte, die sich der
„freien Welt“ im Namen nationaler, traditioneller, religiöser und verfassungsmäßiger Interessen und
Werte in den Weg stellen. Ob sie dies im Namen Gottes, der Tradition, der Nation oder des Gesetzes
tun, ist von relativer Bedeutung (jedem sein eigener heiliger Krieg). Entscheidend ist, dass ihr Wider-
stand gegen die Machtkonzentration, die die extremen Ausprägungen der kapitalistischen Entwicklung
interpretiert, Ausdruck der realen Klassenkräfte ist. Dies gilt sowohl für die „freie Welt“ als auch für
die Nationen, die mit der vom Hegemonialimperialismus erzeugten Dynamik konfrontiert sind, um
ihre Vorherrschaft wieder zu behaupten.

Unter den nationalen Kräften sind Russland und China – obwohl beide vollständig kapitalistisch sind –
keine kleinen Hindernisse. Bei den Klassenkräften beobachten wir, dass sich Teile des Proletariats kon-
servativen, ja reaktionären Formen anschließen, um ihrem Kampf eine Stimme zu geben. Auch in
Europa ist dieses Phänomen zu beobachten, und es überrascht uns nicht. Aus der Sicht des bürgerli-
chen Fortschritts waren die Ludditen konservativ und reaktionär, als sie mit dem Aufkommen des Ma-
schinenwesens konfrontiert wurden, das den Arbeitern die Kontrolle über den Arbeitsprozess entzog.
Erst der Beginn einer Klassenbewegung brachte die Theorie und Organisation der proletarischen Revo-
lution ins Spiel, auf die wir uns noch heute beziehen. Selbst unter den russischen Bedingungen von
1917 waren reaktionäre Strömungen in den Massen sehr stark, was aber nach Lenins Ansicht den vor-
revolutionären Charakter der Situation in keiner Weise beeinträchtigte:

„Wenn es eine große soziale Krise gibt, d.h. wenn die Menschen nicht mehr in der alten Weise leben
wollen, kann sich dieser ‘Unwille’ nach Lenin entweder in einer revolutionären oder in einer reaktio-
nären Richtung manifestieren, ja er kann gar nicht anders. Im Gegenteil, Zinovjev argumentierte, eine
revolutionäre Situation wäre gar nicht möglich, wenn es keine Massen gäbe, die sich in eine reaktio-
näre Richtung wenden und somit den subjektiven Faktor ausgleichen“ (übersetzt aus: G. Lukàcs,
L’uomo rivoluzionario, Editori Riuniti, 1973).

Es stimmt, dass der sichtbare Widerstand gegen den Vormarsch der Kommodifizierung – in dem Sinne,
den wir in diesen Zeilen darzulegen versucht haben – sich oft in „rechten“ Kräften oder Kräften, die
behaupten, außerhalb der alten politischen und ideologischen Kategorien zu stehen, manifestiert hat
und manifestiert. Alle diese Kräfte haben sich, wenn man die Fakten prüft, letztlich dem Diktat jener
Institutionen des „Überstaates“ und der internationalen „Finanzmärkte“ gebeugt und werden dies auch
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in Zukunft tun. Im Laufe des Kampfes, der noch
aufflammen wird, wird die proletarische Perspek-
tive in ihrem revolutionären Inhalt hervortreten und
sich als die einzige durchsetzen, die in der Lage ist,
den Krieg gegen die Barbarei des Kapitals siegreich
zu führen.

***

Die Grenze der Entwicklung der gesellschaftlichen
Produktivkräfte, die Marx als unüberwindlichen
Mangel der kapitalistischen Produktionsweise er-
kannte, ist also nicht in einem absoluten Sinne zu
verstehen, als Unfähigkeit, die Produktionsmasse
weiter auszudehnen. Der Kapitalismus hat historisch bewiesen, dass er jede Schranke überwindet, die
einer Ausweitung der Sphäre der Warenproduktion im Wege steht, sowohl materiell als auch immate-
riell. Was das Kapital nicht kann, ist, die Produktion an den gesellschaftlichen Konsum anzupassen,
der sich an den realen menschlichen Bedürfnissen orientiert, für die Entwicklung des in der gesell-
schaftlichen Produktion von Gütern und in ihrem gesellschaftlichen Genuss enthaltenen Potenzials.
Eine solche Perspektive bedeutet eine Erneuerung des Menschen durch die Wiederentdeckung seiner
inhärent sozialen Natur, die durch die Epoche der Klassengesellschaften im Laufe der Zeit verdunkelt
und geschwächt wurde, ohne sie jedoch endgültig auslöschen zu können. Wenn in der gegenwärtigen
Epoche die soziale Natur des Menschen von den Kräften des Kapitals zunehmend geleugnet wird,
dann deshalb, weil das Kapital selbst die Bedingungen für die Wiederbelebung des sozialen Menschen
geschaffen hat und weil ein wachsender Teil der Menschheit die Dringlichkeit dessen spürt. 

Marx verurteilt die Vergötterung der Natur, aber alle seine Bemühungen zielen darauf ab, die soziale
Natur des Menschen zu bekräftigen, gegen die sozial zerstörerische Bahn des Kapitals. Sie wird nicht
durch das Schwenken von Fahnen der Moral, der Tradition, der Nationalität oder der Verteidigung der
Natur umgedreht. Diejenigen, die dies glauben, mögen religiöse Symbole schwingen, um die teufli-
schen Mächte des Geldes zu bannen. Für uns bleibt es eine Frage der Klassenstärke. Diese Stärke ist
heute leider noch nicht das Vorrecht des Weltproletariats, sondern das Vorrecht der Machtkonzentratio-
nen, die sich dem Zentrum des Weltkapitalismus entgegenstellen und es bei der Erhaltung des gegen-
wärtigen Weltsystems ersetzen wollen. Wir können nicht umhin, diesen Zusammenstoß, diese
allgemeine Umwälzung des Weltgleichgewichts, die sich vollzieht, mit großem Interesse zu verfolgen,
auch wenn wir uns der Schwierigkeiten und Widersprüche des laufenden Prozesses und der Tatsache
bewusst sind, dass er gegenwärtig völlig innerhalb der kapitalistischen Dynamik liegt. 

Auf seinem zerstörerischen und revolutionären Weg stößt das Kapital auf Hindernisse und macht sich
daran, sie zu überwinden: 

„Daraus aber, daß das Kapital jede solche Grenze als Schranke setzt und daher ideell darüber weg ist,
folgt keineswegs, daß es sie real überwunden hat, und da jede solche Schranke seiner Bestimmung wi-
derspricht, bewegt sich seine Produktion in Widersprüchen, die beständig überwunden, aber ebenso
beständig gesetzt werden. Noch mehr. Die Universalität, nach der es unaufhaltsam hintreibt, findet
Schranken an seiner eignen Natur, die auf einer gewissen Stufe seiner Entwicklung es selbst als die
größte Schranke dieser Tendenz werden erkennen lassen und daher zu seiner Aufhebung durch es
selbst hintreiben“ (Grundrisse; MEW 42, 323f.).

Durch sich selbst, das heißt, indem sie an ihre Widersprüche appellieren und nicht an den Ewigen Vater
oder an „Werte“, die das Kapital selbst bereits auf den Dachboden gelegt hat. Der grandiose Umbruch,
der dazu führt, dass Länder, die bisher der Übermacht des atlantischen Westens unterworfen waren,
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versuchen, sich gegen die alte Unterwerfung aufzulehnen, und in den Armen neuer Gruppierungen von
Kräften landen, um sich dadurch von der westlichen Finanzwelt zu befreien, ist natürlich eine destabi-
lisierende Tatsache (aber nichts als eine Tatsache!). Aus der Sicht der nationalen Kräfte stellt sie eine
äußere Schranke für den zerstörerischen Vormarsch der Kräfte des weiter fortgeschrittenen Kapitalis-
mus dar, jener „freien Welt“, die sich heute in einem vollständigen wirtschaftlichen und „für diejeni-
gen, die daran glauben, auch geistigen“ Verfall befindet. Als Kräfte, die sich innerhalb dieses
Weltsystems entwickeln, die ihrerseits Produkte der Entwicklung der gesellschaftlichen Produktiv-
kräfte sind, stellen sie jedoch eine innere Schranke für dessen volle Durchsetzung dar. Die unüber-
windliche Grenze des Kapitals liegt im Inneren, in der Entwicklung der Produktivkräfte, die innerhalb
des alten Weltsystems nicht mehr beherrschbar sind, und in der Perspektive der engen merkantilen
Form. Wenn sich der Kampf auf dieses Terrain, gegen die Ware, verlagert, wird es Zeit für den offenen
Klassenkampf, dessen mächtige Wiederkehr wir erwarten.

Fußnoten:

[1] Der Artikel The Perpetual Wars You Shouldn’t Notice von W.J. Astore, einem ehemaligen Offizier
der US-Armee, beschreibt die Institution, die am meisten für die amerikanische Machtkonzentration
steht. Wir zitieren eine Passage aus dem Artikel:

„Keine andere Nation der Welt sieht ihr Militär als (um einen kurzlebigen Slogan der Marine zu zitie-
ren) ‘eine globale Kraft für das Gute’. Keine andere Nation teilt die ganze Welt in Militärkommandos
wie AFRICOM für Afrika und CENTCOM für den Nahen Osten und Teile Zentral- und Südasiens auf,
die von Vier-Sterne-Generälen und Admirälen geführt werden. Keine andere Nation verfügt über ein
Netz von 750 ausländischen Stützpunkten, die über die ganze Welt verstreut sind. Keine andere Nation
strebt eine totale Dominanz durch „All-Domain-Operationen“ an, d. h. nicht nur die Kontrolle über
die traditionellen „Domänen“ des Kampfes - Land, See und Luft - sondern auch über den Weltraum
und den Cyberspace. Während sich andere Länder in erster Linie auf die Landesverteidigung (oder re-
gionale Aggressionen der einen oder anderen Art) konzentrieren, strebt das US-Militär die totale glo-
bale und weltraumgestützte Dominanz an. Wahrlich herausragend!“
(https://tomdispatch.com/the-greatest-fighting-force-in-human-history/)

[2] Der Hinweis bezieht sich auf Gunther Anders, Der Mensch ist antiquiert, Boringhieri, 2007.

[3] „Die Entwicklung des capital fixe zeigt an, bis zu welchem Grade das allgemeine gesellschaftliche
Wissen, knowledge, zur unmittelbaren Produktivkraft geworden ist und daher die Bedingungen des ge-
sellschaftlichen Lebensprozesses selbst unter die Kontrolle des general intellect gekommen und ihm
gemäß umgeschaffen sind. Bis zu welchem Grade die gesellschaftlichen Produktivkräfte produziert
sind, nicht nur in der Form des Wissens, sondern als unmittelbare Organe der gesellschaftlichen Pra-
xis; des realen Lebensprozesses.“ (MEW 42, S. 602)

Hier scheint Marx den Übergang von der Kontrolle des Kapitals über die Produktion zur Kontrolle
über die gesamte Gesellschaft als Ergebnis der Entwicklung der gesellschaftlichen Produktivkräfte vor-
wegzunehmen, den Übergang von der formellen zur reellen Subsumtion, die sich vom Produktionspro-
zess auf die gesamte Gesellschaft erstreckt. In diesem Stadium ist „die Entwicklung des
gesellschaftlichen Individuums, die als der große Grundpfeiler der Produktion und des Reichtums er-
scheint.“ (MEW 42, S. 601). Von dem Moment an, in dem das Kapital die volle Kontrolle über den ge-
samten Produktions- und Zirkulationsprozess ausübt - die für Marx eine widersprüchliche Einheit
bilden -, wird sogar die so genannte „Muße“ (in Wirklichkeit die von der Arbeit befreite Zeit, die für
die Reproduktion der Arbeitskraft und der Gesellschaft als Ganzes notwendig ist) zu einem integrierten
Moment der kapitalistischen Reproduktion. Würde das Kapital nicht eine durchdringende und strenge
Kontrolle über die frei gewordene Zeit ausüben, um diese Integration zu gewährleisten - eine Kon-
trolle, die nicht formell ist, sondern durch Instrumente ausgeübt wird, die vom allgemeinen Intellekt
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bereitgestellt werden -, würde der grundlegende Widerspruch, der die Endlichkeit der kapitalistischen
Produktionsweise und ihre notwendige Überwindung bestimmt, explodieren: „Die freie Entwicklung
der Individualitäten und daher nicht das Reduzieren der notwendigen Arbeitszeit, um Surplusarbeit zu
setzen, sondern überhaupt die Reduktion der notwendigen Arbeit der Gesellschaft zu einem Minimum,
der dann die künstlerische, wissenschaftliche etc. Ausbildung der Individuen durch die für sie alle frei-
gewordne Zeit und geschaffnen Mittel entspricht. Das Kapital ist selbst der prozessierende Wider-
spruch [dadurch], daß es die Arbeitszeit auf ein Minimum zu reduzieren strebt, während es andrerseits
die Arbeitszeit als einziges Maß und Quelle des Reichtums setzt.“ (MEW 42, S. 601).

[4] Wir beziehen uns offensichtlich auf Jacques Camatte, der in den 1960er Jahren unserer Gruppe an-
gehörte, um sie dann in der Mitte des Jahrzehnts zu verlassen und damit den Marxismus falsch zu ver-
stehen und falsch zu vertreten. Ihm verdanken wir den Ausdruck Anthropomorphose des Kapitals, um
die (von uns behauptete!) Identifizierung des Menschen mit dem Kapital zu bezeichnen. Eine umfang-
reiche Anthologie von Camattes Texten findet sich auf „Il Covile“.

[5] Während die Kämpfe der 1970er Jahre für sexuelle Freiheit eintraten, zwingt das Kapital heute eine
Ideologie des unbegrenzten sexuellen Konsums auf, die die Unterwerfung unter alle Arten von Reizen
bedeutet, die durch den Sampler der „Perversionen“ hervorgerufen werden. Dieselben Kämpfe traten
für das Recht auf eine Sexualität ein, die frei von Fortpflanzung ist; heute profitiert das Kapital von der
Trennung von Fortpflanzung und Sexualität. Erstere kann ohne Geschlechtsverkehr stattfinden, in
einem Labor, einer Fabrik für Lebewesen, oder einfach an eine Firma vergeben werden, die sich auf
die Rekrutierung von schwangeren Frauen spezialisiert hat. Sogar die Geburt hat die Form einer Ware,
ebenso wie der Tod in einer Klinik, die Sterbehilfe garantiert. Damit soll keineswegs die Hoffnung auf
einen würdigen Tod in Frage gestellt werden, sondern es soll betont werden, dass die Ausdehnung der
Warenkategorie inzwischen jeden Aspekt des Lebens erreicht hat, von der Empfängnis bis zum Tod
selbst.

[6] Wir können den folgenden Worten zustimmen: „Nichts sollte das Recht beinhalten, sich zu kaufen,
zu wollen und alles zu sein, was man sich wünscht. Jeder Wunsch ist ein Recht, das mit dem Segen der
Religion des Kapitals erworben wurde. Der Markt ernährt sich von Rechten, er vergrößert sie, um
seine Produkte zu verkaufen.“ https://www.sinistrainrete.info/articoli-brevi/26210-salvatore-bravo-to-
talitarismo-della-chiacchiera.html).

[7] Die Verhängung von experimenteller Seren hat in Italien mit einem banalen Instrument des Verwal-
tungsrechts den Grundsatz des Habeas Corpus ausgehebelt, der von den bürgerlichen Revolutionen be-
kräftigt wurde und das Fundament der modernen Beziehung zwischen Staat und Bürger bildet.

Übersetzt aus: il programma comunista, Januar/Februar 2024
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Von der Tragödie zur Farce...

Die Neue Volksfront in Frankreich

Ein weiterer Angriff gegen den proletarischen Klassenkampf!

Wer hätte das gedacht? Nachdem bei den Europawahlen Anfang Juni auch in Frankreich die Rechtsra-
dikalen einen grandiosen Wahlerfolg einfuhren, woraufhin der demokratische Sonnenkönig Macron
den „republikanischen Geist“ beschwörend Neuwahlen ausrief und die Linke des Kapitals zur Unter-
stützung der „republikanischen Front“ gegen das Rassemblement National sogar eine „Neue Volks-
front“ in Leben rief, gewann diese Neue Volksfront nach der zweiten Stichwahl am 7. Juli und errang
180 von 577 Sitzen der Nationalversammlung. Macrons bürgerliches Bündnis landete auf Platz zwei
und die Rechte um Le Pen nur auf Platz drei. Die bürgerliche Linke auch in Deutschland triumphiert,
parlamentarische Blindschleichen und senile Altstalinist:innen sehen darin einen beispielhaften antifa-
schistischen Erfolg. Spätestens wenn die Volksfront aus Mélenchons LFI, den Sozialdemokrat:innen,
Pseudo-Kommunist:innen, Grünen und der linken Zentrumspartei PP als parlamentarischer Mehrheits-
beschaffer in das System der französischen Präsidialdiktatur eingebunden ist, wird dieser Triumph je-
doch schnell in Katzenjammer übergehen. Es ist nicht nur Zweckoptimismus, wenn Spitzenkandidat
Bardella, dessen Rassemblement National mit 126 Sitzen stärkste Einzelpartei geworden war, trotz sei-
ner Niederlage gegen die „republikanische Front“ positiv auf die Verdoppelung der Zahl seiner Abge-
ordneten verweisen und eine positive Dynamik für seine Bewegung konstatieren kann. 

Als Marxist:innen lassen wir uns nicht von politischen Kombinationen blenden, sondern analysieren
die sozialen Ursachen der politischen Prozesse. Während die Linke des Kapitals die abgehalfterte
Volksfront aus der Mottenkiste der Geschichte holt, wissen wir, dass sie als stalinistisches Manöver
gegen den Klassenkampf geschaffen wurde und damals wie heute einen Schlag nicht „gegen den Fa-
schismus“ sondern in kongenialer Ergänzung mit den Rechtsradikalen gegen das Proletariat darstellt.
Wenn auch – um keine verkürzten historischen Analogien zu bedienen - die damalige Tragödie für das
kampfstarke französische Proletariat heute eher als Farce durch das linke Kleinbürgertum nachgespielt
wird, das nach Kräften daran arbeitet die Arbeiter:innen in die Hände der rechten Demagogen zu trei-
ben.

Von der Tragödie zur Farce

An den Anfang seiner brillanten Schrift „Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte“ hatte Karl
Marx 1852 die Bemerkung Hegels gestellt, „daß alle großen weltgeschichtlichen Tatsachen und Per-
sonen sich sozusagen zweimal ereignen“, und ergänzt: „Er hatte vergessen hinzuzufügen: Das eine
Mal als Tragödie, das andere Mal als Farce.“ (MEW 8, S.115) Wie treffend ist dann folgende Be-
schreibung von Marx für die kleinbürgerliche und antifaschistische Linke in den Zeiten der heutigen

Krise (die leider nicht revolutionär, sondern
durch ökonomischen Niedergang und Krieg
gezeichnet höchst konterrevolutionär ist):
„Gerade in solchen Epochen revolutionä-
rer Krise beschwören sie ängstlich die
Geister der Vergangenheit zu ihrem Dienst
herauf, entlehnen ihnen Namen, Schlacht-
parole, Kostüme, um in dieser altehrwürdi-
gen Verkleidung und mit dieser erborgten
Sprache die neue Weltgeschichtsszene auf-
zuführen.“ (ebenda)
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Die Volksfrontpolitik war im Frankreich der
1930er Jahre eine direkte Folge der konterrevolu-
tionären Degenerierung der Kommunistischen In-
ternationale zum außenpolitischen Instrument der
Sowjetunion. Während auch in Frankreich unter
dem Druck der Wirtschaftskrise, des drohenden
Krieges und einer noch relativ starken (wen auch
sozialdemokratisch-stalinistisch kontrollierten)
Arbeiterbewegung die faschistische Diktatur eine
Option für das Kapital wurde, verharrte die Kom-
munistische Partei Frankreichs noch Anfang
1934, als die liberal-bürgerliche Regierung der
sog. „Radikalen“ Partei mit Hilfe eines militanten
rechten Aufmarsches durch ein Notverordnungs-

kabinett ersetzt wurde, in den politischen Vorgaben der „Sozialfaschismustheorie“. Es waren weniger
die gewerkschaftlichen Mobilisierungen gegen die Rechtsentwicklung, als die Vorgaben aus Moskau,
die einen jähen Richtungswechsel einleiteten. Im Mai 1935 unterzeichnete Russland einen „Beistands-
pakt“ mit Frankreich, dessen Unterstützung fortan im Zentrum der KPF-Politik stand, die jetzt für
„Bündnisse mit allen Kräften“ eintrat, die an der „Erhaltung des Friedens und der Demokratie interes-
siert“ wären. Dementsprechend richtete sie sogar an die bürgerlich-liberale Partei der „Radikalen“ das
Angebot der Herstellung einer „Volksfront für Frieden, Arbeit und Freiheit“. Mit der Etablierung einer
Volksfrontregierung von Sozialist:innen und „Radikalen“ 1936 sahen die Stalinist:innen dieses Ziel er-
reicht, sie ersetzten die rote Fahne durch die Trikolore, unterstützen die Entwaffnung der
Arbeiter:innen, machten ihren Frieden mit der französischen Kolonialpolitik und tolerierten sogar ent-
gegen ihrer antifaschistischen Phraseologie den sog. „Nichteinmischungspakt“ in den spanischen Bür-
gerkrieg. Demgegenüber kündigte 1938 die Radikale Partei die Volksfront auf, übernahm die
Regierung, führte u.a. die 48 Stunden Woche wieder ein (in der Rüstungsindustrie sogar die 60 Stun-
den Woche) und verbot letztendlich im September 1939 die KPF. Es folgte das kurze Intermezzo der
neuen politischen Linie der Kommunistischen Internationale, die vor dem Hintergrund des „deutsch-
sowjetischen Nichtangriffsvertrages“ den internationalen Hauptfeind jetzt in England und Frankreich
sah (bis sich mit dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion 1941 wieder alles änderte). 

Leo Trotzki, der diese Politik mit der Autorität eines alten bolschewistischen Revolutionärs kritisierte
und den die Stalinist:innen deshalb 1940 ermordeten, stellte trotz seines falschen Verständnisses von
sog. „Arbeiterparteien“ und der Definition der kapitalistischen Sowjetunion als „degenerierter Arbei-
terstaat“ sowie seinen illusorischen Hoffnungen mit organisatorischen Kniffen wieder in die revolutio-
näre Offensive kommen zu können, den konterrevolutionären Charakter dieser Volksfrontpolitik
treffend dar: „Die Volksfront (ist) das Komplott der Arbeiterbürokratie mit den schlimmsten politischen
Ausbeutern der Mittelklasse, nur imstande, in den Massen den Glauben an den revolutionären Weg zu
töten und sie der faschistischen Konterrevolution in die Arme zu treiben.“ (Frankreich am Wende-
punkt, März 1936)

Schon in seinem Text „Wohin geht Frankreich?“ vom November 1934 hatte Trotzki, der von Juli 1933
bis zu seiner Ausweisung im Juni 1934 im Exil in Frankreich war, richtig die sozialdemokratisch-stali-
nistische Auffassung kritisiert, „ein Bündnis mit den (bürgerlich-liberalen) Radikalen sei ein Bündnis
mit den ‘Mittelklassen’ und somit eine Schranke gegen den Faschismus. Diese Leute sehen nichts als
die parlamentarischen Schatten. Sie haben keine Ahnung von der wirklichen Entwicklung der Massen
und jagen der überlebten Radikalen Partei nach, die ihnen unterdessen die Rückseite zugekehrt hat.
Sie glauben, in der Epoche einer großen sozialen Krise könne man das Bündnis mit den in Bewegung
gekommenen Massen durch einen Block mit der kompromittierten und dem Untergang geweihten par-
lamentarischen Clique ersetzen.“
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Die noch heute gültige Klarheit dieser Aussagen
Trotzkis zeigt sich auch angesichts der aktuellen
Farce der Neuen Volksfront, die vor der Stich-
wahl 127 Kandidat:innen zurückgezogen hatte,
um den besser platzierten Kandidat:innen des Re-
gierungsbündnisses Ensemble Platz zu machen.
Umgekehrt taten dies 81 Bewerber des Macron-
Lagers. Diese offene Unterstützung des Kriegs-
treibers und Sozialräubers Macron (gegen dessen
per Dekret durchgesetzte Lebensarbeitszeitverlän-
gerung sogar das Rassenblement National dema-
gogisch auftritt) treibt die von sozialer
Deklassierung betroffenen Kleinbürger aber auch
die Arbeiter in die Arme der Rechtsradikalen, die
nur ihre nächsten politischen Erfolge abzuwarten brauchen. Die neue Volksfront wartet demgegenüber
geduldig auf den Lohn des geretteten Präsidenten: Er solle doch bitte einen der ihren zum Premiermi-
nister ernennen. „Doch das ist nur die übliche Praxis, darauf hat man keinen Rechtsanspruch. Der
Präsident kann sich also über den Vorschlag hinwegsetzen und jemand anderes ernennen. Doch das
wäre ein Affront gegen die Wähler, die durch die Republikanische Front den Sieg vieler RN-Kandida-
ten verhindert und so letztlich auch nicht wenigen von Macrons Kandidaten zu ihrem Parlamentssitz
verholfen haben“, hofft und bittet der Direktor der „kommunistischen“ Zeitung L’Humanité im ND-In-
terview am 9. Juli.

Das dieses Anbiedern der Neo-Stalinist:innen an die Macht genauso scheitern wird, wie bei ihren Vor-
gängern deutet sich allerdings schon an. Innenminister Gérald Darmanin propagiert eine „Koalition der
Ideen“, an der sich auch die gemäßigten Sozialist:innen beteiligen sollen und Macron umwirbt gleich
die Abgeordneten der verschiedenen Lager, um eine Mehrheit für bestimmte Gesetzesvorhaben zu be-
kommen.

Mit dem antifaschistischen Regenbogen in den Imperialistischen Krieg

Doch selbst wenn Macron diese Hoffnung eines „linken Premierministers“ erhört und die neue Volks-
front sich nicht vorher zerlegt, wird sich an der imperialistischen Politik Frankreichs nichts ändern.
Das hochverschuldete Frankreich (120 Prozent des Bruttoinlandsproduktes), dessen Kreditwürdigkeit
gerade herabgestuft wurde und das sich auf eine Abwärtsspirale von steigenden Zinsen und Schulden
zubewegt, muss im Konkurrenzkampf mit seinem imperialistischen „Partner“ Deutschland nicht nur
die sozialen Angriffe verstärken, sondern auch seine militärische Dominanz (als einzige Atommacht
der EU) ausspielen. Dementsprechend ist auch im Wahlprogramm der neuen Volksfront zu lesen, dass
nicht nur die „Lieferung nötiger Waffen“ an die Ukraine fortgesetzt werden muss, sondern auch „UN-
Einheiten“ die dortigen Atomkraftwerke schützen sollen. Dessen leistungsstärkstes, das AKW Sapo-
rischja, befindet sich aber bekanntermaßen unter russischer militärischer Kontrolle kurz hinter der
Frontlinie. Auch hier soll sich also allenfalls das Etikett der zu entsendenden Bodentruppen ändern.

So gering der reale Gehalt für einen Politikwechsel des imperialistischen Frankreich ist, um so größer
ist die ideologische Wolke, die von der Linken des Kapitals um das Projekt der Neuen Volksfront ge-
legt wird. Die Initiative zu ihrer Gründung ging von Abgeordneten von „La France Insoumise“ aus, die
die Steilvorlage von Macron nach der Europawahl aufnahmen. Das Konzept eines breiten Bündnisses
vermeintlich klassenloser und bürgerlicher Akteure ist älter. Die LFI-Abgeordnete Aurélie Trouvé ver-
tritt schon länger den Ansatz einer „Regenbogen-Koalition“ aus „feministischen, sozialen, radikalde-
mokratischen, ökologischen und antifaschistischen außerparlamentarischen Kräften“ zu der jetzt
angesichts der vermeintlichen „unmittelbaren Gefahr eines Regimewechsels“ (Étienne Balibar) auch li-
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beral-demokratische Parteien gehören
sollen. Es wäre absurd von bürgerli-
chen Linken eine proletarische Politik
zu fordern. Dementsprechend ist „das
Volk“, wenn auch aufgesplittert in di-
verse Identitäten (in vermeintlicher
Abgrenzung zur ausgrenzenden
Volksgemeinschaft), der einzig mögli-
che Bezugspunkt dieser Bürger, die
die soziale Frage allenfalls als eine
Frage des Sozialstaates begreifen.
Nicht der Klassenkampf ist für sie der
Weg zum Ziel der Beseitigung des
Kapitalismus, sondern die Auflösung
der Klassen im Volk der Weg zur Erreichung einer wirklichen Demokratie, die in ihrem sozialen Kern
allerdings genauso demagogisch wie Volksgemeinschaft der Faschist:innen ist. Somit erschöpft sich
die Politik dieser Linken des Kapitals im populistischen Wettkampf mit der Rechten des Kapitals. Dies
wird dann auch von Balibar philosophisch auf den Punkt gebracht: „Hier ist nicht der Ort, um das
Problem zu diskutieren, wie sich die Pluralität ‘emanzipatorischer Interessen’ und heterogener histori-
scher ‘Subjekte’ aus einem Motiv der Lähmung und ständiger ideologischen Rivalitäten in eine politi-
sche Kraft verwandeln lässt. Es ist jedoch klar, dass sich dieses Problem der ‘Widersprüche im Volk’ in
aller Dringlichkeit stellt, und zwar schon allein deshalb, weil das Rassemblement National inzwischen
in der Lage ist, Anhänger*innen in fast allen Klassen der französischen Gesellschaft zu gewinnen. Die
Partei scheint eine Lösung gefunden zu haben, die man als populistisch bezeichnen kann, sie ist tat-
sächlich auf dem Weg ihr ‘Volk’ zu finden. Wie wird es der Linken ergehen? Zwischen ‘populistisch’
und populär gibt es sowohl eine radikale Unvereinbarkeit als auch eine Nähe...“ (Volksfront oder Kar-
tell der Linken? Der Philosoph Étienne Balibar über den Aufstieg des Faschismus in Frankreich und
den linken Nouveau Front Populaire im ND vom 6./7. Juni 2024) 

Der tiefen Krise des Kapitalismus, die zu sozialer und politischer Instabilität führt und die angesichts
der Tatsache, dass der schwache proletarische Klassenkampf den Abgehängten und Deklassierten heute
keine revolutionäre Perspektive bieten kann, eine autoritäre Formierung befördert, ist nicht mit Popu-
lismus beizukommen. Nur in der Hervorkehrung des Antagonismus, der die imaginäre Identität des
Volkes praktisch in Frage stellt und seine demokratische Ideologie ablehnt, kann es eine emanzipatori-
sche Perspektive geben. Nur im Klassenkampf können das subjektive Emanzipationsstreben und die
objektive historische Notwendigkeit zusammenkommen und die Möglichkeit einer wirklich freien
(kommunistischen) Gesellschaft eröffnen.

Deshalb ist unsere Losung „Klasse gegen Klasse“ und nicht Volksfront!
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Frankreich:

Was ist nach den Unruhen in den Banlieues zu tun?

Die Ereignisse rund um die Unruhen, die Ende Juni und Anfang Juli 2023 in den französischen Ban-
lieues nach der kaltblütigen Ermordung eines jungen Proletariers in den Straßen von Nanterre durch
die Polizei ausbrachen, sind hinlänglich bekannt. Dennoch müssen wir sie noch einmal Revue passie-
ren lassen: Es genügt nicht, Zahlen, Nachrichten, Namen und Episoden zu sammeln, um zu verstehen,
was vor sich ging.

Für eine politische Bewertung, die für die Zukunft nützlich ist, erscheint es uns viel sinnvoller, auf ei-
nige aus unserer Sicht wichtige Punkte einzugehen.

Zunächst ist festzustellen, dass die in den letzten Jahren ausgebrochenen Unruhen nicht nur die „Peri-
pherien des Imperiums“ betroffen haben, die über weniger Kapazitäten für Kontrolle, Prävention und
soziale Repression verfügen, sondern auch die alten Metropolen im Zentrum: Denken wir nur an die
Ereignisse in den USA im Jahr 2020. Kurzum: Wir schreiben über Nanterre, aber wir können auch über
Minneapolis lesen und umgekehrt…

Bleibt man jedoch in Frankreich, so ist zu betonen, dass die Ereignisse dieser Tage, was die landes-
weite Ausdehnung und die Dynamik der Zusammenstöße betrifft, zweifellos einen Sprung gegenüber
den Krawallen darstellen, die Ende 2005 im Pariser Gürtel ausbrachen, auch damals nach dem Tod
zweier junger Männer, die von der Polizei verfolgt wurden. Wir schrieben damals: „Die Wut der jun-
gen Proletarier:innen der Vorstädte, die ausgebeutet, gettoisiert und von einer zunehmend krisenge-
schüttelten Wirtschaft erdrosselt werden und von einer Polizei schikaniert werden, die für ihre
rücksichtslose Härte und ihren stumpfen Zynismus bekannt ist, entlud sich plötzlich und unaufhaltsam:
Sie demonstrieren einmal mehr das immer tiefer werdende Unbehagen , das in der kapitalistischen Ge-
sellschaft brodelt, die Gewalt, die aus allen ihren Poren sickert, ihre totale und organische Unfähigkeit,
auch nur eines der Probleme zu lösen, die sie selbst aufwirft. Es ist eine ganze Produktionsweise, die in
der Tat ihren Bankrott beweist und die von den jungen Proletarier:innen der schmutzigen und ersti-
ckenden Vorstädte instinktiv und direkt auf die Probe gestellt wird – mit Wut und Rebellion“.

Seitdem müssen mindestens zwei Faktoren berücksichtigt werden: der Ausbruch der großen globalen
Krise im Jahr 2008, aus der die kapitalistische Produktionsweise nie herausgekommen ist und die das
Leben der Proletarier:innen in den Vorstädten auf der ganzen Welt (und darüber hinaus) weiter ver-
schlechtert hat, und ein bedeutender Generationswechsel in den vergangenen 18 Jahren. So haben sich
Elend, Entfremdung, Marginalisie-
rung und Wut exponentiell ausgebrei-
tet und sind, man könnte sagen,
täglich mit polizeilicher Repression
zusammengestoßen, bewaffnet mit
den modernsten international entwi-
ckelten Massenvernichtungswaffen.
Vor diesem Hintergrund ist die Gene-
ration der petits, wie die an den jüngs-
ten Zusammenstößen beteiligten
Kinder und Jugendlichen (zwischen
13 und 18 Jahren) genannt werden,
herangewachsen. Unter dem materiel-
len Druck dieser Ereignisse haben
sich die Banlieues selbst allmählich
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verändert: In ihnen hat sich ein Klas-
sengefälle herausgebildet, zwischen
einem Proletariat, das zu Prekarität,
Arbeitslosigkeit und einem bescheide-
nen täglichen Überleben verurteilt ist,
und einem Kleinbürgertum, das aus
Ladenbesitzer:innen, Geistlichen,
Kaufhausleiter:innen usw. besteht.

Diese bereits 2005 festgestellte Kluft
hat sich in den Tagen des Aufruhrs
noch vertieft. Wie immer empörte
sich die heuchlerische Meute der Gut-
menschen über die Angriffe auf Su-
permärkte und Geschäfte in diesen

wahren Ghettos. Aber was zeigen diese Angriffe, wenn nicht genau diese Klassenunterschiede in den
Banlieues in ganz Frankreich? Auf der einen Seite junge und sehr junge Proletarier:innen, wütend, ver-
ärgert, ohne Zukunft und ohne Hoffnung, und auf der anderen Seite eine Welt, die die vorherrschenden
und prägenden Strukturen des bürgerlichen und kleinbürgerlichen Universums nur im Kleinen reprodu-
zieren kann.

Diese Situation birgt interessante Überlegungen, zumindest was ihr Potenzial betrifft. In einer der sel-
tenen relativ klaren Reden, die wir unerwartet hören konnten, hat ein renommierter Soziologe wie
Marc Lazar ausdrücklich erklärt, dass sich die petits „weder als Franzosen“ (denn die ‘Integration’ hat
nicht funktioniert: siehe da!) „noch als Algerier oder Marokkaner oder Tunesier“ fühlen. Nun, wir
haben nicht die Möglichkeit, die tatsächliche Konsistenz dieser Aussage zu überprüfen: andererseits ist
es sehr wahrscheinlich, dass dies der Fall ist, da die petits aufgrund ihres sehr jungen Alters inzwischen
weit von den Generationen entfernt sind, die die Protagonist:innen der „algerischen Unabhängigkeits-
kämpfe“ der 1950er und 1960er Jahre waren, sowie von den religiösen Überstrukturen, die jahrzehnte-
lang Intoleranz und Wut erstickt oder in Sackgassen (wie den islamischen Radikalismus in seinen
Varianten) kanalisiert haben. Stimmt dies, hätten wir es in der Tat mit jungen Menschen zu tun, die in
einem sozialen Niemandsland überleben und sich bewegen und in ihrem Handeln unbewusst ihren Zu-
stand als reine Proletarier:innen proklamieren.

Von Anfang an hat der Kommunismus immer betont, wie das Kapital gezwungen ist, seine eigenen To-
tengräber zu produzieren. Im Manifest der Kommunistischen Partei (1848) wird aufgezeigt, wie die
Entwicklung der Industrie selbst ein immer größeres Proletariat hervorbringt: Das Kapital hat die Be-
völkerung agglomeriert, und das Proletariat verdichtet sich zu größeren Massen. Gehen wir von 1848
bis heute: Was sind die Banlieues? Eine riesige Konzentration der proletarischen Bevölkerung, die in
die Millionen geht. Die Elemente, auf denen die erweiterte Akkumulation des französischen Kapitals
beruht, d.h. die Extraprofite aus der Ausbeutung der ehemaligen Kolonien und das aus ihnen stam-
mende billige Proletariat, schlagen dialektisch auf den bürgerlichen Staat zurück. Der Großraum Paris
hat eine Gesamtbevölkerung von 12 Millionen Menschen, von denen 10 Millionen in den Banlieues
leben, von denen mehr als die Hälfte reine Proletarier:innen sind, mit einer Armutsquote von oft über
40%. Die bürgerlichen Soziologen sprechen von „von der Republik verlorenen Territorien“. Wir sollten
daher nicht allgemein von Rassismus sprechen. Der Rassismus (der Politik, der Kultur, der Medien,
der „Ordnungskräfte“ usw.) ist einer der operativen Modi, mit denen die Repression gegen die Arbei-
ter:innenklasse als einzige und wahre Religion des Staates manifestiert und angewendet wird. Es han-
delt sich vielmehr um einen Klassenkrieg, von dem die tagelangen Zusammenstöße in den
französischen Banlieues das jüngste Kapitel darstellen, das sich zu den vielen Episoden der Revolte
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gesellt, die sich im Laufe der Zeit ereignet haben: zum Beispiel in den Vereinigten Staaten und unter
sehr ähnlichen Umständen.

***

Doch kommen wir zu einem anderen Punkt, der damals in Frankreich und anderswo viel diskutiert
wurde. Jeden Tag, in allen Vorstädten der Welt, trifft die Polizeigewalt Proletarier, ob sie jung sind oder
nicht: und auch nur anzudeuten, wie wir oft hören, dass eine „Polizeireform“, eine „angemessenere
Ausbildung“, eine „Abschaffung“ oder sogar eine „Entwaffnung“ der „Ordnungskräfte“ notwendig ist,
ist eine naiv-kriminelle Art, die Augen vor der Realität zu verschließen. In dem Kommuniqué, das wir
im Netz verbreitet haben, haben wir es klar und deutlich gesagt: „Jede Gendarmerieorganisation, wel-
chen pittoresken Titel ihr jeder Staat auch immer gibt, ist das Organ, das für die Verteidigung des bür-
gerlichen Eigentums zuständig ist: d.h. das ‘Privileg’ der Aneignung und Aufteilung der ‘privaten
Aneignung’ dessen, was wir Proletarier gesellschaftlich (d.h. alle zusammen) produzieren, während es
von den monopolisierten Produktivkräften benutzt und von der unpersönlichen Bourgeoisie in ihren
Unternehmen, ihren Lagern, ihren Kaufhäusern, ihren Schulen mit Zähnen und Klauen verteidigt
wird... Und für die Verteidigung von ‘Recht und Ordnung’ zuständig, was nicht die Gelassenheit ist, die
wir uns alle wünschen, um in einem friedlichen und braven sozialen Umfeld zu leben, sondern das so-
ziale Klima, in dem die Schändlichkeit der kapitalistischen Gesellschaft (von der Gewalt der freien
Konkurrenz aller gegen alle bis zu den unzähligen Manifestationen der Entfremdung und Verdingli-
chung von uns Menschen, die zu Verkäufern von Arbeitskraft reduziert werden) ungestört weitergehen
kann und nur die Kritik des Murrens, des Gejammers und bestenfalls den empörten und sogar gewalt-
sam geforderten Vorschlag für Reformen duldet...“.

Angesichts der unaufhaltsamen Wut der sehr jungen Proletarier:innen hat der französische Staat, „ein
Modell der Freiheit und der Demokratie“, 45.000 Bullen, darunter auch Spezialeinheiten, eingesetzt,
und obwohl er nicht in der Lage war, die sehr gefährlichen proletarischen Kinder zu stoppen, hat er
daran gedacht, auf die Zensur der sozialen Medien zurückzugreifen. Wie wir in anderen ähnlichen Si-
tuationen in den letzten Jahren gesehen haben, haben die Demonstranten, um sich zu koordinieren, In-
strumente eingesetzt, die die Bourgeoisie gerne zur sozialen Kontrolle einsetzen würde, die aber nach
hinten losgehen! Angesichts der Rebellion der Jugend in den Banlieues (eine Rebellion, die, wie wir
betonen müssen, immer noch sehr instinktiv, individuell und marginal ist: aber wie könnte es anders
sein, unter den gegenwärtigen Bedingungen?), zeigt die bürgerlich-demokratische Diktatur ihr wahres
Wesen.

Doch in Paris und – wie es scheint – vor allem in Marseille sowie in verschiedenen anderen Städten
des mehr oder weniger tief verwurzelten Frankreichs hielten die petits eine der notorisch stärksten, am
besten bewaffneten und erfahrensten
Polizeikräfte in Sachen Kontrolle und
Repression in Schach (eine Erfah-
rung, die weit in die koloniale Ver-
gangenheit zurückreicht) und
bewiesen dabei eine beneidenswerte
organisatorische und taktische Fähig-
keit.

Aber ist das genug? Auch in dem
oben genannten Kommuniqué beton-
ten wir, dass wir Kommunist:innen
„uns nicht damit begnügen, die Ver-
brennung der Symbole der Macht en-
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thusiastisch zu begrüßen“, wohl
wissend, was zur revolutionären
Strategie der Kommunist:innen ge-
hört, die Marx in der Ansprache der
Zentralbehörde an den Bund der
Kommunisten von 1850 kurz und
bündig wie folgt zusammengefasst
hat „Weit entfernt, den sogenannten
Exzessen, den Exempeln der Volks-
rache an verhaßten Individuen oder
öffentlichen Gebäuden, an die sich
nur gehässige Erinnerungen knüp-
fen, entgegenzutreten, muß man
diese Exempel nicht nur dulden,
sondern ihre Leitung selbst in die
Hand nehmen.“ (MEW 7, S. 249)

Nun, diese Richtung kann nur die der revolutionären Partei sein, die mit Nachdruck das entscheidende
Problem der allgemeinen Aufrüstung (theoretisch, politisch, organisatorisch, taktisch-strategisch) des
Proletariats aufwirft, ohne die es keine umfassende Revolte gibt, die zum Sturz der bürgerlichen Macht
führen kann. In den Tagen der Wut und in den Tagen danach, jenseits der vorhersehbaren romantischen
Hymnen auf die Revolte (wenn nicht sogar auf den Aufstand oder auf einen „Klassenkrieg“, der leider
immer noch in den Träumen des Spontanismus jeglicher Herkunft liegt, da der „Klassenkrieg“ im Mo-
ment von der herrschenden Klasse gegen das Proletariat geführt wird) und der unermüdlichen Appelle
an die Notwendigkeit, die „kommunistische Theorie neu zu kalibrieren“ (ja, denn man hätte nicht die
neue „Klassenzusammensetzung“ eines Proletariats mitbekommen, das nicht mehr ... auf die Fabrik
beschränkt ist – bumm!). Ein paar zaghafte Andeutungen über die Notwendigkeit einer revolutionären
politischen Führung tauchten hier und da auf, aber so schwach, dass es ein Appell an sich war: die
„Frage der Organisation“, „die Rolle der politischen Synthese (des Programms)“, „die wirkliche Ver-
wurzelung einer Fraktion von Kommunist:innen innerhalb der Klasse“... Aber warum nicht offen
sagen, dass das, was fehlt und woran gearbeitet werden muss (hart, in der Tiefe und in der Ausdeh-
nung, ohne Illusionen über Abkürzungen oder voluntaristische Beschleunigungen), die Partei ist, die
sich auf die Kette stützt, deren Glieder nicht abgetrennt oder isoliert werden können: Theorie – Prinzi-
pien – Programm – Taktik – Organisation? Warum sollten wir das nicht offen sagen und gleichzeitig
die Ärmel hochkrempeln und ernsthaft daran arbeiten?

In einem anderen Artikel, der nach den Unruhen in den Banlieues im Jahr 2005 erschien, schrieben
wir: „Der Weg von der Revolte (blind, spontan, instinktiv, zerstörerisch, wie alle Revolten) zur Revolu-
tion ist lang und verschlungen. Vor allem ist er nicht linear, er ist nicht progressiv. Es ist illusorisch,
sich eine Klassenerweckung vorzustellen, die so glatt wie Öl verläuft, dank eines erneuerten Bewusst-
seins (man versteht nicht wie und warum) der Arbeiterklasse, die weiß, wählt und sich schließlich wie-
der in Bewegung setzt, indem sie alle Knoten löst, alle Widersprüche überwindet und durch eine
geometrische Anhäufung von numerischen und politischen Kräften vorgeht. Der Klassenkampf ist dies
nicht. Diejenigen, die sich einbilden, dass er es ist, erweisen dem Proletariat einen schlechten Dienst.
Der Klassenkampf (und vor allem seine Wiederbelebung nach mehr als siebzig Jahren Konterrevolu-
tion [heute sind aus siebzig Jahren fast neunzig geworden - Anm. d. Red] ist etwas ganz anderes: Er ist
ein widersprüchlicher Weg mit Höhen und Tiefen, Vorstößen und Rückzügen, auf dem die proletarische
Klasse (belastet mit all der Trägheit, all dem Dreck, ‘all dem alten bürgerlichen Scheiß’, wie Marx es
nannte) erneut für ihre unmittelbaren und historischen Interessen kämpfen wird – und zwar im Zusam-
menprall mit allen Kräften, die gegen sie sind, aber auch mit allen Widersprüchen, die sie in sich und
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hinter sich trägt und die sie umhüllen, bedrängen und von allen Seiten bedrohen. Nicht eine abstrakte
proletarische Klasse, mythisch in ihrer Reinheit und Homogenität, unkorrumpiert und unbestechlich,
die bereits weiß, wofür sie kämpft, die ihre Feinde kennt, die ihre Ziele klar vor Augen hat, die kompakt
von der Fabrik zur Straße, von der Straße zur Macht vordringt. Aber die vom Kapital produzierte pro-
letarische Klasse ist in der Tat Trägerin einer neuen Produktionsweise, aber nur insofern, als sie sich
in der revolutionären Partei wiedererkennt: und zwar nicht durch eine plötzliche Erleuchtung, sondern
dank der schwierigen und komplexen Arbeit, die diese Partei im Kontakt mit ihr zu leisten vermochte,
zunächst während der langen konterrevolutionären Periode und dann auf dem Höhepunkt der Wirt-
schaftskrise. Diese Arbeit kann nicht durch Willensakte, seien sie umfassend oder abenteuerlich, um-
gangen oder verkürzt werden – sie muss einfach getan werden. Nur dann kann die Partei ‘die Klasse
vor sich selbst offenbaren’ und die Klasse die Partei als ihre Avantgarde anerkennen. Erst dann wird
die Führungskrise der Bourgeoisie selbst aus einer sterilen (und in der Tat faulenden und eiternden)
Pattsituation zu einer weiteren fruchtbaren revolutionären Voraussetzung. Erst dann werden sich die
objektiven und subjektiven Bedingungen immer mehr annähern, und die Aufstände werden ein Zeichen
bekommen, das nicht mehr nur verzweifelt ist. Erst dann wird der Aufstand und die Machtergreifung
endlich auf der Tagesordnung stehen“.

Achtzehn Jahre später und vor dem Hintergrund einer sich immer weiter vertiefenden Krise der kapita-
listischen Produktionsweise (Kriege, wirtschaftliche und finanzielle Zerrüttung, Umweltzerstörung,
Verrohung des sozialen Lebens usw.) ist diese Notwendigkeit heute noch dringlicher. Indem wir uns
dafür einsetzen, werden wir in der Lage sein, die kleinen Leute und alle anderen instinktiven Rebellen
vor der Verzweiflung, der Frustration, den Illusionen aller Art und der grausamen Unterdrückung und
Militarisierung der als „problematisch“ definierten proletarischen Viertel zu schützen.

Übersetzt aus: il programma comunista, September/Oktober 2023
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Multipolare Welt oder imperialistisches Weltsystem?

Während der israelische Völkermord im Gazastreifen und die ihn unterstützende deutsche Polizei-
staatsräson vielen Menschen die Augen über den Charakter des herrschenden Systems öffnet und de-
mokratische Illusionen zu vertreiben hilft, führt er bei einigen Pseudokommunist:innen offensichtlich
eher dazu, den Blick auf den Klassencharakter des Imperialismus weiter zu vernebeln und demokrati-
sche Illusionen zu befördern. Besonders deutlich wird das bei den alten Stalinist:innen und Antiimpe-
rialist:innen. Ganz vorne dabei die Tageszeitung junge welt. Auf ihrer Rosa-Luxemburg-Konferenz im
Januar diesen Jahres ließen sie einen alten militanten Antiimperialisten aus Dänemark verkünden:

„Der Angriff der Hamas hat die Welt in Rich-
tung eines multipolaren Weltsystems ge-
drängt und eine neue Generation von
Antiimperialisten mobilisiert.“ (jw v. 31.1.24,
S.5). Exemplare dieser neuen Generation
konnte man dann auch auf der darauffolgen-
den LLL-Demonstration besichtigen, wie sie
inbrünstig mit der Parole „Internationale So-
lidarität – die Huthis zeigen wie es geht“,
deren Drohnenangriffe aus Jemen als prakti-
sche Palästinasolidarität und antiimperialisti-
schen Kampf feierten. Doch nicht nur die
reaktionären Verbündeten des iranischen
Mullah-Regimes werden hier antiimperialis-

tisch geadelt. Besagter Torkil Lauesen erklärte auf der Konferenz: „Wie die nationale Bourgeoisie in
China mögen Modi in Indien oder der Saudische König Salman unzuverlässig sein und unter den Ein-
fluss der USA geraten, aber sie sollen als mögliche Verbündete gesehen werden, die dazu beitragen die
Hegemonie der USA zu schwächen und die Produktivkräfte im Süden zu entwickeln, um den Boden für
den künftigen sozialistischen Fortschritt zu bereiten.“ (ebenda) Diese zutiefst reaktionäre Bündnisemp-
fehlung wurde dann vom Stalin-Philosophen Arnold Schölzel ebenfalls in der jungen welt auch noch in
Verbindung mit Lenin gebracht: „Heute 100 Jahre nach dem Tode Lenins, zeichnet sich ab, dass die
zweite Phase der Entkolonialisierung begonnen hat. Nach der politischen Unabhängigkeit kämpfen die
kolonial unterdrückten Nationen nun um ihre wirtschaftliche und rechtliche Unabhängigkeit.“ (jw v.
13./13.1.24)

Fernab jeder marxistischen Analyse wird von diesen sich fälschlicherweise in die Tradition Lenins stel-
lenden alten Stalinist:innen und Antiimperialist:innen heute wieder laut das Hohelied des antikolonia-
len Kampfes angestimmt. Angesichts des Fehlens der in den 1970er Jahren verblüten wirklichen
bürgerlich-revolutionären, antikolonialen Kämpfe projizieren sie ihre historisch überholte Sichtweise
jetzt auf angeblich antiimperialistische Staaten eines multipolaren Weltsystem mit China an der Spitze.
Reaktionäre und selbst imperialistische Bündnisse wie die „Shanghaier Organisation“ (China, Indien,
Russland, Iran...) oder die BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika...) werden als
Widerpart des US-Imperialismus begrüßt. Sie begehen damit eine doppelte Verfälschung des Marxis-
mus. Einerseits übertragen sie die Position Lenins bezüglich einer anderen Epoche (der des aufstreben-
den Kapitalismus in den kolonialen Gebieten) auf die des heute weltweit entwickelten kapitalistischen
Klassenwiderspruchs und andererseits degradieren sie die damalige proletarisch-revolutionäre Position
Lenins zu der eines bürgerlichen Demokraten. Demgegenüber hatte Lenin z.B. in seinem Bericht zur
nationalen und kolonialen Frage auf dem 2. Weltkongress der Kommunistischen Internationale klar
hervorgehoben, „dass wir als Kommunisten die bürgerlichen Befreiungsbewegungen in den kolonialen
Ländern nur dann unterstützen müssen und werden, wenn diese Bewegungen wirklich revolutionär
sind, wenn ihre Vertreter uns nicht hindern, die Bauernschaft und die breiten Massen der Ausgebeute-
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ten in revolutionärem Geist zu erziehen und
zu organisieren. Sind dagegen diese Bedin-
gungen nicht vorhanden, so müssen die Kom-
munisten in diesen Ländern die
reformistische Bourgeoisie bekämpfen.“ (LW
31, S. 230) Dass er in diesem Zusammenhang
auch auf „die Notwendigkeit, den Panisla-
mismus und ähnliche Strömungen zu bekämp-
fen, die die Befreiungsbewegung gegen den
europäischen und amerikanischen Imperia-
lismus mit einer Stärkung der Position der
Khane, der Gutsbesitzer, Mullahs usw. ver-
knüpfen wollen“ hinwies, war damals in der
kommunistischen Bewegung selbstverständ-
lich. (ebenda, S. 137)

Es ist inzwischen bei sich entwickelnden reaktionären Regimen geradezu modern geworden ihren Ex-
pansionsdrang als Antiimperialismus und Antikolonialismus oder zumindest Beitrag für eine gerech-
tere Welt zu verkaufen. Dies zeigt sich besonders bei dem in voller Schärfe wieder entbrannten Kampf
um Afrika. Von Chinas Seidenstrasse, über Russlands „uneigennützige“ Militär- und Getreidehilfe bis
zu einem Erdogan, der z.B. in Nigeria mit der Losung „A fairer world is possible“ für türkische Inves-
titionen in Afrika wirbt. In Afrika selbst ist es Südafrika, als am stärksten industrialisierte Volkswirt-
schaft des Kontinents, das auch eine dementsprechende Stellung beansprucht. Natürlich ebenfalls als
Speerspitze eines vermeintlichen Antikolonialismus. So erklärte z.B. die südafrikanische Außenminis-
terin Naledi Pandor auf einem internationalen Treffen des „globalen Südens“ im Oktober 2023 in Jo-
hannesburg, „dass wir als Südafrika weiterhin zum Aufbau einer globalen fortschrittlichen Bewegung
für ein besseres Afrika und eine bessere Welt beitragen müssen.“ (jw v. 23.10.23) Während in Süd-
afrika 64 Prozent der schwarzen Bevölkerung unter der Armutsgrenze leben, verfolgt das südafrikani-
sche Kapital seit zwei Jahrzehnten eine exportorientierte Wachstumsstrategie (von
Bergbauunternehmen wie Anglogold Ashanti bis Telekommunikationsfirmen wie MTN). Inzwischen
dominieren südafrikanische Firmen wie Shopsprite und Pick n Pay den Einzelhandelssektor des Konti-
nents. Der amtierende Präsident und einstige Generalsekretär der National Union of Mineworkers
Cyril Ramaphosa ist ein Musterbeispiel für diesen neuen expansiven südafrikanischen Kapitalismus
seit dem Ende der Apartheid in den 90er Jahren. Er nutzte das damalige „Black Economic Empower-
ment“ - Programm (BEE) der neuen ANC-Regierung, das Unternehmen verpflichtete Anteile an
schwarze Menschen zu transferieren, um selbst Anteile am Bergbauunternehmen Lonmin zu erwerben.
Mit der BEE-Regelung wurde eine neue schwarze Elite geschaffen und mit den Interessen des alten
Kapitals verbunden. Als führender ANC-Funktionär und Industriemanager forderte Ramaphosa dann
z.B. 2012 ein hartes Durchgreifen gegen streikende Bergarbeiter, in dessen Ergebnis 34 Arbeiter:innen
von der Polizei erschossen wurden. Hier zeigt sich, dass Faschismus und Imperialismus offensichtlich
keine den alten Metropolen vorbehaltenen Herrschaftsinstrumente, sondern vielmehr allgemeines Pro-
dukt der kapitalistischen Entwicklung sind.

In den antiimperialistischen Zuschreibungen wird dieser kapitalistische Charakter des globalen Südens
geflissentlich ignoriert. Stattdessen begeistert man sich z.B. an der an Paternalismus kaum zu überbie-
tenden Klage Südafrikas gegen Israel vor dem internationalen Gerichtshof. Eine Klage, die vor dem
Hintergrund der Zusammenarbeit Israels mit dem alten Apartheid-Regime zu erklären und auch im Zu-
sammenhang mit den „Demokratisierungsbestrebungen“ der internationalen Institutionen von UNO bis
Weltbank zu sehen ist. Als Marxisten wissen wir allerdings, dass diese Institutionen Instrumente der
imperialistischen Herrschaft und nicht der Demokratie sind. Es können sich die Kräfteverhältnisse zwi-
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schen den kapitalistischen Staaten verändern und auch neue internationale Institutionen bilden, der un-
veränderliche reaktionäre und expansive Charakter ihres Wesens liegt allerdings in den universellen
Gesetzen der Kapitalakkumulation begründet. Insofern gehen wir heute von einem imperialistischen
Weltsystem aus, in dem der Widerspruch zwischen Proletariat und Bourgeoisie der alles entscheidende
und jede Positionierung für einen kapitalistischen Staat antiproletarisch und pro-imperialistisch ist.

Ohne eine solche Analyse der Klassenverhältnisse und frei von jeglichem Verständnis der kapitalisti-
schen Entwicklung versuchen diese vermeintlichen „Antiimperialist:innen“ demgegenüber allein aus
den internationalen Kräfteverhältnissen der Staaten eine politische Strategie abzuleiten. Ihre antiprole-
tarische Haltung folgt dabei dem abstrakten Schema der bürgerlichen Ideologie. Schon Lenin hat in
seinem Entwurf der Thesen zur nationalen und kolonialen Frage für den Zweiten Weltkongress der
Kommunistischen Internationale 1920 die Kritik der bürgerlichen Demokratie an den Anfang seiner
Ausführungen gestellt: „Der bürgerlichen Demokratie ist ihrem ganzen Wesen nach eine abstrakte
oder formale Fragestellung hinsichtlich der Gleichheit überhaupt, darunter auch hinsichtlich der na-
tionalen Gleichheit eigen. (…) Die Idee der Gleichheit, die selbst eine Widerspiegelung der Verhält-
nisse der Warenproduktion ist, wir von der Bourgeoisie unter dem Vorwand angeblicher absoluter
Gleichheit der menschlichen Persönlichkeiten in ein Werkzeug des Kampfes gegen die Aufhebung der
Klassen verwandelt. Der wahre Sinn der Forderung nach Gleichheit liegt aber nur darin, dass die Auf-
hebung der Klassen gefordert wird.“ (LW 31, S.133) Nach Lenin ist jeder nationale Unabhängigkeits-
kampf nur nach seiner Funktionalität für den proletarischen Emanzipationskampf zu beurteilen. Und
dieser Kampf ist historisch-materialistische bestimmt durch das Entwicklungsstadium des Kapitalis-
mus und die Entwicklung der Klassenkräfte. Während für uns Kommunist:innen heute ein weltweites
Proletariat einem weltweiten Kapitalismus gegenübersteht und der proletarische Klassenkampf welt-
weit das Gebot der Stunde ist, gibt es für die bürgerliche Ideologie und ihre stalinistischen Vertreter nur
einen einzigen absoluten Wert, die Demokratie, die scheinbar außerhalb und über den geschichtlich be-
stimmten Epochen schwebt.

Dieses ideologische Gesäusel hat auch in der nationalistischen chinesischen Politik eine lange Tradi-
tion. Schon in den 1970er Jahren propagierten die Maoisten ihre 3-Welten-Theorie und versuchten die
imperialistische Epoche als Epoche bürgerlich-fortschrittlicher Bewegungen hinzustellen. In ihrer
Theorie konstruierten sie nicht nur die Dritte Welt als einheitlichen Block, sondern propagierten auch
das Bündnis dieser mit einer zweiten Welt (den imperialistischen Staaten Europas!) im Kampf gegen
die erste Welt der Supermächte USA und UdSSR. In ihrer Praxis stellten sie sich im Ost-West-Konflikt
an die Seite des Westens und nutzten dessen ökonomische Potenz für die eigene Entwicklung. Heute
sind sie der Hauptkonkurrent des Westens und Russland befindet sich in seiner ökonomischen Abhän-
gigkeit. So sieht die ungleichmäßige ökonomische und politische Entwicklung im Imperialismus aus,
die Lenin in seiner marxistischen Analyse des Imperialismus als Ursache des Weltkrieges definierte. 

Gegen den Missbrauch der bürgerlich-nationalen Bewegungen durch den Maoismus schrieben wir
schon 1978, dass es sich bei der nationalen Bewegung für sie „nicht um eine bürgerliche Bewegung
(handelt), die das Proletariat unter bestimmten Bedingungen und in bestimmten Perioden unterstützen
könnte. Es handelt sich um einen Wert. Und wenn dieser Wert von der Ebene der Beziehungen zwi-
schen den Klassen auf die Ebene der Beziehungen der Nationen gebracht wird, führt er zum Begriff
der nationalen Souveränität, unabhängig davon, dass im Kapitalismus jede Nation per Definition eine
Nation von Räubern ist, unabhängig davon, ob man sich in der Epoche der nationalen oder der impe-
rialistischen Entwicklung befindet.“ (Kommunistisches Programm, Nr. 18, S.3)

Wir befinden uns heute in der weit entwickelten imperialistischen Epoche am Vorabend eines
neuen Weltkrieges und die einzige Waffe dagegen ist die marxistische Theorie und der revolutio-
näre Defätismus des Proletariats!
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Die Ideologie des Antiimperialismus –

eine brauchbare Waffe im Kampf gegen Weltkrieg?

Ähnlich des zweiten imperialistischen Weltkrieges, dessen Ausbreitung und Blockbildung, die ihn aller
Welt erst erkennbar gemacht hatte, sich über mehrere Jahre erstreckte (vom spanischen Bürgerkrieg
über den deutsch- sowjetischen Pakt bis zur deutschen Besetzung Frankreichs), ist auch die heutige
Entfaltung des Weltkrieges durch scheinbar separate Ereignisse geprägt und durch eine überbordende
ideologische Propaganda vernebelt. Während es vor der Küste Chinas, dem zu erwartenden Zentrum
des neuen Weltkrieges, vorerst bei diplomatischen und militärischen Manövern bleibt, wird der Krieg
zwischen der USA/NATO mit ihren ukrainischen Vasallen und Russland von der hiesigen Regierungs-
propaganda und ihren „linken“ Nachbetern als nationaler Unabhängigkeitskrieg der Ukraine zur Vertei-
digung einer demokratischen und vermeintlich offenen Gesellschaft verkauft. Eine Minderheit sieht in
einem „bedrohten“ Russland den zu unterstützenden Bündnispartner gegen die hegemoniale USA und
ihre ja wirklich verachtenswerte „freie Welt“. Die neu entbrannte Kriegsfront im Nahen Osten wird
wahlweise als notwendige Verteidigung der „einzigen Demokratie im Nahen Osten“ gegen den isla-
mistischen Terror verkauft, eine Position die mit Verweis auf den eliminatorischen Antisemitismus der
Nazis auch gleich noch mit der moralischen Keule des „Antifaschismus“ durchgeboxt werden soll,
oder als gerechter antikolonialer Kampf des palästinensischen Volkes gegen den zionistischen Siedler-
staat für ein „freies Palästina“ durch die vergilbte Brille der maoistischen Drei-Welten-Theorie des An-
tiimperialismus entziffert.

Wir sehen klar die zunehmenden Kriegsherde als sich formierende Fronten des dritten Weltkrieges.
Auf den jeweils spezifisch geprägten Konfliktfeldern wirkt eine Gemengelage durchaus auch divergie-
render imperialistischer Interessen großer und kleiner Akteure, die sich – der im Kapitalismus zwangs-
läufigen Dynamik von Konkurrenz und Konzentration folgend – um die beiden dominierenden
Machtblöcke (USA/NATO und ihre Verbündeten sowie Russland/China und ihre Verbündeten) grup-
pieren. In den ideologischen Argumentationslinien der Kriegsparteien gefangen, die tieferen ökonomi-
schen Hintergründe des sich ausbreitenden Weltgemetzels ignorierend und vor allem bar jeder
materialistischen Klassenanalyse dilettiert demgegenüber die sogenannte „Linke“ als Möchtergerndi-
plomat auf dem entbrannten weltgeschichtlichen Parkett.

Die Erblast der stalinistischen Konterrevolution und des Antifaschismus

So entgegengesetzt die Positionen erscheinen mögen, die die diversen pseudo-kommunistischen Orga-
nisationen in den aktuellen Kriegen einnehmen, sie sind unisono ein Erbe der Verflachung und Verfäl-
schung des Marxismus. Nehmen wir willkürlich zwei besonders prägnante Haltungen: Eine
stalinistische Gruppe Namens „Gegen die Strömung“, die im Gegensatz zu den meisten Organisatio-
nen ähnlicher Provenienz eine klare Pro-Is-
rael-Haltung an den Tag legt, argumentiert
rein ideologisch mit dem Antisemitismus der
Hamas und der NS-kollaborationistischen
Geschichte der Muslim-Bruderschaft, um
dann – identisch der israelischen Regierung –
eine legitimatorische Parallelität in der
Kriegsführung Israels und der „Antihitlerko-
alition“ herzustellen. Das Ergebnis dieser Po-
litik ist offenkundig nicht revolutionär
sondern affirmativ und legitimiert (damals
wie heute!) den Terror gegen das Proletariat
und die Verhinderung des Klassenkampfes.
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Auf der anderen Seite stehen die klassischen
Antiimps der „Roten Hilfe International“,
die sich die „Unterstützung aller Völker, die
sich im Widerstand gegen Kolonialismus,
Neokolonialismus und Imperialismus befin-
den“ auf die Fahne geschrieben haben und
in einer Erklärung vom 27. Oktober bezüg-
lich ihrer Freunde von der PFLP, die in einer
Front mit der Hamas kämpfen, schreiben:
„Die linken Kräfte des palästinensischen
Widerstands zu unterstützen bedeutet auch,
die taktischen und strategischen Entschei-
dungen zu akzeptieren, die sie glauben tref-
fen zu müssen.“ Hier wird die Klassenanalyse im Volksbegriff ertränkt und jede auf einer klaren
Programmatik und den historischen Erfahrungen beruhende Strategie und Taktik des Klassenkampfes
durch eine bedingungslos zu unterstützende Subjektivität der unmittelbar Kämpfenden ersetzt. Ein
weiteres Blitzlicht in der Verballhornung des Marxismus bot der ägyptische „Revolutionäre Sozialist“
Hossam el-Hamalawy, der im November in der Berliner linken Szene für einen mittelschweren Skan-
dal sorgte, als er auf einer Veranstaltung in einem Szeneladen in Berlin die Einheitsfront mit der
Hamas propagierte. In einem Interview in der Jungen Welt erklärte er dazu, dass die Marxist:innen in
Europa sich „nicht in die Angelegenheiten des globalen Südens einmischen“ sollten: „Wenn es um die
Kräfte der Befreiung dort geht, kann man sie sich nicht beliebig aussuchen, um sich selbst gut zu füh-
len. Lenin hat nationale Befreiungsbewegungen in aller Welt unterstützt, die nicht unbedingt sozialis-
tisch waren.“ (JW vom 23.11.2023)

Die Argumentation dieser vermeintlichen „Leninist:innen“ baut auf die Unkenntnis der wirklich mar-
xistischen Haltung zur nationalen Frage im proletarischen Emanzipationskampf bzw. ist selbst Aus-
druck ihrer Verflachung. Die analytisch tiefschürfende und programmatisch klare Haltung von Marx
und Lenin, die von den Stalinisten zu einem opportunistischen Kramladen taktischer Beliebigkeit ver-
wandelt wurde, liefert die einzige Grundlage, um in der komplexen Realität auf dem Weg des proletari-
schen Klassenkampfes zu bleiben.

Die Nation ist für die kommunistische Linke und internationale Kommunist:innen kein Wert an sich,
die nationale Frage keine metahistorische. So hat z.B. Lenin in seiner Schrift über das „Selbstbestim-
mungsrecht der Nationen“ von 1914 betont, dass die Arbeiterklasse „am allerwenigsten aus der natio-
nalen Frage einen Fetisch machen“ darf. Ja, er forderte die „Unterstützung des Fortschrittlichen“,
wenn „nationale Massenbewegungen einmal entstanden sind“, aber ihm war klar, dass die Entwick-
lung des Kapitalismus „nicht unbedingt alle Nationen zu selbständigem Leben erweckt“. (alles LW 20,
S.442) Und das ist uns Kommunist:innen, denen es um die egalitäre Aufhebung der Nationen geht,
sogar egal! Marx und Lenin hatten nur insofern ein Interesse an der Nation und nationalen Befreiungs-
bewegungen, als dass sie den proletarischen Klassenkampf befördern können. Lenin, in der schon zi-
tierten Schrift: „Wir können uns nicht für diesen oder jenen Weg der nationalen Entwicklung
verbürgen, wir verfolgen auf allen möglichen Wegen unser Klassenziel.“ (ebenda, S.416)

Der Marxismus ist im 19. Jahrhundert entstanden, als die Nation noch ein positiver Bezugspunkt in der
revolutionären Durchsetzung des Kapitalismus sowohl für die Bourgeoisie als auch das Proletariat war,
während der sich international entwickelnde eigenständige proletarische Klassenkampf gleichzeitig
schon die Vaterlandslosigkeit des Proletariats konstituierte. Marx und Engels unterstützen Zeit ihres
Lebens die nationalen Bewegungen, die die feudale Reaktion schwächten und der Durchsetzung des
modernen, damals noch fortschrittlichen Kapitalismus dienten. So wie die nationale Bewegung dem
(antifeudalen) Klassenbündnis des Proletariats mit der Bourgeoisie entspricht, so entspricht die bedin-
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gungslose Internationalität und auch Antinationalität des
Proletariats ihrem zugespitzten Klassenkampf. Die dia-
lektische Verbindung von beidem führte zum marxisti-
schen Konzept der doppelten Revolution (zusammen
mit der Bourgeoisie gegen den Feudalismus, aber auch
eigenständig gegen die Bourgeoisie, um so unmittelbar
auf die bürgerliche die proletarische Revolution folgen
zu lassen). Als sich 1871 die gegeneinander Krieg füh-
rende deutsche und französische Bourgeoisie gegen die
Pariser Kommune verbündete, war das für Marx und
Engels das Zeichen für das Ende eines jeden Klassen-
bündnisses zwischen Proletariat und Bourgeoisie im
entwickelten Europa. Lenin verteidigte diesen Epochen-

wechsel gegen die Sozialchauvinisten im Ersten Weltkrieg, die das historisch überholte Bündnis beibe-
halten wollten. Für die „Völker des Ostens“, wo noch die bürgerliche Revolution auf der Tagesordnung
stand, galt nach wie vor das Konzept der doppelten Revolution. Dieses wurde von den Stalinisten aller-
dings in ein Etappenmodell umgedeutet (erst die bürgerliche Revolution durch eine vom Proletariat as-
sistierte Bourgeoisie, dann die proletarische Revolution), wodurch Ende der 20er Jahre sowohl die
nationalen als auch die proletarischen Bewegungen erwürgt wurden (Höhepunkt war die Niederlage
der chinesischen Revolution). Dieses „Etappenmodell“ wurde dann in den 30er Jahren mit dem Kon-
zept des Antifaschismus auch auf die imperialistischen Zentren angewendet (erst antifaschistische De-
mokratie dann – vielleicht - „Sozialismus“), wodurch das Proletariat der bürgerlich-demokratischen
Ideologie untergeordnet und der Klassenkampf verraten wurde. Mit dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges, der Schwäche der alten Kolonialmächte (England, Frankreich) und auch befördert durch die bür-
gerliche chinesische Revolution kam es zu einem Wiedererwachen des antikolonialen Kampfes, den
wir im Sinne der doppelten Revolution unterstützten und von dem wir genauso wie Marx und Engels
im 19. Jahrhundert auch das Erwecken des Klassenkampfes in den Metropolen erhofften. „Für den
Marxismus ist die Revolution ein internationaler Akt, eine Kette, deren Glieder in wechselseitiger Wir-
kung zueinander stehen: Die antikoloniale Bewegung mit den proletarischen Bewegungen und umge-
kehrt.“, schrieben wir 1960 in dem Beitrag „Der stürmische Aufbruch der ‘farbigen Völker’ aus
marxistischer Sicht“. Mit der weltweiten Durchsetzung der modernen kapitalistischen Entwicklung,
der Proletarisierung der Bauern und der Dominanz des neuen Klassenwiderspruchs auch in den sich
formierenden Nationen sowie des Wechsels der kleinen „nationalen Bourgeoisien“ von einer revolutio-
nären zu einer reaktionären Dynamik endete in den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts – wie 100 Jahre
zuvor in den Metropolen – die bürgerlich-revolutionäre Phase auch in der sog. „Dritten Welt“ /dem
globalen Süden.

Palästina – das letzte Überbleibsel des klassischen Kolonialismus?

Marx und Engels haben am Beispiel Englands die fatale Rolle des Kolonialismus und der nationalen
Unterdrückung Irlands aufgezeigt, die die englische Arbeiter:innenklasse korrumpiert und zum Klas-
senfrieden mit ihren Ausbeutern geführt hat. Sie haben damals die irische Unabhängigkeitsbewegung
unterstützt, um den englischen Kolonialkapitalismus zu destabilisieren und den Klassenkampf zu be-
fördern.

Die kapitalistische Ausbeutung beruht auf der formalen Gleichheit der Menschen und der Mehrwert-
produktion der „freien“ Lohnarbeit. Das war allerdings nicht immer so. Am Anfang des doppelt freien
Lohnarbeiters stand seine gewaltsame Trennung von den bäuerlichen Produktionsmitteln, von Marx als
bluttriefende ursprüngliche Akkumulation beschrieben. Der Kolonialismus war die Fortführung dieser
gewaltsamen, außerhalb des „freien Marktes“ stehenden Akkumulation zur Beförderung der kapitalisti-
schen Entwicklung der Unterdrückernationen (und der Konservierung der ökonomischen Rückständig-
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keit der unterdrückten Nationen). In sei-
nem historischen Krisenstadium hat der
Kapitalismus die außerökonomische Ge-
walt zum Dauerzustand erhoben, um
seine Macht zu sichern – bis zur kriegeri-
schen Vernichtung der Produktivkräfte
(von Menschen und Maschinen) um aus
den Überproduktionskrisen raus und in
neue Akkumulationszyklen rein zu kom-
men.

Auch für das blutige Drama, das sich in
Palästina abspielt, liegt die Ursache im
Kapitalismus. Die kapitalistische Welt-
wirtschaftskrise der 30er Jahre brachte
die materiellen Ursachen der Judenver-
nichtung (die Projizierung der kapitalistischen Krisenursache auf die „raffgierigen Juden“ war nur der
ideologische Ausdruck). Die Vernichtung und Vertreibung der zur kapitalistischen Überbevölkerung er-
klärten Juden (die keiner haben wollte!) war die Triebfeder der israelischen Staatsgründung, die ihrer-
seits mit einer Vertreibung der arabischen Bevölkerung einherging. Die systematische Vertreibung der
palästinensischen Bauern, die schon während der britischen Mandatszeit begann und mit der Gründung
Israels forciert wurde, hat nicht nur unendliches Leid gebracht, sondern entsprach auch der ursprüngli-
chen Akkumulation des (israelischen) Kapitalismus. Unter dem Banner des israelischen Heldenmythos
vollzog der Staat Israel nur das, was seit Jahrhunderten die weltweite Konstitutionsbedingung des Ka-
pitalismus war: Die Enteignung der Bauern und die Schaffung von Lohnarbeitern. Mit der Schaffung
eines palästinensischen Proletariats hat er aber auch ungewollt die objektiven Voraussetzungen der pro-
letarischen Einheit und des revolutionären Kampfes geschaffen, die allerdings durch nationalistische
und religiöse Hetze immer wieder unterminiert wird.

Seit seiner Existenz hat der Staat Israel die Ausbeutung der freien Lohnarbeit kombiniert mit einer ab-
gestuften politischen Rechtlosigkeit der arabischen Bevölkerung. Der zionistische Klassenkompromiss
basiert auf der Extraausbeutung der arabischen Proletarier:innen. Insofern agiert Israel als klassischer
Kolonialstaat, der die nationale Unterdrückung zur Stabilisierung des Kapitalismus der herrschenden
Nation nutzt. Daran änderte auch die von der internationalen Diplomatie eingerührte vermeintliche
„Zwei-Staaten-Lösung“ nichts. Deren Initialisierung durch separierte Territorien abgestufter Selbstver-
waltung und israelischer Kontrolle (Gaza und Westjordanland) ist in Wirklichkeit eine neokoloniale In-
tegration der palästinensischen „Autonomiegebiete“ in den israelischen Wirtschaftsraum.

200.000 palästinensische Arbeiter:innen aus den „Autonomiegebieten“ arbeiteten vor dem aktuellen
Krieg in Israel bzw. den israelischen Siedlungen. Sie sind für Israel billige Arbeitskräfte mit „outge-
sourcten“ Reproduktionskosten und flexibel verfügbar: Überflüssige Arbeitskräfte können in der agra-
rischen Subsistenzproduktion der Autonomiegebiete geparkt werden. Die Autonomiegebiete sind
Absatzmarkt der israelischen Waren und Lieferanten von Halbprodukten für die israelische Produktion,
ein „freier Handel“ ist für die Palästinenser nicht möglich. Die palästinensische Autonomiebehörde
agiert dabei als Kompradorenbourgeoisie Israels. Sie verdient an der Vermittlung der Arbeits- und Auf-
enthaltstitel der palästinensischen Proletarier, Vergibt Lizenzen für den Handel und profitiert auch von
Dienstleistungen im Bereich der Infrastruktur. Auch die Hamas, die bekanntermaßen nicht so willfäh-
rig dem israelischen Kolonialsystem dient, finanziert sich auf Kosten der palästinensischen Proleta-
rier:innen. Nicht nur, dass sie z.B. monatlich 15 Dollar von der 100-Dollar-Hilfe, die Katar den
ärmsten Familien des Gazastreifens schickt, einbehält. Sie stellen auch den von Israel gelieferten und
von der Autonomiebehörde gezahlten Strom in Rechnung. Ihre parasitäre Kriegsökonomie richtet sich
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unmittelbar gegen die Existenzbedingun-
gen der palästinensischen
Proletarier:innen. So hat dann z.B. auch
der Einbau neuer Stromzähler verbunden
mit der Forderung nach Vorauszahlungen
durch die Hamas- „Behörde für Energie
und natürliche Ressourcen“ im letzten
Sommer zu zum Teil militante Demons-
trationen im Gazastreifen geführt.

Sowohl die israelische als auch die paläs-
tinensische Gesellschaft sind Klassenge-
sellschaften, die der Dynamik der
kapitalistischen Entwicklung unterworfen
sind. Der durch die ökonomische Krisen-

entwicklung notwendig gewordene Umbau des israelischen Sozialstaates, der in den 70er und 80er
Jahren noch geprägt war durch große Unternehmen des Staates und der Einheitsgewerkschaft Hista-
drut, die 40% der Arbeitenden des Landes beschäftigten, und eine Industrie mit niedriger Kapitalinten-
sität (Nahrungsmittel, Bekleidungsindustrie...), führte einerseits zu einer intensiven Entwicklung
hochtechnologischer Bereiche, die heute dominieren und gleichzeitig zu einem sozialen Angriff auf die
israelische Arbeiter:innenklasse. Durch eine intensive Einwanderungspolitik konnte der israelische
Staat auch mit einer ständigen Neuzusammensetzung der ohnehin schon gespaltenen Arbeiter:innen-
klasse reagieren (hochqualifizierte Einwanderer aus Russland für die neuen Industrien oder Billigar-
beitskräfte aus Asien und Osteuropa, die nach den palästinensischen Arbeiter:innenstreiks der ersten
Intifada die Plätze palästinensischer Proletarier auf Baustellen und in der Landwirtschaft einnahmen).
Gleichzeitig benutzt Israel den zunehmenden Siedlungsbau auch als sozialen und politischen Stoß-
dämpfer für das israelische Proletariat, das dadurch Wohnraum und Arbeitsmöglichkeiten bekommt
und weiterhin dem zionistischen Staat verbunden bleibt – natürlich auf Kosten der palästinensischen
Proletarier:innen. In den letzten 30 Jahren ist die Zahl der in den Siedlungen lebenden Israelis von
270.000 auf 730.000 gestiegen. Heute tragen die Siedlungen jährlich etwa 30 Milliarden Dollar zur is-
raelischen Wirtschaft bei. Die ökonomische Krise wird durch den permanenten Kriegszustand auf bei-
den Seiten verstärkt. Die Lebenshaltungskosten in Israel gehören zu den höchsten der Welt und liegen
fast 40% über dem OECD-Durchschnitt. Selbst der zionistische Hardliner Netanjahu warb vor seiner
Wahl im November 2022 damit die Lebenshaltungskosten zu senken, die eine ernsthafte „Bedrohung
für die Einheit des jüdischen Volkes“ geworden seien. Im Gazastreifen schrumpfte die Wirtschaftsleis-
tung pro Kopf zwischen 2006 und 2022 um 37 Prozent, waren 46 Prozent arbeitslos und 80 Prozent der
Bewohner auf internationale Hilfe angewiesen.

Antikolonialer Kampf oder Klassenkampf?

Wenn wir es bei Israel also mit einem ziemlich klassischen Kolonialstaat zu tun haben, warum ist dann
der nationale Unabhängigkeitskampf – ähnlich dem irischen zu Zeiten von Marx und Engels – keine
Option für die revolutionäre Entwicklung? Schon nach dem Zweiten Weltkrieg, als es eine starke Welle
militanter Kämpfe gab, die das alte Kolonialgefüge erschütterten und große Gebiete eine eigenständige
kapitalistische Entwicklung beschritten (China, Indien), zeigte sich die arabische Bourgeoisie – trotz
allem Gerede von der Einheit der „arabischen Nation“ – als nationalistisch borniert, feige und kompro-
misslerisch. In unserem theoretischen Text der Generalversammlung vom Herbst 1979 über „den Ab-
schluß der bürgerlich-revolutionären Phase in der ‘Dritten Welt’“ schrieben wir dazu: „Nach dem
Krieg von 1973 verständigte sich die ägyptische Bourgeoisie direkt mit Israel, d.h. mit dem Brücken-
kopf des Imperialismus in der Region, der vollkommen zu Recht während der ganzen vorhergehenden
Periode als der zu vernichtende Feind gebrandmarkt worden war. Der konterrevolutionäre Einmarsch
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der syrischen Truppen in den Libanon
1976 zeigte dann auch denjenigen, die
noch Illusionen in den progressiven
Charakter der syrischen Bourgeoisie
hatten, daß dieser Verfechter par excel-
lence der arabischen Nation die Ord-
nung und den sozialen Status Quo noch
der Einheit vorzog.“ Es kann keine
„Einheit der arabischen Staaten“ geben,
die aus konkurrierenden Bourgeoisien
bestehen. Die lange Kette des „Verrats“
der großen und kleinen arabischen
Bourgeoisien am nationalen Befreiungs-
kampf hatte seine Grundlage im zuneh-
menden Klassenwiderspruch ihrer
kapitalistischen Ökonomien. Sie standen
in immer offenerer Feindschaft gegen das eigene Proletariat, eine Feindschaft die größer war und ist
als die Feindschaft gegenüber dem Imperialismus. Die internationale Dynamik ist seit Jahrzehnten
nicht mehr (antikolonial) revolutionär sondern imperialistisch. Dies führt dazu, dass selbst die kleinen
Lumpenbourgeoisien wie die Hamas nur noch einen vom Imperialismus (Katar, Iran...) abhängigen mi-
litarisierten Kampf führen (auch im Gegensatz zur ersten Intifada, die noch von Streiks und Massenmi-
litanz geprägt war), der statt mehr Bewegungsfreiheit für die proletarische Organisierung nur mehr
Unterdrückung bringt. Sie steht nicht für eine revolutionäre, sondern für eine reaktionäre Dynamik.
Die hohle Phrase eines „freien Palästinas“ ist nur die Rechtfertigungsideologie einer nach größerer
staatlicher Macht lechzenden palästinensischen Bourgeoisie auf Kosten des Proletariats, was im Mi-
krokosmos von Gaza und Westbank schon zu sehen war. Vor diesem Hintergrund schrieben wir bereits
2006 in einem Grundsatzartikel über „Marxismus und nationale Frage“: „In dieser Situation hat das
palästinensische Proletariat bereits die realen Folgen der lang ersehnten ‘nationalen Unabhängigkeit’
erfahren, so begrenzt und partiell sie auch sind. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit für die Klassen-
partei, im Namen des palästinensischen Proletariats nicht die ‘nationale Verteidigung’ zu fordern, son-
dern die Möglichkeit der Rückkehr zwischen die israelischen Grenzen mit Rechten, die denen der
Israelis völlig gleich sind: Dies würde das Ende der jüdischen Privilegien und der materiellen Formen
der nationalen Unterdrückung der Palästinenser bedeuten. In diesem Fall geht es darum, innerhalb
des Staates Israel selbst gleiche materielle Rechte für das arabische Proletariat zu garantieren. Nur
unter dieser Bedingung wird die arabische Arbeiter:innenklasse in der Lage sein, die israelischen Pro-
letarier als ihren natürlichen Verbündeten anzuerkennen, oder – besser – als ihre Klassenbrüder.“

Auch im aktuellen Krieg im Nahen Osten, der – wie schon gesagt – nur eine weitere Front des kom-
menden imperialistischen Weltkrieges markiert, ist die einzige proletarische Position die des revolutio-
nären Defätismus. Das heißt auch für die proletarischen Massen Palästinas „sich auf dem Boden eines
offenen Klassenkampfes gegen alle raffgierigen Bourgeoisien der Region zu etablieren, um ihre mate-
riellen Lebens- und Arbeitsbedingungen zu verteidigen, ein Kampf der in der Lage ist, Arbeiter:innen-
klassen gemischter Nationalität in einer einzigen Front zu vereinen und der durch den offenen
antikapitalistischen Kampf des Proletariats in den imperialistischen Zentren besiegelt werden muss.“
(ebenda)

Die einzig wirkliche Solidarität mit den proletarischen Massen in Palästina ist die Entfaltung des Klas-
senkampfes in den Metropolen auf der Grundlage der universellen Ablehnung eines Klassenbündnisses
mit der Bourgeoisie. Die illusionäre Solidarität mit einem klassenübergreifenden „antikolonialen
Kampf“ führt stattdessen nur in den Sumpf der imperialistischen Diplomatie und des imperialistischen
Krieges!
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Lenins Imperialismustheorie

und die Invarianz des Marxismus

Lenins Imperialismustheorie, wie sie im Der Imperialismus, höchstes Stadium des Kapitalismus (1916)
dargelegt wird, ist besonders geeignet, um Bordigas These der historischen Invarianz des Marxismus
zu exemplifizieren. Diese These behauptet nämlich nicht, dass sich in der Epoche des Kapitalismus
überhaupt nichts verändern würde. Marx hat im Kapital und in seinen anderen Werken gerade unter-

sucht, welche die wesentlichen Bewegungsgesetze der kapi-
talistischen Produktionsweise sind. Diese Gesetze,
wiederum, manifestieren sich in der Erscheinung als langfris-
tige historische Tendenzen, z.B. als geschichtliche Tendenz
der kapitalistischen Akkumulation zur zunehmenden Kon-
zentration der Produktion in immer größeren und kapitalin-
tensiveren Betrieben und zur zunehmenden Zentralisation
der Kapitalien durch Banken, Aktiengesellschaften und an-
dere Formen der Finanzmediation. Diese langfristigen histo-
rischen Tendenzen – die bekannteste unter ihnen ist die
Tendenz zum Fall der Profitrate, die Marx im 3. Abschnitt
von Kapital Bd. III analysiert – haben unterschiedliche Aus-
wirkungen auf die politischen, militärischen und ideologi-
schen Überbauten des Kapitals, so dass Marx behaupten
kann, dass „die jetzige Gesellschaft kein fester Kristall, son-
dern ein umwandlungsfähiger und beständig im Prozess der
Umwandlung begriffener Organismus ist.“ (MEW 23, S. 16)

Die Invarianz von Marx’ revolutionärer Kritik am Kapitalismus besteht somit nicht darin, dass das Ka-
pitalverhältnis als kristalline und unveränderliche Struktur konzipiert wird, sondern darin, dass die or-
ganischen Tendenzen seiner historischen Entwicklung als dialektische Erscheinungen von
Gesetzmäßigkeiten analysiert werden, die für die gesamte kapitalistische Epoche gültig und wirksam
sind. Lenins Imperialismustheorie exemplifiziert die historische Invarianz der Marx’schen Analyse des
Kapitalverhältnisses in mindestens drei Hinsichten. Erstens ist Lenin darauf bedacht zu betonen, dass
die Tendenzen des Imperialismus – Monopolbildung und finanzielle Zentralisation des Kapitals – nicht
einseitig aufgefasst werden sollen, sondern in einer organischen Kontinuität mit den Dynamiken der
freien Konkurrenz stehen, die Marx ausführlich analysiert hatte. Der Imperialismus ist nur ein neues
„Stadium“ oder eine neue „Phase“ des Kapitalismus. Die Tendenzen zur Monopolbildung und zur fi-
nanziellen Zentralisation des Kapitals ergeben sich aus denselben wesentlichen Gesetzen, mit denen
das Wirken der freien Konkurrenz untersucht werden kann. Dementsprechend hatte schon Marx im Zu-
sammenhang mit seiner Untersuchung der freien Konkurrenz dieselben Tendenzen erkannt (siehe
unten). Zweitens behalten die wesentlichen Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Entwicklung ihre
Gültigkeit auch für die späteren historischen Phasen – von der staatskapitalistischen Aufrüstungswirt-
schaft in der Epoche der Weltkriege und des Kalten Kriegs über die „neoliberalen“ Umstrukturierun-
gen der 1980er und 1990er Jahre bis hin zu den neusten Formen des wirtschaftlichen Interventionismus
durch Staat und Zentralbanken (Finanzkrise, Covid) und der Aufrüstung, die ihnen jetzt folgt. Deshalb
lassen sich drittens auch scheinbar „neue“ Theorien über den Imperialismus, wie z.B. die von Antonio
Negri über das „netzwerkartige“ Empire, das den alten nationalstaatlichen Imperialismus abgelöst
hätte, als Wiederholung von alten theoretischen Abweichungen auffassen. Die Invarianz der theoreti-
schen Einsichten von Marx und Lenin ist zugleich eine Invarianz hinsichtlich der möglichen theoreti-
schen Abweichungen, und Negris Empire-Theorie steht in direkter Kontinuität mit Kautskys Theorie
des Ultra-Imperialismus, wie unten zu zeigen.
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Die Invarianz der marxistischen
Theorie soll aber nicht auf eine rein
theoretische Position reduziert wer-
den. Marx artikulierte seine Kritik
an den kapitalistischen Produktions-
verhältnissen immer mit Hinblick
auf mögliche revolutionäre Brüche,
z.B. im Zusammenhang mit Wirt-
schaftskrisen. Die großen sozialen
und politischen Umwandlungen in
der kapitalistischen Epoche gehen
immer mit Phasen akuter Konfron-
tation zwischen antagonistischen
Klassen einher. Lenins Interesse für den Imperialismus ist nicht rein analytisch, sondern immer bezo-
gen auf die Kritik an Positionen, die im Imperialismus eine neue Epoche erblicken, in denen die Anta-
gonismen des alten Kapitalismus aufgelöst werden würden. Anders ausgedrückt: Während die
Sozialdemokraten Rudolf Hilferding und Karl Kautsky in der imperialistischen Tendenz zur Monopol-
bildung hauptsächlich die Vergesellschaftung der Produktivkräfte und somit die Möglichkeit eines
friedlichen Übergangs zum Sozialismus sahen, war für Lenin die Möglichkeit des Sozialismus nicht
trennbar von der Notwendigkeit der proletarischen Weltrevolution aufgrund der Zuspitzung und Ver-
schärfung der Widersprüche des Kapitalismus durch interimperialistische Konkurrenz und des daraus
resultierenden Kriegs.

Im Folgenden soll es darum gehen, in zwei Etappen zu zeigen, wie die Invarianz von Marx’ revolutio-
närer Kritik am Kapitalismus durch Lenins Imperialismus-Theorie bestätigt wird. Das zweigliedrige
Argument soll an der Richtschnur der fünf „Grundmerkmale“ des Imperialismus entwickelt werden,
die Lenin im 7. Kap. vom Imperialismus folgendermaßen zusammenfasst (LW 22, S. 270f.):

1. Konzentration der Produktion und des Kapitals, die eine so hohe Entwicklungsstufe erreicht hat,
dass sie Monopole schafft, die im Wirtschaftsleben die entscheidende Rolle spielen;

2. Verschmelzung des Bankkapitals mit dem Industriekapital und Entstehung einer Finanzoligarchie
auf der Basis dieses „Finanzkapitals“;

3. der Kapitalexport, zum Unterschied vom Warenexport, gewinnt besonders wichtige Bedeutung;

4. es bilden sich internationale monopolistische Kapitalistenverbände, die die Welt unter sich teilen,

5. und die territoriale Aufteilung der Erde unter die kapitalistischen Großmächte ist beendet. 

In der ersten Etappe des Arguments soll in Bezug auf die ersten zwei „Grundmerkmale“ des Imperia-
lismus gezeigt werden, dass Marx die Tendenzen zur Konzentration des Kapitals bis zur Monopolbil-
dung und zur zunehmenden finanziellen Zentralisation des Kapitals schon erkannt hatte und in ihrem
Verhältnis zur freien Konkurrenz im Wesen auch korrekt gewichtet hatte. Ein richtiges Verständnis von
Lenins Auffassung der Tendenzen zur Monopolbildung und zur finanziellen Zentralisation des Kapitals
im Imperialismus ergibt sich aus diesem Rückbezug auf Marx. In der zweiten Etappe soll dann in
Bezug auf die anderen drei „Grundmerkmale“ des Imperialismus die weitere historische Entwicklung
des Kapitalismus bis hin zu unserer Epoche wiedererstarkender interimperialistischer Spannungen und
Konflikte beleuchtet werden. In diesem Zusammenhang können wir auch die mit der neoliberalen Glo-
balisierung der 1990er Jahre entstandene Theorie vom US-amerikanischen „Empire“ (Negri und Hardt)
kritisieren, die eine Wiederauflage von Kautskys Ultra-Imperialismus-Theorie darstellt und auf dersel-
ben (invarianten) Vereinseitigung bestimmter realer Tendenzen der imperialistischen Epoche beruht.
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1.

Am Anfang vom 7. Kap. vom Imperialismus cha-
rakterisiert Lenin den Imperialismus einerseits als
„Weiterentwicklung und direkte Fortsetzung der
Grundeigenschaften des Kapitalismus über-
haupt“, andererseits als eine Entwicklungsstufe
des Kapitalismus, auf der „einige seiner Grundei-
genschaften in ihr Gegenteil umzuschlagen be-
gannen“ (LW, Bd. 22, S. 269). Durch diese
scheinbar widersprüchliche Charakterisierung
will Lenin gerade zeigen, dass die wesentlich in-
varianten Gesetzmäßigkeiten des Kapitalismus
unterschiedliche, gar entgegengesetzte Erschei-
nungsformen annehmen können. Der Schlüssel
zum Verständnis dieses dialektischen Verhältnis-
ses zwischen invariantem Wesen und wandelba-
ren Erscheinungsformen liegt in der korrekten
Einschätzung des Verhältnisses zwischen freier
Konkurrenz und Monopol. Über den Übergang
zum Imperialismus sagt Lenin:

„Ökonomisch ist das Grundlegende in diesem
Prozess die Ablösung der kapitalistischen freien
Konkurrenz durch die kapitalistischen Monopole.
Die freie Konkurrenz ist die Grundeigenschaft
des Kapitalismus und der Warenproduktion über-

haupt; das Monopol ist der direkte Gegensatz zur freien Konkurrenz, aber diese begann sich vor unse-
ren Augen zum Monopol zu wandeln, indem sie die Großproduktion schuf, den Kleinbetrieb
verdrängte, die großen Betriebe durch noch größere ersetzte, die Konzentration der Produktion und
des Kapitals so weit trieb, dass daraus das Monopol entstand und entsteht […]. Zugleich aber beseiti-
gen die Monopole nicht die freie Konkurrenz, aus der sie erwachsen, sondern bestehen über und neben
ihr und erzeugen dadurch eine Reihe besonders krasser und schroffer Widersprüche, Reibungen und
Konflikte.“(LW 22, S. 269f.)

Das Monopol ist einerseits „der direkte Gegensatz zur freien Konkurrenz“, andererseits aber erwuchs
es aus dieser und beseitigt diese nicht. Mehr noch: das monopolistische Stadium des Kapitalismus re-
produziert die Logik der Konkurrenz als „Grundeigenschaft des Kapitalismus“ auf einer höheren Stufe,
in Form der imperialistischen Konkurrenz. Was Lenins Theorie des Imperialismus von denjenigen von
Hilferding und Kautsky unterscheidet ist gerade seine Betonung des Umstandes, dass der Übergang
zum monopolistischen Stadium des Kapitalismus die „Widersprüche, Reibungen und Konflikte“ des
früheren Stadiums – das der freien Konkurrenz – nicht beseitigt, sondern auf einer höheren Stufe re-
produziert. 

Um zu verstehen, inwiefern das Monopol aus der freien Konkurrenz erwächst und deren konfliktträch-
tige Logik auf einer höheren Stufe reproduziert, müssen wir uns auf die oben erwähnten langfristigen
historischen Tendenzen in der Entwicklung des Kapitalismus beziehen, die Marx im Kapital erkannt
hatte. Insbesondere interessiert uns hier der im Bd. I als „geschichtliche Tendenz der kapitalistischen
Akkumulation“ beschriebene Prozess der zunehmenden Zentralisation des Kapitals in immer weniger
Händen, wodurch Monopole entstehen. Marx bespricht diese Tendenz im letzten Unterkapitel vom 24.
Kap. über die ursprüngliche Akkumulation. Denn die ursprüngliche Akkumulation als gewaltsamer
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Prozess der Expropriation der unmittelbaren
Produzentinnen von den objektiven und ge-
sellschaftlichen Bedingungen ihrer Produktion
findet in den Krisen des industriellen Kapita-
lismus eine Fortsetzung im Prozess der Expro-
priation von kleineren Kapitalisten durch
größere:

„Sobald dieser Umwandlungsprozess [der ur-
sprünglichen Akkumulation] nach Tiefe und
Umfang die alte Gesellschaft hinreichend zer-
setzt hat, sobald die Arbeiter in Proletarier,
ihre Arbeitsbedingungen in Kapital verwandelt sind, sobald die kapitalistische Produktionsweise auf
eignen Füßen steht, gewinnt die weitere Vergesellschaftung der Arbeit […], daher die weitere Expro-
priation der Privateigentümer, eine neue Form. Was jetzt zu expropriieren, ist nicht länger der selbst-
wirtschaftende Arbeiter, sondern der viele Arbeiter exploitierende Kapitalist.“ (MEW 23, S. 790)

Dieser Prozess der Expropriation kleinerer Kapitalisten durch größere bezeichnet Marx als Zentralisa-
tion. Während die im 23. Kap. besprochene Konzentration der Produktion in immer größeren und kapi-
talintensiveren Betrieben durch Reinvestition von vom Unternehmen selbst erwirtschafteten Profiten
erfolgt (Verwandlung des Mehrwerts in Kapital und somit erweiterte Reproduktion des kapitalistischen
Verhältnisses), geht der Prozess der Zentralisation als Expropriation von kleineren Kapitalisten mit
Phasen der Krise und somit auch mit Entlassungen von Lohnarbeiterinnen einher. Es handelt sich um
einen höchst widersprüchlichen Prozess: Einerseits ermöglicht er nämlich eine zunehmende Sozialisie-
rung der Produktivkräfte, andererseits aber erhöht die damit einhergehende reelle Subsumtion des Pro-
duktionsprozesses unter das Kapital zugleich den Druck auf die Lohnabhängigen. Marx beschreibt
diesen widersprüchlichen Prozess folgendermaßen:

„Hand in Hand mit dieser Zentralisation oder der Expropriation vieler Kapitalisten durch wenige ent-
wickelt sich die kooperative Form des Arbeitsprozesses auf stets wachsender Stufenleiter, die bewußte
technische Anwendung der Wissenschaft […], die Verschlingung aller Völker in das Netz des Welt-
marktes und damit der internationale Charakter des kapitalistischen Regimes. Mit der beständig ab-
nehmenden Zahl der Kapitalmagnaten, welche alle Vorteile dieses Umwandlungsprozesses usurpieren
und monopolisieren, wächst die Masse des Elends […], aber auch die Empörung der […] organisier-
ten Arbeiterklasse. Das Kapitalmonopol wird zur Fessel der Produktionsweise, die mit und unter ihm
aufgeblüht ist. Die Zentralisation der Produktionsmittel und die Vergesellschaftung der Arbeit errei-
chen einen Punkt, wo sie unverträglich werden mit ihrer kapitalistischen Hülle. Sie wird gesprengt. Die
Stunde des kapitalistischen Privateigentums schlägt. Die Expropriateurs werden expropriiert.“ (MEW
23, S. 790f.)

Schon bei Marx, wie dann bei Lenin, ist die Möglichkeit des Sozialismus (Vergesellschaftung der ko-
operativen Arbeit) nicht zu trennen von der Notwendigkeit der proletarischen Weltrevolution (Elend
und Empörung der Ausgebeuteten).

Die widersprüchlichen und konfliktträchtigen Dynamiken der Zentralisation des Kapitals werden näher
beschrieben in Kapital Bd. III, wo ihr innerer Zusammenhang mit der Logik der freien Konkurrenz ins
Zentrum der Marx’schen Analyse rückt. Während in Bd. I der Verwertungsprozess des Kapitals im All-
gemeinen untersucht wird, beschäftigt sich Bd. III mit der konkreteren Ebene der Konkurrenz zwi-
schen vielen Einzelkapitalien. Da in verschiedenen Zweigen der kapitalistischen Produktion die
organische Zusammensetzung des Kapitals (d.h. das Verhältnis zwischen konstantem Kapital – Ma-
schinen und Rohstoffen – und variablem Kapital – Löhne) verschieden sein kann, würde sich bei gege-
bener Ausbeutungsrate die Profitrate auch unterscheiden. Unter Bedingungen der freien Konkurrenz
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würden aber Kapitalien als Folge dieser Verschiedenheit
in den Profitraten von den kapitalintensiveren und somit
weniger rentablen Branchen abströmen und in die weni-
ger kapitalintensiven und somit rentableren Branchen
einströmen. Dies Ab- und Einströmen von Kapitalien
würde sich auf die Masse angebotener Waren auswirken
und somit Preisänderungen mit sich ziehen, bis sich die
Profitraten in allen Branchen ausgleichen würden (Bd.
III, Kap. 9). Die freie Konkurrenz und die Möglichkeit
für das Kapital, ungehindert von einer Branche in eine
andere zu strömen, sind somit Bedingungen für die Bil-
dung einer allgemeinen Durchschnittsprofitrate. Mehr-
wert wird innerhalb der Kapitalistenklasse umverteilt,
wobei die Gesamtmasse an erwirtschafteten Profiten mit-
telfristig der Gesamtmasse an produziertem Mehrwert
entsprechen muss.

Was passiert nun, wenn eine Krise eintritt? Denn der bis-
her beschriebene Prozess der Umverteilung von Mehr-
wert innerhalb der Kapitalistenklasse kann sehr wohl
friedlich vor sich gehen. Die durchschnittliche Profitrate,

die sich durch die freie Konkurrenz herausbildet, stellt den aliquoten Teil jedes einzelnen Kapitalisten
an der durch die „Exploitation der Gesamtarbeiterklasse durch das Gesamtkapital“ erbeuteten Mehr-
wert dar (MEW 25, S. 207). Für Marx ist dadurch der „mathematisch [exakte] Nachweis“ erbracht,
„warum die Kapitalisten, sosehr sie in ihrer Konkurrenz untereinander sich als falsche Brüder bewäh-
ren, doch einen wahren Freimaurerbund bilden gegenüber der Gesamtheit der Arbeiterklasse.“ (S.
208) Aber das geheime Klassenbündnis unter den Ausbeutern, das durch die automatisch-naturwüchsi-
gen Mechanismen der freien Konkurrenz gestiftet wird, zerbricht, sobald die Krise ausbricht:

„Solange alles gut geht, agiert die Konkurrenz, wie sich bei der Ausgleichung der allgemeinen Profit-
rate gezeigt, als praktische Brüderschaft der Kapitalistenklasse, so dass sie sich gemeinschaftlich, im
Verhältnis zur Größe des von jedem eingesetzten Loses, in die gemeinschaftliche Beute teilt. Sobald es
sich aber nicht mehr um Teilung des Profits handelt, sondern um Teilung des Verlustes, sucht jeder so-
viel wie möglich sein Quantum an demselben zu verringern und dem anderen an den Hals zu schieben.
Der Verlust ist unvermeidlich für die Klasse. Wieviel aber jeder einzelne davon zu tragen […] wird
dann Frage der Macht und der List, und die Konkurrenz verwandelt sich dann in einen Kampf der
feindlichen Brüder.“ (S. 263)

Nochmals sehen wir, wie konfliktträchtig die Automatismen des freien Markts sind, sobald die imma-
nenten Widersprüche in der Reproduktion des Gesamtverhältnisses in der Krise ans Licht kommen.
Zentral ist dabei, dass die Gesamtmasse an Profit, die sich die Kapitalistenklasse gemeinschaftlich teilt,
die Gesamtmasse an produziertem Mehrwert nicht übersteigen kann. Dies ist zentral gerade hinsicht-
lich der Zentralisation von Kapital, die in Phasen der Krise dadurch erfolgt, dass kleinere Kapitalisten
bankrottgehen und größere sich deren Firmen einverleiben. Im „Kampf der feindlichen Brüder“ gehen
die Schwächeren zugrunde und werden von den größeren gefressen, bis sich Monopole bilden, die dem
Druck der Konkurrenz scheinbar entzogen sind. Denn eine Monopolposition in einer bestimmten Bran-
che kann im Prinzip ausgenutzt werden, um Monopolpreise mehr oder weniger willkürlich festzulegen,
ohne dass man es nötig hätte, die Konkurrenz zu unterbieten. Aufgrund der Identität zwischen Gesamt-
profit und Gesamtmehrwert würden aber Monopolpreise nur einer Aneignung von Extraprofit auf Kos-
ten von anderen Branchen der kapitalistischen Produktion und somit einer Störung in der Reproduktion
des kapitalistischen Gesamtverhältnisses gleichkommen:
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„Der Monopolpreis gewisser Waren würde nur einen Teil des Profits der andern Warenproduzenten auf
die Waren mit dem Monopolpreis übertragen. Es fände indirekt eine örtliche Störung in der Verteilung
des Mehrwerts unter die verschiedenen Produktionssphären statt, die aber die Grenze dieses Mehr-
werts selbst unverändert ließe. […] Die Grenzen, innerhalb deren der Monopolpreis die normale Re-
gulierung der Warenpreise affizierte, wären fest bestimmt und genau berechenbar.“ (MEW 25, S. 869)

Was beinhaltet dies nun für die von Lenin und seinen Vorgängern empirisch festgestellte Tendenz zur
Bildung von Monopolen? Sind Monopolpreise und die damit einhergehende Aneignung von Extrapro-
fiten prinzipiell unmöglich in einer Wirtschaft, deren „Grundeigenschaft“ die freie Konkurrenz ist?

Schon Rudolf Hilferding hatte in seinem Werk Das Finanzkapital (1910) erkannt, dass die Tendenzen
des Imperialismus – Monopolbildung und finanzielle Zentralisation des Kapitals – in direkter Konti-
nuität mit den Marktmechanismen stehen, durch welche die Ausgleichung der Profitraten zustande
kommt. Die langfristige Tendenz zur Entstehung immer kapitalintensiverer Branchen, in denen die Be-
triebe immer größer werden und immer größere Vorschüsse an fixem Kapital erfordern (z.B. die che-
mischen und elektrotechnischen Industrien der „zweiten industriellen Revolution“), führt dazu, dass
die „Eintrittsbarriere“ für das anzulegende Kapital in diesen Branchen immer höher wird. Unter Bedin-
gungen der freien Konkurrenz wären aus diesen kapitalintensiveren und somit weniger rentablen Bran-
chen Kapitalien abgeströmt, bis die Preise der angebotenen Waren so weit gestiegen wären, dass sich
die Profitrate (d.h. die Rentabilität der Investitionen) mit den anderen Branchen ausgeglichen hätte. Da
nun aber die „Eintrittsbarriere“ von Anfang an sehr hoch ist, sind die wenigen, riesigen Unternehmen,
die in der Branche tätig sind, in der Lage, Monopol- oder eher Oligopolpreise festzulegen (z.B. durch
Kartellbildungen), die ihnen eine ausreichende Profitrate und darüber hinaus sogar noch Extraprofiten
auf Kosten der Branchen sichern, wo freie Konkurrenz weiterhin herrscht.

Auch die Tendenz zur finanziellen Zentralisation muss bezogen werden auf die Modifikationen, die die
Mechanismen der Ausgleichung der Profitraten mit der Entstehung von Unternehmen mit sehr hoher
„Eintrittsbarriere“ an anzulegendem Kapital erfahren. Das dazu nötige Kapital kommt in den meisten
Fällen durch eine Kombination an Aktienkapital und Fremdfinanzierung durch Banken oder andere Fi-
nanzinstitute zustande. In diesem Prozess werden Kleinkapitalisten zwar nicht direkt expropriiert, aber
die Kapitaleigentümer verlieren die Kommandomacht über das fungierende Kapital, die an Funktio-
näre delegiert wird. Diese Abkopplung von Kapital als Eigentum und Kapital als Funktion, die schon
Marx richtig analysiert hatte (Bd. III, Kap. 23; MEW 25, S. 392), stellt eine mildere Form der Zentrali-
sation im Vergleich zur direkten Expropriation von Kleinkapitalisten in der Krise dar, aber das Ergeb-
nis ist in beiden Fällen dasselbe: die Entstehung von Monopolen. Und da Banken und Finanzinstitute
selbst hoch zentralisiert sind, haben sie auch ein Interesse, dass die kapitalintensiven Großunterneh-
men, die sie durch Kredite unterstützen, sich eine ausreichende Profitrate bzw. sogar Extraprofite durch
Monopolpreise sichern können.

Monopolpreise und Extraprofite sind somit auf jeden Fall möglich und ergeben sich aus der histori-
schen Tendenz zur Entstehung von immer kapitalintensiveren Produktionsbranchen. Sie beseitigen
aber nicht die freie Konkurrenz, denn aufgrund der Identität zwischen Gesamtprofit und Gesamtmehr-
wert ist der Spielraum für Monopolpreise begrenzt (Marx). Wenn sich Kapitalistenverbände durch Kar-
tellierung einen allzu großen Teil des Gesamtmehrwerts aneignen, bedeutet dies eine Störung für die
Reproduktion des kapitalistischen Gesamtverhältnisses, so dass der Staat als „ideeller Gesamtkapita-
list“ regulierend eingreifen muss. Monopole „bestehen über und neben“ der freien Konkurrenz (Lenin),
und die besonders „krassen und schroffen Widersprüche, Reibungen und Konflikte“, die dadurch ent-
stehen, sind eben die zwischen Staat, Groß- und Kleinkapitalisten, und natürlich zwischen Kapital und
Arbeiterklasse. Sich einzubilden, wie dies Hilferding und Kautsky tun, dass die Tendenz zur Monopol-
bildung zu einem „organisierten Kapitalismus“ ohne Klassenantagonismus oder gar einem „Ultra-Im-
perialismus“ ohne Krieg führen könnte, ist angesichts der Invarianz der wesentlichen Gesetze der
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kapitalistischen Produktionsweise vollkom-
men illusorisch. Im nächsten Teil können wir
nunmehr zeigen, wie die bisher beschriebe-
nen Tendenzen auch auf dem Weltmarkt wei-
terwirken, und wie die konfliktträchtigen
Dynamiken der Umverteilung der Gesamt-
masse an produziertem Mehrwert, die wir in
der freien Konkurrenz und in der Monopol-
bildung untersucht haben, auf transnationaler
Ebene die Form der imperialistischen Kon-
kurrenz annehmen, die immer im Krieg mün-
den kann.

2.

Marx hatte im Vorwort zur Kritik der politischen Ökonomie (1859) angekündigt, dass er das System
der bürgerlichen Ökonomie in der Reihenfolge „Kapital, Grundeigentum, Lohnarbeit; Staat, auswärti-
ger Handel, Weltmarkt“ betrachtet hätte (MEW 13, S. 7). Die erste Triade wird in den drei veröffent-
lichten Bänden behandelt, die ja mit der Aufdeckung des Scheins kulminieren, nach welchem die
„Trinität“ der Revenuen (Profit, Grundrente, Arbeitslohn) den drei „Produktionsfaktoren“ Kapital,
Grundeigentum und Arbeit entspringt: „in dieser ökonomischen Trinität als dem Zusammenhang der
Bestandteile des Werts und des Reichtums überhaupt mit seinen Quellen ist die Mystifikation der kapi-
talistischen Produktionsweise, die Verdinglichung der gesellschaftlichen Verhältnisse, das unmittelbare
Zusammenwachsen der stofflichen Produktionsverhältnisse mit ihrer geschichtlich-sozialen Bestimmt-
heit vollendet“ (MEW 25, S. 838).

Marx ist aber nicht dazu gekommen, seine kritische Analyse des kapitalistischen Produktionsverhält-
nisses weiter zu konkretisieren bis zur Ebene von Staat und Weltmarkt. Einer der wenigen Hinweise
darauf findet man in Bd. I, Kap. 20, wo Marx die „nationale Verschiedenheit der Arbeitslöhne“ behan-
delt. Warum sind die nominellen Arbeitslöhne in Ländern, wo die kapitalistische Produktion entwickel-
ter ist, höher als in Ländern, wo sie niedriger ist? Marx’ Erklärung ist, dass „der relative Wert des
Geldes […] kleiner sein [wird] bei der Nation mit entwickelterer kapitalistischer Produktionsweise als
bei der mit wenig entwickelter“ (MEW 23, S. 584). Wenn in einem entwickelteren Land eine höhere
Produktivität der Arbeit herrscht, hat dies zur Folge, dass die Produktion einer bestimmten Ware weni-
ger Arbeitszeit erfordert als sie in weniger produktiven Ländern erfordert. Daraus folgt wiederum, dass
produktivere Länder auf dem Weltmarkt ihre Waren zu Preisen verkaufen können, die systematisch
höher liegen als ihr Durchschnittswert (d.h. als die im internationalen Vergleich erforderliche Durch-
schnittsarbeitszeit). Nominell höhere Preise im internationalen Vergleich sind aber gleichbedeutend mit
kleinerem relativem Wert des Geldes. Dies wirkt sich auf die gesamte Nationalökonomie aus, so dass
auch die nominellen Arbeitslöhne in produktiveren Ländern höher sein werden als in weniger produkti-
ven.

Dieser Aspekt ist zentral, um zu verstehen, wie es sich mit dem dritten „Grundmerkmal“ des Imperia-
lismus in Lenins Analyse verhält, nämlich mit dem Kapitalexport. Denn Kapital strömt hauptsächlich
von Ländern mit im internationalen Vergleich höheren nominellen Preisen hin zu Ländern mit niedri-
geren nominellen Preisen (d.h. dorthin, wo Arbeitskräfte billiger sind), um sich Extraprofite zu sichern.
Da die oben besprochene langfristige Tendenz zur Entwicklung von immer kapitalintensiveren Produk-
tionsbranchen u.a. eine Tendenz zum Fall der durchschnittlichen Profitrate zur Folge hat (Kapital Bd.
III, 3. Abschnitt), wird das Kapital entwickelter Länder nach rentableren Investitionsgelegenheiten in
weniger entwickelten Ländern suchen, wo Arbeitslöhne und die Preise von anderen Produktionsfakto-
ren nominell niedriger sind: „In diesen rückständigen Ländern ist der Profit gewöhnlich hoch, denn es
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gibt dort wenig Kapital, die Bodenpreise sind verhältnismäßig nicht hoch, die Löhne niedrig und die
Rohstoffe billig.“ (LW, Bd. 22, S. 245) Lenin selbst verweist darauf, dass der Kapitalexport von den
Metropolen zu den Ländern der Peripherie zwar die Stagnationstendenzen in den Metropolen ver-
schärft, andererseits aber die beschleunigte kapitalistische Entwicklung peripherer Länder zur Folge
hat:

„Der Kapitalexport beeinflusst in den Ländern, in die er sich ergießt, die kapitalistische Entwicklung,
die er außerordentlich beschleunigt. Wenn daher dieser Export bis zu einem gewissen Grad die Ent-
wicklung in den exportierenden Ländern zu hemmen geeignet ist, so kann dies nur um den Preis einer
Ausdehnung und Vertiefung der weiteren Entwicklung des Kapitalismus in der ganzen Welt gesche-
hen.“ (S. 247)

Die Stagnation („Fäulnis“) in den Zentren des kapitalistischen Weltsystems soll somit nicht mit einer
„Dekadenz“ der gesamten kapitalistischen Produktionsweise gleichgesetzt werden, wie sie tatsächlich
eintreten würde, wenn der Warenexport – statt des Kapitalexports – das entscheidende Moment in der
Ausdehnung des kapitalistischen Produktionsverhältnisses wäre, wie dies z.B. Rosa Luxemburg be-
hauptete. Denn in diesem Fall wäre der Kapitalismus auf nicht-kapitalistische Absatzmärkte für die in
den Metropolen hergestellten Waren angewiesen, und sobald der ganze Erdglobus kapitalistisch gewor-
den wäre, würde er in die Dekadenz eintreten. Da aber der Kapitalexport gegenüber dem Warenexport
immer mehr an Bedeutung gewinnt, geht die „Fäulnis“ in den Metropolen mit beschleunigter kapitalis-
tischer Entwicklung in der Peripherie einher.

Dies soll aber andererseits nicht zur Auffassung verleiten, dass diese ganze Entwicklung friedlich vor
sich gehen würde und dass sie eine reibungslose Ausgleichung des Produktivitätsniveaus und dement-
sprechend der Profitraten im internationalen Vergleich mit sich bringen würde.1 „Die Ungleichmäßig-
keit und Sprunghaftigkeit in der Entwicklung einzelner Unternehmungen, einzelner Industriezweige
und einzelner Länder ist im Kapitalismus unvermeidlich.“ (S. 244) Kapitalexport und somit kapitalisti-
sche Entwicklung in den Ländern der Peripherie geht einher mit Verschuldung und Abhängigkeit ge-
genüber den Metropolen, auch wenn die verschuldeten Länder keine territorial besetzten Kolonien
sind. Lenin bringt das Beispiel von Argentinien, und erinnert daran, „mit wie festen Banden infolge-
dessen das Finanzkapital Englands – und sein treuer ‘Freund’, die Diplomatie – mit der Bourgeoisie
Argentiniens und den führenden Kreisen seines gesamten wirtschaftlichen und politischen Lebens ver-
knüpft“ war (S. 268). Argentinien galt Lenin 1916 als ein „Musterbeispiel“ für ein von den imperialis-
tischen Zentren abhängiges Land, das „politisch, formal selbständig, in Wirklichkeit aber in ein Netz
finanzieller und diplomatischer Abhängigkeit verstrickt“ ist (S. 267). Nach dem Ende des territorialen
Kolonialismus nach dem 2. Weltkrieg ist diese Form der finanziellen Abhängigkeit gegenüber den
Zentren zur Regel geworden, wie dies die vielen Schuldenkrisen beweisen, die seit den 1970er Jahren

ausgebrochen sind (Lateinamerika in den 1980er,
mexikanische Tequila-Krise 1994/95, Russland
1998/99, Argentinien 2001/02, Euro- und insbe-
sondere Griechenlandkrise ab 2009/10).

Dies zeigt auch, dass die Aufteilung der Welt unter
monopolistische Kapitalistenverbände und kapita-
listische Großmächte (die letzten zwei „Grund-
merkmale“ des Imperialismus) nicht zwingend die
Form der territorial-kolonialen Okkupation anneh-
men muss. Die berüchtigten neoliberalen Struktur-
anpassungsprogramme (SAP), die der
Internationale Währungsfonds (IWF) und die Welt-
bank den Ländern der Peripherie als Bedingung für
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Kreditvergaben auferlegen, können als postkoloniale Formen der imperia-
listischen Aufteilung der Welt gelten. Sie werden nunmehr konkurrenziert
durch die ökonomische und finanzielle Expansion Chinas und seiner Ver-
bündeten (BRICS-Staaten, New Development Bank). Die sich zuspitzen-
den Spannungen auf geopolitischer Ebene und die reale Möglichkeit eines
größeren militärischen Konflikts zwischen imperialistischen Blöcken be-
stätigen den Kern von Lenins Analyse, als dieser schrieb, dass der Imperia-
lismus „alle Widersprüche des Kapitalismus verschärft hat“ (S. 305). Der
strukturelle Zwang zur profitablen Kapitalinvestition hat zur Folge nicht
nur die zunehmende finanzielle und geographische Mobilisierung und De-
regulierung von Kapitalströmen (Globalisierung), sondern auch die Zuspit-
zung des „Antagonismus zwischen den imperialistischen Nationen“ (S.
306f.). Die „freie Konkurrenz“, aus der wir die Tendenz zur Monopolbil-
dung erwachsen gesehen haben, wird reproduziert auf einer höheren Ebene
in Form der imperialistischen Konkurrenz um „Rohstoffquellen […], um
Kapitalexport, um ‘Einflusssphären’, d.h. um Sphären für gewinnbrin-

gende Geschäfte, Konzessionen, Monopolprofite usw.“ (S. 305), und nichts schließt aus, dass dies bald
in einem neuen Weltkrieg münden wird.

Fern sind die Zeiten, als der scheinbare Triumphzug der neoliberalen Globalisierung in den frühen
2000er Jahren den Ex-Marxisten Antonio Negri zur Entwicklung seiner Theorie des Empire verleitete.
In seinem mit Michael Hardt geschriebenen Buch beschreibt Negri das Empire folgendermaßen:

„Empire lässt sich nur als universelle Republik begreifen, als ein Netzwerk aus Mächten und Gegen-
mächten in Form einer unbegrenzten und einschließenden Architektur. Diese imperiale Expansion hat
weder etwas mit Imperialismus zu tun noch mit denjenigen Staatsgebilden, die auf Eroberung, Plünde-
rung, Völkermord, Kolonisierung und Sklaverei ausgerichtet sind. Im Gegensatz zu solchen Imperialis-
men geht es dem Empire darum, das Modell der Netzwerk-Macht auszuweiten und zu festigen. Wenn
wir diese imperialen Prozesse historisch betrachten […], so erkennen wir zwar ganz deutlich, dass die
expansiven Momente des Empire von Tränen und Blut durchtränkt sind, aber diese unrühmliche Ge-
schichte negiert nicht den Unterschied zwischen beiden Souveränitätsbegriffen.“ (S. 179)

Nicht ganz klar ist, warum die brutalen Kriege, die der US-amerikanische Imperialismus und seine Va-
sallen in der ganzen Welt seit dem Ende des 2. Weltkriegs und mit nicht minderer Intensität nach dem
Zusammenbruch der UdSSR geführt haben, den Unterschied zwischen Imperialismus und Empire
„nicht negieren“ würden. Will Negri damit sagen, dass die Weltordnung zunehmend „unipolar“ gewor-
den ist und dass sich somit eine Art Ultra-Imperialismus gebildet hätte? Negri geht so weit zu behaup-
ten, dass „Entwicklung und Expansion des Empire auf einer Vorstellung von Frieden beruhen“ würde
(S. 180). Dies erinnert tatsächlich stark an Kautskys Theorie vom „Ultra-Imperialismus“, in der Lenin
eine „höchst reaktionäre Vertröstung der Massen auf die Möglichkeit eines dauernden Friedens im
Kapitalismus“ erblickte, „indem man die Aufmerksamkeit von den akuten Widersprüchen und akuten
Problemen der Gegenwart ablenkt“ (S. 299f.). Die langsame Erosion der US-amerikanischen Hege-
monie, die Rückkehr des geopolitischen Multipolarismus im Lauf des letzten Jahrzehnts und der
schleichende Krieg zwischen den neuen Blöcken bestätigen Lenins Kritik an Kautsky, wonach „‘inte-
rimperialistische’ oder ‘ultraimperialistische’ Bündnisse […] nur ‘Atempausen’ zwischen Kriegen“
sind (S. 301)

Die Invarianz im Irrtum korreliert eng mit der Invarianz in der korrekten kritischen Analyse des kapita-
listischen Verhältnisses in seiner imperialistischen Phase. Diese Invarianz soll eben nicht auf eine rein
theoretische Position reduziert werden, da sie immer bezogen bleibt auf die Frage, unter welchen Be-
dingungen eine historische Situation als objektiv günstig für revolutionäre Umbrüche gelten kann. Eine
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irrtümliche Analyse, wie die der Theorie
des Ultra-Imperialismus, läuft darauf hi-
naus, zu leugnen, dass revolutionäre Um-
brüche notwendig sein werden, um die
Vergesellschaftung der Produktivkräfte
von ihrer kapitalistischen Hülle zu be-
freien. Die Vergesellschaftung der Pro-
duktivkräfte macht den Sozialismus zwar
objektiv möglich, aber die kapitalistische
Profitaneignung und die damit zusam-
menhängenden komplexen Dynamiken
der Konkurrenz und der Monopolbildung
verunmöglichen, dass die vergesellschaf-
teten Produktivkräfte in den Dienst der
sozialisierten Befriedigung menschlicher
Bedürfnisse gestellt werden:

„Wenn aus einem Großbetrieb ein Mammutbetrieb wird […] dann wird es offensichtlich, dass wir es
mit einer Vergesellschaftung der Produktion zu tun haben und durchaus nicht mit einer bloßen ‘Ver-
flechtung’; dass privatwirtschaftliche und Privateigentumsverhältnisse eine Hülle darstellen, die dem
Inhalt bereits nicht mehr entspricht und die daher unvermeidlich in Fäulnis übergehen muss, wenn ihre
Beseitigung künstlich verzögert wird, eine Hülle, die zwar verhältnismäßig lange in diesem Zustand
halten kann […], die aber dennoch unvermeidlich beseitigt werden wird.“ (S. 308)

Der von Lenin besprochene „parasitäre“ Charakter des Imperialismus – d.h. die Tendenz der Zentren
des Weltsystems, sich in „Rentnerstaaten“ zu verwandeln, deren „Bourgeoisie in steigendem Maß von
Kapitalexport und ‘Kuponschneiden’ lebt“ (S. 305) – interessiert ihn hauptsächlich mit Hinblick auf
die Auswirkungen, die er auf die Arbeiterklasse hat, nämlich auf die Möglichkeit, dass Teile der Arbei-
terklasse von der Bourgeoisie bestochen werden und als „Arbeiteraristokratie“ dem Opportunismus
verfallen. Der „Zusammenhang von Imperialismus und Opportunismus“ (S. 307) ist aber keine unum-
gängliche Notwendigkeit. Es ist immer möglich, diesen Zusammenhang zu brechen, indem konse-
quente defätistische Positionen vertreten werden. Die Zuspitzung der Widersprüche im
imperialistischen Krieg und die Möglichkeit, dass die Herrschaft der Bourgeoisie dadurch eine Legiti-
mationskrise erfährt („die Herrschenden können nicht mehr, die Beherrschten wollen nicht mehr“), er-
öffnet die revolutionäre Perspektive, ohne welche die Hülle der privatkapitalistischen Aneignung nicht
zersprengt werden kann, um somit die sozialen Produktivkräfte zu befreien.
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Die lange Arbeit, die vor uns liegt

Der folgende Artikel wurde bereits im September 2023 in italienischer Sprache veröffentlicht. Seitdem
fanden und finden erneut einige tiefgreifende Ereignisse statt wie das Massaker der Hamas am 7. Okto-
ber 2023 in Israel und dessen Instrumentalisierung durch Israel für einen weiteren Völkermord, der bis
heute kein Ende findet und eine weitere Vertreibung der palästinensischen Proletarier:innen, die zwi-
schen der israelischen und palästinensischen Bourgeoisie zerrieben werden. Dazu die Eskalation zwi-
schen Israel, dem Iran, dem Jemen und der Hisbollah, die das Potential zu einem größeren, wenn nicht
weltweiten Konflikt in sich trägt, wenn im Falle eines offenen Krieges und im weiteren Verlauf auch
der Westen und Russland direkt involviert werden. Die Eskalation im Ukraine-Krieg spitzt sich eben-
falls immer weiter zu und wir verzichten an dieser Stelle, all dies aufzuzählen, aber jede und jeder
kann kurz innehalten und sich überlegen, welcher Wahnsinn auch hier innerhalb eines Jahres stattge-
funden hat. Alles in Allem ist der Artikel nach wie vor aktuell, da er die grundsätzlichen Probleme auf-
zeigt, mit denen wir momentan konfrontiert sind, und wie wir damit umgehen müssen!

Die Abfolge der Ereignisse, die die erste Hälfte dieses Jahres 2023 kennzeichneten, muss in ihrer Ge-
samtheit betrachtet und verstanden werden, ohne einzelne Komponenten zu isolieren.

Nach dem großen Aufflammen des Aufstands der jungen Proletarier:innen im Iran im Herbst 2022, der
gezeigt hat, wie schwierig es für den Staat – den bewaffneten Flügel der herrschenden Klasse – ist, die
Wut der Ausgebeuteten einzudämmen, schwappte in den ersten Monaten dieses Jahres eine Welle von
gewerkschaftlichen Kämpfen über Großbritannien, die viele Bereiche der Arbeitswelt erfasste. Kurz
darauf kam es in Frankreich zu mehrwöchigen großen Mobilisierungen gegen die Rentenreform. In der
Zwischenzeit kam es in der deutschen Arbeitswelt zu umfangreichen Arbeitskämpfen. Dabei wollen
wir es erst einmal belassen.

In all diesen Fällen handelte es sich bei denjenigen, die auf die Straße gingen und den Kampf aufnah-
men, hauptsächlich (aber nicht nur) um männliche und weibliche Arbeitnehmer, die in gewisser Weise
„abgesichert“ waren, denen aber zunehmend der Verlust einiger der dürftigen sozialen „Sicherheiten“
drohte, die sie sich im Laufe der Zeit erkämpft hatten. Und es gab zerbrechliche Versuche, im Kampf
und nicht am Verhandlungstisch Basisorgane zu schaffen, um die (stets massive und schließlich ent-
scheidende) Kontrolle der mächtigen, weitgehend in den Staat integrierten Gewerkschaftsstrukturen zu
umgehen und Proteste zurückzudrängen: Zerbrechliche Versuche wie der der „Angry Workers of the
World“ in Großbritannien, die „Komitees der Sans-Papiers“ oder der Müllabfuhr in Frankreich sowie
die Interventionen von der „Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften“ und dem „Netzwerk für
eine kämpferische und demokratische ver.di“ in Deutschland werden – wenn auch mit allen Einschrän-
kungen – häufig von den am meisten ausgebeuteten Arbeiter:innen organisiert, die sich so Gehör ver-
schafften und ihre Kampfbereitschaft zeigten.

Zu diesem Zeitpunkt, im Juli, explodierte die Re-
volte in den französischen Banlieues: eine spon-
tane Revolte, mehr individuell als kollektiv, die
zahlreiche Städte und Gemeinden weit über Paris
hinaus erfasste und das verräterische Symptom der
tiefsitzenden Frustration und Unterdrückung eines
jungen und marginalisierten Proletariats war.

Angesichts dessen scheint in Italien, abgesehen
von den großzügigen Kämpfen der extrem ausge-
beuteten Sektoren, von denen die überwiegende
Mehrheit proletarische Immigranten sind, die oft in
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verzweifelter Isolation geführt werden und den
aasähnlichsten Verfolgungen durch die Justiz und
die „Ordnungskräfte“ ausgesetzt sind, alles in der
falschen ultrademokratischen „Faschismus/Antifa-
schismus“- Opposition zu verrotten, während die
nationale herrschende Klasse mit dem Abbau von
„Garantien“ und dem wenigen Wohlstand, der von
den „glorreichen“ Jahren der voll entwickelten
Wirtschaft übrig geblieben ist, fortfährt... ein Pro-
zess, der zusammen mit der Stärkung der Systeme
strenger Kontrolle und offener antiproletarischer
Repression alle Länder betrifft, mit vielleicht un-
terschiedlichen Rhythmen und Intensitäten, aber
immer auf die Erhaltung eines Status quo ausge-
richtet, der sich seit Jahrzehnten in der Krise befin-

det und keinen anderen Ausweg kennt als die Vorbereitung eines neuen weltweiten Konflikts, in dem
das im Übermaß Produzierte zusammen mit einem beträchtlichen Teil der proletarischen Überbevölke-
rung verbrannt und vernichtet werden soll.

Ja, Krieg – oder besser gesagt, Kriege: Das dürfen wir nicht vergessen! In der Ukraine erleben wir, wie
die russische militärische Sonderoperation (sic!) immer chronischer und eiternder wird, ohne dass dies
in dem einen oder anderen Land echte und sinnvolle klassenmäßige und defätistische Reaktionen her-
vorruft. In Afrika südlich der Sahara, das jahrzehntelang von imperialistischen Marodeuren heimge-
sucht wurde, flammt derweil der Kampf um den verrotteten Leichnam des alten französischen
Kolonialismus wieder auf (nach Mali, Niger und, in vielleicht weniger auffälligem Ausmaß, Senegal
und neuerdings Gabun), auch begünstigt durch den russischen und chinesischen Versuch, in diese Län-
der einzudringen – eine weitere Episode, die Niger und Gabun betrifft, die nicht im Sinne einer „Re-
volte“ gegen einen angeblichen „Neokolonialismus“ gelesen werden kann (wie viele sich bemühen zu
erklären), sondern ein neues Kapitel in dem seit Jahrzehnten andauernden inner-imperialistischen Kon-
flikt darstellt. In Südostasien bleiben die „Taiwan-Frage“ und ganz allgemein die Frage der militäri-
schen Kontrolle des Südchinesischen Meeres kritisch offen, während im Nahen Osten, der bereits
Schauplatz der... Friedensmissionen (sic!) der USA war, das erbarmungslose Massaker an den palästi-
nensischen Proletariern durch den Staat Israel weitergeht, mit der mehr als offensichtlichen Kompli-
zenschaft der arabischen Bourgeoisien der Region, einschließlich der palästinensischen. In der
Zwischenzeit zeigt sich, wie der wirtschaftlich-finanzielle Gegensatz zwischen den Vereinigten Staaten
und China immer deutlicher unter der Oberfläche hervortritt. Wir werden Zeuge von – nicht immer er-
folgreichen – Versuchen der „jungen“ Imperialismen (der so genannten BRICS), konkrete Alternativen
zu den Gleichgewichten zu entwerfen, die die langen Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg be-
herrscht haben. Was Europa betrifft... Nun, es ist wieder einmal mehr als offensichtlich, dass es nicht
als einheitliches politisches Subjekt existiert: Außerdem befindet sich Deutschland, die ehemalige Lo-
komotive, jetzt in der Rezession…

All dies (und mehr: wir beschränken uns hier auf eine kurze Zusammenfassung, bei allem Respekt vor
den „Geopolitikern“, die uns mit Analysen überschwemmen, um nichts zu verstehen) findet auf einem
Planeten statt, der sichtbar unter den verheerenden Auswirkungen von nur drei Jahrhunderten Produk-
tion für den Profit leidet, einschließlich „natürlicher“ Katastrophen, massiver Verschmutzung, Erosion
und Verschwendung von Ressourcen, ungezügelter Zementierung und den anderen Freuden, die wohl
bekannt sind, von denen aber niemand den direkten Zusammenhang mit dem Modus Operandi des Ka-
pitals verstehen will (oder besser gesagt, es wird alles gesagt und geschrieben, um dies zu verbergen) –
mit dem Ergebnis, dass eine weit verbreitete und ohnmächtige Existenzangst geschürt wird, vor allem
bei der Jugend.
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Das Bild ist, kurz gesagt, das eines
Weltkapitalismus in zerstörerischer
und selbstzerstörerischer Not ange-
sichts der Überproduktionskrise, die
sich seit Mitte der 1970er Jahre hin-
zieht; einer herrschenden Klasse, die
in ihren nationalen Niedergängen ent-
schlossen ist, das „unproduktive Tot-
holz“ so weit wie möglich abzubauen
(wie sie es in wiederkehrenden Kri-
senzeiten immer getan hat), die Struk-
turen der Kontrolle über ihren
historischen Feind in jeder Hinsicht zu
stärken und einen neuen inner-impe-
rialistischen weltweiten Konflikt vor-
zubereiten; und eines Proletariats, das immer noch weitgehend unter der Last der jahrzehntelangen
Konterrevolution erstickt wird, die ihm nicht nur das Gefühl für seine eigene potenzielle Stärke und die
Erinnerung an seine stolze Kampfvergangenheit genommen hat, sondern auch die Hoffnung auf eine
„neue Welt“, die Sehnsucht nach einer klassenlosen Gesellschaft.

Angesichts dieses Bildes, das in den kommenden Monaten weitere dramatische Entwicklungen und
Beschleunigungen in einer unerbittlichen Progression erfahren könnte, wird die Notwendigkeit der
Stärkung und internationalen Verankerung der revolutionären Partei immer deutlicher:

Das heißt, einer stabilen politischen Organisation, die sich auf solide theoretisch-politische und tak-
tisch-strategische Positionen stützt, die das Ergebnis eingehender Analysen und langer kämpferischer
Erfahrung sind, die es versteht, all diese Elemente miteinander zu verbinden und sie auf ihre tiefe Wur-
zel zurückzuführen (das Überleben einer Produktionsweise, die von der Geschichte längst zum Unter-
gang verdammt wurde) und dabei die reale Perspektive der Machtergreifung und der Diktatur des
Proletariats neu zu formulieren, indem sie sowohl deren reale Substanz als auch den langen und kom-
plizierten, aber notwendigen Weg dorthin aufzeigt.

Die Lösung der Probleme, um die sich die lange, verhängnisvolle und blutige Agonie des Kapitalismus
unweigerlich dreht, bleibt dringend. Was ist Kommunismus, entgegen allen Mystifizierungen und ideo-
logischen Manipulationen, von denen sich die Konterrevolution ein Jahrhundert lang und auf allen
Ebenen betrunken ernährt hat? Was ist die Diktatur des Proletariats und welche Rolle spielt die revolu-
tionäre Partei in ihr? Welches ist das dialektische Verhältnis, das die revolutionäre Partei und die prole-
tarische Klasse in dem holprigen, aus Vorstößen und Rückzügen bestehenden Verlauf ihrer Kämpfe
vereinen muss? Welchen Charakter, welche politisch-organisatorische Struktur und welche theoretisch-
praktischen Aufgaben muss die revolutionäre Partei als kämpferische Avantgarde des Proletariats
haben? Was ist mit der Arbeiter:innen- und kommunistischen Bewegung weltweit im letzten Jahrhun-
dert geschehen, jenseits der bequemen Erzählungen, die von der herrschenden Ideologie durch ihre op-
portunistischen Verfechter verbreitet werden? Wie kann man realistisch für einen revolutionären
Defätismus gegen die laufenden und vor allem die vorbereiteten Kriege arbeiten? Was bedeuten „De-
mokratie“ und „Faschismus“ in der imperialistischen Phase des Kapitalismus wirklich und wie kann
man gegen beide kämpfen? Was bedeutet der endgültige Abschluss des Zyklus der nationalen und anti-
kolonialen Revolutionen Mitte der 1970er Jahre vom Standpunkt der revolutionären Strategie aus?

Auf diese und viele andere Probleme haben wir, wenn auch eine Minderheit und gegen den Strom, in
jahrzehntelangem, unermüdlichem Kampf gegen den vielgestaltigen bürgerlichen Feind geantwortet:
gewiss nicht als sterile intellektuelle Übung, sondern im Kontakt mit unserer Klasse, in ihren Kämpfen
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und ihren Erfahrungen, den positiven wie den negativen, um sie auf die Revolution vorzubereiten, so
weit entfernt sie auch erscheinen und sein mag. Und das werden wir auch weiterhin tun, denn nur um
diese Antworten herum können sich neue revolutionäre Generationen formieren, die wirklich und nicht
nur mit Worten oder geschwätzigen Übungen der Rhetorik diesem blutrünstigen Monster, das sich Ka-
pitalismus nennt, ein für alle Mal ein Ende setzen wollen. Dies erfordert jedoch eine lange und tiefgrei-
fende Arbeit: Dies zeigt sich sowohl an der Trägheit, die unsere Klasse noch immer zurückhält, als
auch an ihren plötzlichen Explosionen, die jedoch in dieser Situation ohne die klaren und präzisen poli-
tischen Ziele, die durch eine umfassende Präsenz und Aktion der Revolutionären Partei ausgedrückt
werden, wenig oder nichts hinterlassen – und leider zu mehr Frustration als zu konkreten positiven Er-
fahrungen führen.

Nur so wird es möglich sein, unser Programm (die historischen Ziele eines endlich revolutionären Pro-
letariats, die im Lichte der Lehren aus der längsten Konterrevolution, die die proletarische und kom-
munistische Bewegung zu erdulden hatte, überprüft und bestätigt wurden) sowohl der dummen
Arroganz der herrschenden Ideologie als auch der ruchlosen Rolle eines Reformismus gegenüberzu-
stellen, der zwar nicht mehr wie früher auf die Brosamen zählen kann, die ein expandierender Kapita-
lismus zur Täuschung des Proletariats ausstreut, aber weiterhin seine lähmende und kastrierende Rolle
ausübt; und sich auch aus der zersetzten Umarmung von Mittelklassen befreien, die auf der Suche nach
einer unmöglichen sozialen und kulturellen Identität den Gestank in sich tragen, den der verwesende
Körper einer Produktionsweise freisetzt, die ihr historisches Ende erreicht hat, und ihn so am Leben er-
halten.

Übersetzt aus: il programma comunista, September/Oktober 2023
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Aus dem Parteileben

Berliner Sektion/deutschsprachiger Raum

Wir haben unsere monatlichen offenen Treffen, jeden letzten Donnerstag im Monat um 19 Uhr im
RAUM (in der Rungestraße 20 in Berlin-Mitte), fortgeführt und darüber hinaus zusätzliche Veranstal-
tungen durchgeführt.

Die Themen unserer Veranstaltungen waren:

31.08.2023 in Berlin: Meloni und Salvini an der Regierung – Herrscht jetzt „Faschismus“ in Italien?

08.09.2023 in Wien: Über die Ursachen des aktuellen Krieges und die Möglichkeiten seiner Bekämp-
fung

28.09.2023 in Berlin: Der Putsch in Chile vor 50 Jahren und seine Lehren

20.10.2023 in Köln: Kriege beenden! Löhne rauf! Wir zahlen nicht für Eure Kriege!

26.10.2023 in Berlin: Der eskalierende israelisch-palästinensische Konflikt ist Teil der weltweiten
Kriegsdynamik

30.11.2023 in Berlin: Staatsgewerkschaften auf Kriegskurs? Wie kann der eskalierende Weltkrieg be-
endet werden?

12.01.2024 in Berlin: Der Amoklauf der sogenannten „freien Welt“ – Was ist die Alternative?

25.01.2024 in Berlin: Der aufhaltbare Vormarsch der ruchlosen „freien Welt“

29.02.2024 in Berlin: Imperialistischer Krieg - „antikolonialer Kampf“ – revolutionärer Defätismus

28.03.2024 in Berlin: Gegen Kriegstreiberei und antifaschistische Ablenkungsmanöver

25.04.2024 in Berlin: Multipolare Welt oder imperialistisches Weltsystem? – Gegen die Illusionen
einen friedlichen Kapitalismus!

30.05.2024 in Berlin: Welche Wahl haben wir im Superwahljahr 2024? – Gegen die „Linke“ und
Rechte des Kapitals!

27.06.2024 in Berlin: Demokratie - der größte Mythos der bürgerlichen Gesellschaft

25.07.2024 in Berlin: Die Neue Volksfront in Frankreich – ein weiterer Angriff gegen den proletari-
schen Klassenkampf

Die Offenen Treffen spiegeln sowohl unsere interne (theoretische Vorbereitung) wie externe Arbeit
wieder. An den Offenen Treffen und Veranstaltungen beteiligten sich teils unterschiedliche Menschen.
Es hat sich aber auch ein kleiner Kreis von Interessierten herausgebildet, mit denen wir regelmäßig im
Austausch sind. Aus den Veranstaltungen ergeben sich außerdem häufig interessante Diskussionen, die
wir als Impulse für weitere Veranstaltungen und unsere weitere Arbeit mitnehmen.

Weitere Aktivitäten waren:

Am 25. November 2023 haben wir uns mit einem Banner an der Demonstration „Nein zu Kriegen –
Rüstungswahnsinn stoppen – Zukunft friedlich und gerecht gestalten“ am Brandenburger Tor in Berlin
beteiligt und dort zahlreiche Flugblätter mit dem Titel „Kriege beenden! Löhne Rauf! – Wir zahlen
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nicht für Eure Kriege!“ verteilt und dabei eine positive Resonanz erfahren. Die bundesweite Demons-
tration mit mehr als 15.000 Teilnehmenden wurde von einem breiten Bündnis aus Personen und Grup-
pen der Friedensbewegung organisiert. Prominente Unterstützerinnen waren dabei auch die
Linkspopulistin Sahra Wagenknecht und die bekannte Frauenrechtlerin und Herausgeberin der Zeitung
Emma, Alice Schwarzer. Gerade deshalb war es auch wichtig, dort eine konsequente Antikriegsposi-
tion zu vertreten, die auch die kapitalistische Gesellschaftsordnung in ihrer Gesamtheit als Ursache für
die zunehmende Kriegsdynamik erkennt. Nur so können zumindest einige kritische Elemente aus dem
bürgerlichen Fahrwasser herausgezogen und verhindert werden, dass eine neue Antikriegsbewegung
wieder zum Spielball parlamentarischer Politik wird.

Januar 2024: Luxemburg-Liebknecht-Lenin

Bereits am Freitag, den 12. Januar haben wir eine Veranstaltung unter dem Titel „Der Amoklauf der so-
genannten ‘freien Welt’ – Was ist die Alternative?“ durchgeführt, an der sich Genoss:innen und Sympa-
thisant:innen aus Berlin, dem Rheinland, Italien, Österreich und der Schweiz beteiligt hatten.

Am Samstag Nachmittag haben wir dann ein intensives internes Treffen durchgeführt, an dem zusätz-
lich noch Sympathisant:innen aus Hannover teilgenommen haben. Dabei ging es um die Wiederentste-
hung der IKP im deutschsprachigen Raum, die Prinzipienfestigkeit der Partei bei gleichzeitiger
Offenheit gegenüber den Elementen, die sich damals der Partei mit einer ernsthaften Arbeit angenähert
hatten – gegen Dogmatismus und Formalismus. Außerdem ging es um unsere kontinuierliche Arbeit
(Veranstaltungen, Zeitung) v.a. als Ausdruck unserer Formierung und eigenen Entwicklung. Dabei
zeigt sich, dass die Zeitung zunehmend auch ein praktisches Arbeitsinstrument nach außen geworden
ist. Das Treffen diente dazu, sich persönlich besser kennenzulernen und die gemeinsame politische Zu-
sammenarbeit weiter auszubauen und den politischen Klärungsprozess mit unseren
Sympathisant:innen voranzutreiben. Dabei wurde auch beschlossen, dass die Zeitung zum gemeinsa-
men Arbeitsinstrument durch verschiedene Beiträge über Kämpfe und theoretische Themen werden
soll – allerdings nicht im Sinne eines „Sammelsuriums“ unterschiedlichster „persönlicher Meinungen“,
sondern auf Basis der Positionen der Partei, des „Kommunistischen Programms“.

Wir haben ein Flugblatt auf Basis des entsprechenden Artikels in der aktuellen Ausgabe der Zeitung
unter dem leicht abgewandelten Titel „Der Amoklauf der sogenannten ‘freien Welt’ – Was ist die Alter-
native“ entworfen und auf der Konferenz und der Demo verteilt:

Auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz am 13. Januar haben wir – wie auch in den letzten Jahren – einen
Infotisch organisiert und Flyer verteilt. Es gab Interesse und Diskussionen. Wir können beobachten,
dass insbesondere unsere konsequente Antikriegs-Position zu vermehrtem Interesse innerhalb der lin-
ken Szene führt.

Auf der Demonstration am 14. Januar haben wir – gemeinsam mit unseren Genoss:innen und Sympa-
thisant:innen aus Italien, Österreich und der Schweiz – Flyer verteilt und vereinzelte Diskussionen ge-
führt.

Am 30. März 2024 haben wir uns am Ostermarsch in Berlin unter dem Motto „Kriegstüchtig – Nie
wieder!“ beteiligt und unser Flugblatt „Gegen ihre Kriegswirtschaft den Klassenkampf!“ verteilt.

1. Mai 2024:

Wie auch in Italien haben wir im deutschsprachigen Raum unser Flugblatt „Gegen alle imperialisti-
schen Kriege!“ verteilt.

Am 1. Mai in Berlin haben wir uns vormittags an der Gewerkschaftsdemonstration beteiligt (ca. 6.000
Demonstrierende) und beim Verteilen unserer Flyer und beim Verkaufen unserer Zeitungen einige inte-
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ressante Diskussionen geführt. Auch auf der abendlichen „Revolutionären Demonstration“ (ca. 20.000
Demonstrierende) stießen wir mit unseren Flyern bei einigen Menschen auf Interesse und führten län-
gere Diskussionen. Beide Demonstrationen waren aufgrund des Massakers der israelischen Armee im
Gaza-Streifen (nach dem Gemetzel der Hamas vom 7. Oktober 2023) stark von der Palästina-Frage ge-
prägt. Im Falle der gewerkschaftlichen Demo führte dies dazu, dass die Demoleitung aufgrund der
zahlreichen Sprechchöre die Polizei zur Hilfe rief, um den hinteren Teil der Demo zu stoppen und ei-
nige Teilnehmende zu verprügeln. Hier zeigt sich einmal mehr die Rolle der DGB-Gewerkschaften als
staatlicher Erfüllungsgehilfe, wenn die aktuelle Kriegspolitik in Frage gestellt wird. Auf der abendli-
chen Demonstration war die Palästina-Frage weitaus mehr präsent und hat fast alle anderen Themen
verdrängt, die eigentlich den 1. Mai ausmachen. Daran wird sehr deutlich sichtbar, dass nationale Be-
wegungen, die mit der weltweiten Durchsetzung des Kapitalismus keinerlei progressiven Charakter
mehr haben, nicht nur vor Ort (in Palästina) sondern auch in den Metropolen jegliche Klassenpositio-
nen verdrängen und den Kampf des Proletariats für seine eigene Emanzipation behindern.

In Zürich haben wir uns wie jedes Jahr an der offiziellen gewerkschaftlichen Demonstration beteiligt
und unsere Flyer verteilt.

Am 1. Juni 2024 fand in Berlin am Potsdamer Platz eine „Demonstration gegen Mietenwahnsinn, Ver-
drängung und Wohnungsnot“ mit ca. 5.000 Demonstrierenden statt, auf der wir anlässlich der bevorste-
henden Europawahl unsere Flyer „Welche Wahl haben wir im Superwahljahr 2024? – Gegen die
‘Linke’ und Rechte des Kapitals“ verteilt haben.

Auch auf der Antifa-Demo „Europa für alle – gegen Grenzregime und Lobbyismus“ am 7. Juni 2024
haben wir unsere Flyer zur EU-Wahl verteilt und konnten wir einige interessante Diskussionen führen.

In Zürich gibt es weiter Diskussionen mit interessierten Sympathisant:innen. So wurde über den „Re-
volutionären Antifaschismus“, über „Kapitalismus und Klassenkampf“, über Lenins Imperialismus-
theorie sowie über die „Thesen von Lyon“ diskutiert. Außerdem zeigt sich mehr und mehr, dass die
Positionen der Partei z.B. zum Revolutionären Defätismus Fuß fassen können.

In Wien gab es die oben genannte Veranstaltung am 8. September 2023 und darüber hinaus wird vor
allem über persönliche Kontakte versucht, das Interesse an den Positionen der IKP zu wecken.

Sektion Benevento

Wir nahmen an der Mobilisierung des CGIL-Gewerkschaftsbundes am 7. Oktober 2023 in Rom teil
und verteilten Flugblätter und Exemplare verschiedener Ausgaben unserer Zeitung „il programma co-
munista“. Die Rede von Generalsekretär Landini und den anderen Demokrat:innen war die ausdrückli-
che Erklärung einer integrierten Arbeiteraristokratie, die versuchte ihren Status zu sichern. Die große
Beteiligung zeigte, dass der Kessel kochte, d.h. dass sich die Alltagsprobleme verschärft hatten. Die
Demonstration selbst zielte darauf ab, Druck abzubauen und vorzugeben, die Regierung unter Druck
zu setzen. Von Streiks und Kämpfen hatte Landini nicht einmal gesprochen, trotz kleiner Gruppen, die
zu einem Generalstreik aufriefen. Die Loyalitätserklärung zur demokratischen Verfassung war eine Er-
klärung der Kollaboration mit dem Kapitalismus, um jeden Kampf zu vermeiden: „Wir sind nicht hier,
um zu kämpfen, sondern um uns zu verändern“, und gleich darauf: „um die Verfassung zu verteidi-
gen“. Also nicht, um etwas zu ändern!

Cagliari

Die Genossinnen und Genossen der Sektion nahmen an den Demonstrationen gegen die Militärübun-
gen auf Sardinien teil, die vom heterogenen, klassenübergreifenden Komitee „A foras“ organisiert wur-
den und an den Versammlungen der Komitees zur Verteidigung des Territoriums (No Tyrrhenian Link).
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Die „A foras“-Demonstration am 28. April 2023 fand in der Nähe des Militärstützpunkts Decimo-
mannu statt und hatte einen radikaleren Charakter, sowohl in Bezug auf den Inhalt als auch hinsichtlich
der Zusammensetzung der Teilnehmenden: mehr junge Leute, auch von außerhalb Sardiniens, weniger
sardische Unabhängigkeitsnationalisten und mehr Anarchist:innen und verschiedene „Linke“. Wir be-
tonen in diesem Zusammenhang die Kriminalisierung der Opposition gegen das bürgerliche Regime:
43 Anhänger der Bewegung wurden der „Vereinigung zum Zwecke des Terrorismus und des Umstur-
zes des demokratischen Staates“ angeklagt. Dies war der Hauptgrund für die zunehmende Kampfbe-
reitschaft. Es wurde dort dann an die NATO-Übungen erinnert, die auf Sardinien abgehalten werden:
die erste war die „Mare Aperto 2023“, an der bis zum 6. Mai 2023 6.000 Soldat:innen aus 23 Nationen
(NATO-Länder und Partner), mit 41 Marine- und Luftwaffeneinheiten und Einheiten der Marinebri-
gade San Marco teilgenommen haben. Vom 27. April bis zum 14. Mai begannen Truppen aus Italien,
Deutschland, den Niederlanden, Norwegen, Lettland, Griechenland, der Tschechischen Republik und
Luxemburg die Übung „Noble Jump 2023“ und schließlich vom 8. bis 26. Mai die Übung „Joint
Stars“ – eine Übung von „großer nationaler Bedeutung“, an der mehr als 4.000 Männer und Frauen
und rund 900 Boden-, Luft- und Marinefahrzeuge teilnahmen. Auch in den folgenden Monaten haben
wir uns weiterhin an Aktionen gegen die Militärübungen und Militärstützpunkte beteiligt.

Aufgrund des mangelnden Kampfgeistes des Proletariats, sind die Demonstrationen, die von den ver-
schiedenen Formen des Opportunismus organisiert werden, fast die einzigen Möglichkeiten, die sich
uns bieten, um mit der Klasse in Kontakt zu treten oder zumindest Propaganda- und Überzeugungsar-
beit leisten zu können und für die Partei zu werben. Am Ende des November 2023 haben wir an dem
Streik der UIL und CGIL auf Sardinien teilgenommen, und verteilten ein eigenes Flugblatt gegen die
Scheinstreiks und machten damit unsere Zeitung bekannter. Der Streik und die Gewerkschaftskundge-
bung fanden wie üblich am Samstagmorgen für einige Stunden statt und waren somit Teil der Zersplit-
terung der Streiks auf nationaler Ebene, was einmal mehr die Spaltungsaktivitäten der
Regime-Gewerkschaften zeigte. Anwesend waren vor allem Rentner:innen und ein paar
Proletarier:innen. Aber einige junge Leute begrüßten mit Freude unsere Analysen und Handlungshin-
weise. Den Abschluss der Veranstaltung bildete eine Rede des Generalsekretärs Landini. Die Stimmen
der Arbeiter:innen, die von der Bühne aus sprachen, zeugen von den wachsenden Sorgen über die Zu-
kunft und die Tatsache, dass sich die Gewerkschaft immer heuchlerischerer Töne und Wörter bedient,
um ihre Arbeit fortsetzen zu können, um die wachsende Wut zu dämpfen.

Bei dieser Gelegenheit haben wir wieder einmal die Unzufriedenheit der Amazon-Arbeiter:innen in
Cagliari (insgesamt etwa 2.000) festgestellt, und wir arbeiten daran, ein reales Bedürfnis zu unterstüt-
zen: eine gewerkschaftliche Organisation, die echte Verbesserungen der Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen einfordert, die Überwindung des Korporatismus der Regime-Gewerkschaften. Aber es gibt immer
noch eine Menge Angst davor und die große Schwierigkeit besteht vor allem darin, dass sich die vielen
Remote-Arbeiter:innen nicht einmal untereinander kennen.

Mailand

Am 1. Mai haben die Genoss:innen der Sektion unsere Zeitung sowie viele Flugblätter sowohl bei der
morgendlichen Demonstration, die von den offiziellen Gewerkschaften organisiert wurde, als auch auf
der Nachmittagsdemonstration, die von der Basisgewerkschaft S.I. Cobas organisiert wurde, verteilt.
Die Nachmittagsdemonstration war von starkem Regen und der offenen Unterstützung für die „palästi-
nensische Sache“ geprägt; trotzdem haben wir es geschafft, unsere Positionen zu verbreiten, in denen
die volle Solidarität mit dem palästinensischen Proletariat zum Ausdruck kommt, und Nationalismus
mit dem Hinweis auf den internationalistischen revolutionären Defätismus verurteilt wird.

Die Genoss:innen der Mailänder Sektion nahmen auch an zwei kleinen, aber wichtigen Demonstratio-
nen gegen die Rüstungspolitik des italienischen Staates teil. Die erste fand in Lecco (am 18. Mai) statt,
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mit dem Ziel, die Absprachen zwischen der Fiocchi-Industrie (spezialisiert in der Herstellung von Pro-
jektilen verschiedener Arten und Kaliber) und dem Staat beim internationalen Handel anzuprangern.
Das zweite in Mailand am 2. Juni, das Thema ist das gleiche, nur der Name und die Produktion unter-
scheiden sich: Komponenten für Angriffsmotoren (Industrie Cabi Cattaneo). In beiden Fällen konnten
wir mit einer Zeitung und einem Flugblatt unsere Positionen verbreiten, die statt einen generischen An-
timilitarismus und der empörten Solidarität mit den vom Zionismus massakrierten Proletariern die Vor-
bereitung des internationalistischen revolutionären Defätismus propagieren.

Rom

Die Sektion nahm am „Internationalistischen Präsidium gegen Krieg und kapitalistischen Frieden“ teil,
das von der Konstellation der Internationalist:innen einberufen wurde, bei deren Treffen wir seit eini-
ger Zeit präsent sind. Der regnerische Tag führte uns dazu, uns zu einem Veranstaltungsort im Stadtteil
San Paulo zurückzuziehen, wo wir ihn für eine Auseinandersetzung mit anderen internationalistischen
Genoss:innen nutzten. Sowohl im Garten, in dem wir den ersten Teil des Tages verbrachten, als auch
am Tor des Ortes, an dem das Treffen am Nachmittag fortgesetzt wurde, wurden Banner mit den Wor-
ten „Gegen den imperialistischen Krieg, für die kommunistische Revolution“ aufgehängt. Wir mussten
das Treffen um die Mittagszeit abbrechen, um andere Genoss:innen zu erreichen, die zuvor kontaktiert
wurden. Die Versammlung fand mit unserem Beitrag statt, mit den Genoss:innen des „Laboratorio In-
ternazionalista“, der „Société Incivile“, „il Pane e la Rose“ und zwei weiteren Genoss:innen. Es gab
mehrere Interventionen, denen eine allgemeine Einführung in die Kriegsszenarien und die Intensivie-
rung der Friedensausbeutung vorausging, die sich in dieser Zeit der sich beschleunigenden Widersprü-
che und inner-imperialistischen Konfrontationen intensivieren. Dann hat sich eine Debatte entwickelt,
die zu einigen gemeinsamen Bewertungen rund um den politischen Bruch der „Gruppe der Internatio-
nalist:innen“ in Bezug auf den kleinbürgerlichen und pro-nationalistischen Opportunismus führte – das
klassenübergreifende, multipolare, antiwestliche und fragwürdige Bild der sogenannten „internationa-
listischen“ Linken bei den Kundgebungen, bei denen wir jeweils mit eigenen Flugblättern intervenie-
ren werden. Das Treffen endete mit der Planung eines weiteren Auswertungstreffens der beiden
vorherigen Versammlungen und der Möglichkeit gemeinsamer Initiativen auf territorialer Ebene, jede
mit ihrer eigenen Thematik.

Turin

Am 1. Mai war die Beteiligung wegen schlechten Wetters gering. Trotzdem konnten viele Flugblätter
verteilt werden.

Generalversammlung November 2023:

Am 4. und 5. November fand in Rom die Generalversammlung der Partei statt. Nach dem Vormittag
des 4. November, an dem die Zusammenarbeit mit den Genossinnen und Genossen in Berlin, Paris und
Cagliari besprochen wurde, begann die Arbeit am Nachmittag (nur für die Mitglieder). Der Nachmittag
wurde mit einem zentralen politisch-organisatorischen Bericht eröffnet, der die allgemeine Situation
und die Arbeit der Partei im Laufe des Jahres zusammenfasste. Er gab einen Überblick über die im
Laufe des Jahres von der Partei geleistete Arbeit und skizzierte anschließend die politischen und orga-
nisatorischen Aufgaben sowie die Interventionsmöglichkeiten in die Kämpfe unserer Klasse, die durch
die strukturelle Krise des kapitalistischen Systems forciert werden – mit ihrer unausweichlichen Ab-
folge von Kriegen und Katastrophen. Dann folgten die Berichte der Sektionen und ein kurzer Über-
blick über die Arbeit, die in den kommenden Monaten entfaltet werden soll.

Der anschließende Vormittag (der auch für Sympathisant:innen und Leser:innen offen war) stand ganz
im Zeichen eines Berichts, der, ausgehend von einem unserer klassischen Texte aus dem Jahre 1950
(„Ekel und Lügen der freien Welt“) beschrieb, wie „der aufhaltbare Vormarsch der niederträchtigen
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‘freien Welt’“, der nach dem Zweiten Weltkrieg begann und sich durchsetzte, den Gesetzen folgt, die
der kapitalistischen Produktionsweise zugrunde liegen. Dieser Bericht ist in dieser Ausgabe der Zei-
tung ebenfalls abgedruckt.

Versammlung im Juni 2024:

Am 22. und 23. Juni fand in Rom eine weitere Versammlung der Partei statt. Am Vormittag des 22.
wurden im internen Teil bereits eine Reihe von Fragen zu diskutiert: insbesondere wie in der aktuellen
Situation in die Kämpfe interveniert werden kann, die immer noch von den staatstragenden Gewerk-
schaften kontrolliert werden, soweit diese überhaupt stattfinden. Dabei ging es auch um die Situation
in den peripheren kapitalistischen Länder und die „Nationale Frage“, die soziale Kämpfe und Klassen-
bewusstsein sowohl in den Peripherien als auch in den Metropolen lähmt. Außerdem haben wir uns mit
der wachsenden Gefahr eines 3. Weltkrieges auseinandergesetzt, sowie mit den intensiven ideologi-
schen und praktischen Kampagnen, die von allen Staaten geführt werden, um das Proletariat in die
Zwangsjacke der nationalen Solidarität zu stecken und kriegstüchtig zu machen. Bei der „palästinensi-
schen Frage“, die heute von ausschließlich nationalistischen und patriotischen Schlagworten beherrscht
wird, wurde betont, dass wir auf einer Klassenperspektive bestehen müssen, bei der das Proletariat und
nicht das „Volk“ im Mittelpunkt steht, auch wenn wir damit leider häufig alleine dastehen oder dafür
angefeindet werden. Was den „revolutionären Defätismus“ betrifft, im Zusammenhang mit dem Krieg
in der Ukraine und im Nahen Osten, können wir feststellen, dass wir die einzigen sind, die weit über
sterile Parolen hinausgehen. Es folgten die Berichte der Sektionen, die Arbeit der Partei in den vergan-

genen Monaten wurde dargestellt und es
gab Planungen für weitere Aktivitäten der
Partei.

Der gesamte Vormittag des 23. war einer
öffentlichen Veranstaltung zum Thema
„Notwendigkeit, Theorie und Praxis des
proletarischen Internationalismus“ gewid-
met. Es war ein langer und komplexer
Vortrag, der sich hauptsächlich auf die
klassischen Texte von Marx/Engels/Lenin
und der IKP stützte. Die Thesen dieses
Vortrages sollen in einer der nächsten
Nummern unserer Zeitung als Artikel ab-
gedruckt werden.
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Was unsere Partei kennzeichnet:
Die politische Kontinuität von Marx zu Lenin bis zur Gründung der Kommunistischen Internationale und der
Kommunistischen Partei Italiens (Livorno 1921); der Kampf der Kommunistischen Linken gegen die Dege-
neration der Kommunistischen Internationale, gegen die Theorie des „Sozialismus in einem Land“ und die
stalinistische Konterrevolution; die Ablehnung von Volksfronten und des bürgerlichen Widerstandes gegen
den Faschismus; die schwierige Arbeit der Wiederherstellung der revolutionären Theorie und Organisation
in Verbindung mit der Arbeiterklasse, gegen jede personenbezogene und parlamentarische Politik.
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Davanti alle guerre del 
capitale, i nodi vengo-

no al pettine e le contraddi-
zioni esplodono ovunque, 
in ogni aspetto della realtà 
e non solo negli stravolgi-
menti di alleanze e schie-
ramenti che, dall’alba del 
secondo dopoguerra alla 
conclusione della guerra 
fredda, parevano ed erano 
celebrati come definitivi.
Nel giro di pochi mesi, in 
realtà preparati dalle ine-
sorabili leggi del modo di 
produzione capitalistico 
sfociate nell’attuale crisi 
di sovrapproduzione, si 
sono oscurate le magnifi-
che sorti progressive di un 
ottimistico vivere collettivo 
fatto di pacifici commerci e 
moltiplicarsi di libertà, pa-
gate invece con il sangue e 
lo sfruttamento di milioni 
di proletari nelle metropoli 
di vecchio e nuovo capitali-
smo o macinati nei focolai 
di guerre mai spente dopo 
l’estinguersi del secondo 
macello inter-imperialista. 
Tutto sta saltando!
Il dominio della borghesia, 
espresso nelle variegate 
forme dello Stato imperia-
lista, si mostra per quello 
che è: una società “civile” 
violenta, aggressiva, alienata 
e alienante, che pur di ob-
bedire alla necessità di ac-
cumulare e valorizzare ca-
pitale è pronta a far subire 
all’immensa maggioranza 
di noi proletari nuove di-
struzioni, nuovi massacri.
Dopo le prime avvisaglie 
dei conflitti mediorienta-
li e balcanici, con l’orrore, 
ben presto fatto dimenti-
care, delle pulizie etniche 
fra stupri di massa e fos-
se comuni, e le incessan-
ti contese per il controllo 
delle zone di estrazione e 
commercializzazione delle 
ricchezze d’Africa (materie 
prime minerarie e agrico-
le, e soprattutto enorme 
serbatoio di forza lavoro) e 
altri orrori fatti dimentica-
re, dal genocidio in Biafra e 
Ruanda alla guerra infinita 
in Sudan, Sud Sudan, So-
malia, con colpi di stato e 
restaurazioni, scorribande 
di truppe europee, russe, e 
mercenarie di varia natura, 
ora le nuvole della guerra 
stanno scatenando le loro 
tempeste nel cuore dell’Eu-
ropa e nell’atrocità dello 

sterminio del proletariato 
di Gaza.
Le moderne guerre impe-
rialiste hanno le loro cause 
ben radicate nella natura 
stessa delle forze di pro-
duzione del Capitale e si 
manifestano nelle forme di 
produzione, cioè nel modo 
in cui la borghesia organiz-
za la propria dittatura: lo 
Stato nazionale con tutto 
il suo apparato ideologi-
co che non è una filosofica 
“falsa coscienza”, ma una 
concretissima organiz-
zazione pratica di media-
zione, irreggimentazione, 
assistenza, sfruttamento, 
monopolio della violenza, 
per mantenere ogni spinta 
antagonista, ogni manife-
stazione della lotta di clas-
se, entro i limiti della pro-
pria sopravvivenza, a qual-
siasi costo e con ogni mezzo.
Le forze produttive impongo-
no la preparazione dell’eco-
nomia di guerra (di cui uno 
degli archetipi è l’economia 
dello Stato di Israele). Ogni 
Stato comincia a stanziare 
sempre più fondi per il ri-
armo, l’ammodernamento 
degli arsenali, l’adegua-
mento della rete logistica al 
trasporto di truppe (sem-
pre più professionalizzate 
anche quando si ripropone 
la leva obbligatoria, con la 
retorica dell’“esercito po-
polare”), nuove armi e si-
stemi d’arma, conferman-
do così l’analisi della critica 
comunista: nella contempo-
ranea fase storica imperiali-
sta, lo Stato borghese svolge 
la funzione del capitalista 
collettivo, di cui il Governo è 
l’amministratore delegato, 
nominato dall’assemblea dei 
suoi azionisti, il Parlamento.
La funzione ideologica 
delle forme di produzione 
della dittatura borghese 
non cambia di qualità nei 
momenti di “prosperità” e 
di “pace” e nei momenti di 
“crisi” e di “guerra”. Cam-
bia solo la sua intensità, così 
come cambia la retorica dei 
suoi funzionari, dal politi-
cante al sacerdote di mille 
superstizioni religiose, dal 
sindacalista professionista 
al ricercatore universita-
rio, dal questore al dirigen-
te d’azienda... E la violenza 
che si esercita sulla nostra 
classe da potenziale diven-
ta sempre più cinetica.

Solo patetici illusi non 
riescono a vedere che, 

nelle profondità dell’eco-
nomia capitalistica in crisi 
da decenni fra alti e bassi, 
si sta preparando un nuo-
vo conflitto generalizzato, 
ancor più devastante delle 
due guerre mondiali pas-
sate e delle innumerevo-
li “guerre minori” che le 
hanno precedute e seguite: 
ultime della serie, quella in 
Ucraina e il macello di pro-
letari palestinesi a Gaza e 
dintorni.
Le guerre imperialiste non 
sono il risultato della “vo-
lontà di potenza” o della 
“follia omicida” di questo o 
quel “dittatore” o – peggio 
ancora – di questo o quel 
“popolo”, più o meno “elet-
to”. Sono il prodotto delle 
dinamiche stesse del capi-
tale, obbligato  a ricorrervi 
nel vano tentativo di rimet-
tere in moto, attraverso la 
distruzione di ciò che s’è 
prodotto in eccesso (forza-
lavoro inclusa), il mecca-
nismo inceppato dell’ac-
cumulazione. Nell’epoca 
dell’imperialismo, non ci 
sono “paesi aggressori” e 
“paesi aggrediti”, “Stati ca-
naglia” e “Stati amici”: ad 
aggredirsi l’un l’altra sono 
le varie borghesie naziona-
li che continuano così – con 
mezzi sempre più spietati 
ed estremi – la “pacifica” 
competizione (leggi: guer-
ra commerciale!) su cui si 
fonda il modo di produzio-
ne capitalistico. Due guerre 
mondiali e decine e decine 
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Contro tutte le guerre imperialiste!

Ennesima strage di lavoratori.
Chi è l’assassino?

di sanguinari conflitti “mi-
nori” dovrebbero averlo 
insegnato!  Davanti al pros-
simo conflitto che si prepara, 
non un solo proletario, non 
una sola proletaria, al servi-
zio degli interessi delle classi 
dominanti, dei loro Stati, dei 
loro eserciti!
Le “patrie”, le “nazioni”, 
le “religioni” lasciamole 
ai borghesi e ai loro fedeli 
servitori piccolo-borghesi. 
Noi non abbiamo “patrie” 
o “nazioni” da difendere o 
“religioni” da propagan-
dare: la nostra guerra può 
solo essere la guerra di clas-
se, per conquistare infine 
il potere e dar vita alla so-
cietà senza classi, senza 
sfruttati e sfruttatori. Orga-
nizziamoci dunque, fin da 
oggi, per rompere l’unità 
nazionale e opporci alle po-
litiche guerrafondaie di tut-
ti i governi! Rilanciamo con 
forza la parola d’ordine del 
disfattismo rivoluzionario e 
della fratellanza proletaria 
al di sopra di ogni barriera 
e frontiera, riempiendola 
però di contenuti operativi:
Lotta aperta per la difesa 
delle condizioni di vita e 
di lavoro, con cui colpire 
duramente gli interessi 
economici e politici della 
borghesia.
Rifiuto di accettare sacri-
fici economici e sociali in 
nome dell’economia nazio-
nale.
Rottura aperta della pace 
sociale e ritorno deciso ai 
metodi e agli obiettivi della 
lotta di classe, unica reale 

Da sempre, la borghesia 
si è organizzata e si orga-
nizza in Nazione o Popolo, 
mistificando le differenze 
di classe nella pretesa sin-
tesi di una “comunità di 
valori” (“Siamo tutti sulla 
stessa barca, per gli Dei!”), 
che spaziano dalla banalità 
dell’unità linguistica alle 
più raffinate espressioni 
spirituali, dal “laicismo” al 
“bigottismo” di Stato... Per 
non parlare dell’idiozia di 
una pretesa omogenea li-
nea genetica: la “razza”. E 
da sempre, organizzandosi 
in Nazione, in Popolo Ar-
mato, le diverse borghesie 
ci hanno trascinato e utiliz-
zato come arma e carne da 
cannone per conquistare 
mercati e spazi d’investi-
mento.
È da queste trappole che 
la nostra classe si deve li-
berare, sulla base non cer-
to della contrapposizione 
retorica e idealistica, ma 
sulla base dei duri fatti ma-
teriali: con la lotta politica, 
con la lotta sociale a cui ci 
costringe e a cui ci allena la 
quotidiana constatazione 
delle differenti condizioni 
di vita, lavoro, ruoli e fun-
zioni, che scaturiscono dal-
la moderna organizzazione 
sociale.
Di questa lotta portata fino 
in fondo la borghesia ha 
istintivo, ferino e feroce, 
terrore. E a questa lotta bi-
sogna prepararsi senza re-
torica, ma con tenacia e pa-
zienza: riprendere e usare 
le armi più appropriate, a 
partire dall’organizzazione 
della nostra classe in Par-
tito, cioè in una comunità 
che difende e propugna i 
nostri interessi quotidiani 
e storici contro tutte le mi-
stificazioni dei nostri ne-
mici – le patrie, le religioni, 
le unità popolari, le econo-
mie nazionali... e tutte le al-
tre balle!.
Il proletariato che parla tutte 
le lingue del mondo, se non è 
rivoluzionario, se non segue 
un suo progetto politico in-
dipendente, internazionale e 
antinazionale, è destinato a 
rimanere un animale da red-
dito nelle mani dei suoi pa-
droni, sacrificabile in nome di 
una qualsiasi divinità sull’al-
tare di una qualsiasi patria. 

e praticabile solidarietà in-
ternazionalista, nelle me-
tropoli come nelle periferie 
imperialiste.
Rifiuto di ogni complice 
partigianesimo (nazionali-
sta, religioso, mercenario, 
umanitario, socialisteg-
giante, pacifista...) a favore 
di uno qualsiasi degli Stati 
o fronti di Stati coinvolti 
nelle guerre.
Azioni di sciopero econo-
mico e sociale che porti-
no a veri scioperi generali 
con cui paralizzare la vita 
nazionale e aprire la stra-
da a scioperi politici, atti a 
rallentare e impedire ogni 
mobilitazione e propagan-
da bellica.
Solo se le avanguardie di 
lotta della nostra classe si 
organizzeranno su questi 
contenuti (e non soltanto 
sui pur necessari ma limi-
tati terreni sindacale, am-
bientale, sociale, ecc...), ci si 
potrà preparare ad azioni di 
aperto antimilitarismo e di-
sfattismo anti-patriottico:
Lasciare che il proprio Sta-
to e i suoi alleati siano scon-
fitti, disobbedire in manie-
ra organizzata alle gerar-
chie militari, fraternizzare 
con i nostri fratelli di classe 
(essi pure intrappolati nelle 
“patrie”), tenere strette le 
armi e i sistemi d’arma per 
difendersi prima e liberarsi 
poi dai tentacoli delle isti-
tuzioni borghesi: trasfor-
mare la guerra tra gli Stati 
in guerra dentro gli Stati, 
in guerra civile, in guerra 
rivoluzionaria. 

Non ci vogliono tante 
parole. Prima e dopo la 

strage alle acciaierie Thys-
sen Krupp di Torino nel 
dicembre 2007, gli omicidi 
di lavoratori sul luogo del 
loro sfruttamento non si 
sono mai fermati – in Italia 
come ovunque nel mon-
do. E, come sempre, dopo 
quest’ultima alla centrale 
elettrica ENEL della diga di 
Suviana, nel Bolognese, si 
scatenerà il solito macabro 
balletto delle responsabili-
tà di Tizio, Caio e Sempro-
nio, delle accuse e delle 
difese, delle inchieste e dei 
processi-farsa, della retori-
ca tanto più schifosa quan-
to più è piagnucolosa. 
Ma l’assassino è sempre 
lo stesso e lo conosciamo 
bene: è il modo di produ-
zione capitalistico fondato 
sulla ricerca spasmodica 
del profitto. Il profitto ha bi-
sogno di flessibilità, di pre-
carietà, di ritmi snervanti, 
di straordinario, di cottimo, 
di orari prolungati, di la-
voro notturno, di disoccu-
pazione e immigrazione, 

di lavoro nero, femminile, 
infantile, di una selva ma-
fiosa di appalti e subappalti 
dove regna lo sfruttamento 
più bieco e nascosto; obbli-
ga a sgobbare in ambienti 
disumani e disumanizzan-
ti, pericolosi, senza misure 
di prevenzione e di sicu-
rezza; accorcia la vita che 
si vorrebbe vivere e allunga 
quella che si deve regala-
re al capitale. Quella per il 
profitto è una guerra che il 
capitale ci obbliga a com-
battere quotidianamente 
sui fronti interni, mentre 
su quelli esterni ci massa-
cra a decine e decine di mi-
gliaia per interessi econo-
mici, commerciali, strate-
gici – senza sosta, senza via 
di scampo, senza pace che 
non sia un breve illusorio 
intervallo fra un massacro 
e l’altro.
Questo è l’assassino! E noi 
siamo per la condanna a 
morte di questo assassino, 
una condanna a morte che 
è, giorno dopo giorno, sem-
pre più inevitabile, neces-
saria. Altrimenti la strage, 

le stragi, su tutti i fronti, non 
cesseranno mai.
Basta con le patetiche di-
mostrazioni di cordoglio: 
solo i proletari possono 
seppellire i loro morti – con 
la lotta senza quartiere! Ba-
sta con gli “scioperi farsa” 
da parte di organizzazioni 
sindacali che stanno sul 
conto spese delle aziende 
e dello Stato. I nostri fra-
telli di classe, stritolati dal-
la macchina capitalistica, 
chiedono ben altro, e non 
da oggi: 

· Sciopero generale ad 
oltranza e senza limiti di 
tempo
· Blocco della produzione, 
della distribuzione e dei 
servizi
· Riduzione drastica dell'o-
rario di lavoro a parità di 
salario
· No al lavoro straordina-
rio, notturno, usurante, 
precario, flessibile, nero
· No alla società del profit-
to, per la dittatura proleta-
ria, per il comunismo. 
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Offenes Treffen in Berlin:

Jeden letzten Donnerstag im Monat um 19 Uhr öffnen wir das Café Comunista als offenes
Treffen, wo wir über aktuelle Themen diskutieren sowie über linkskommunistische Theorien
und Positionen informieren.

Im RAUM, Rungestraße 20, Berlin-Mitte
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